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78. Sitzung 

Bonn, den 29. Juni 1984 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute 
hat der Abgeordnete Löher seinen 60. Geburtstag. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er feiert noch! — 
Pfeffermann [CDU/CSU]: Er trinkt mit sei

-

ner Familie Kaffee!) 

— Das ist wunderbar. Trotzdem gratulieren wir ihm 
alle recht herzlich. 

(Beifall) 

Auf Grund einer Vereinbarung im Ältestenrat 
wird vorgeschlagen, in der Sitzungswoche vom 
10. September 1984 — das ist die erste Sitzungswo-
che nach der Sommerpause — mit Rücksicht auf 
die für diese Woche vorgesehene Haushaltsbera-
tung keine Fragestunde durchzuführen. Findet das 
Ihre Zustimmung? — Kein Widerspruch. Dann ist 
das so beschlossen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung um zwei Punkte, die Zusatz-
punkte 6 und 7, erweitert werden. Diese Punkte 
sind in der Liste „Zusatzpunkte zur Tagesordnung", 
die Ihnen vorliegt: 

6. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der Verord-
nung der Bundesregierung 
Aufhebbare Zweiundfünfzigste Verordnung zur Änderung 
der Ausfuhrliste 
— Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung — 

— Drucksachen 10/1446, 10/1677 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Reuschenbach 

7. Beratung des Antrages der Abgeordneten Kroll-Schlüter, 
Wissmann, Braun, Breuer, Sauer (Stuttgart) und der Frak-
tion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Eimer (Fürth), Frau Dr. Adam-
Schwaetzer, Cronenberg (Arnsberg), Frau Seiler-Albring 
und der Fraktion der FDP 
Lösungsvorschläge aus dem Schlußbericht der Enquete-
Kommission Jugendprotest im demokratischen Staat 

— Drucksache 10/1692 — 

Gleichzeitig mit der Aufsetzung der Zusatz-
punkte auf die Tagesordnung soll, soweit erforder-

lich, von der Frist für den Beginn der Beratung 
abgewichen werden. Auch damit ist das Haus ein-
verstanden? — Dann ist das auch so beschlossen. 

Die Fraktion der GRÜNEN hat ihren Antrag, drei 
Punkte zusätzlich auf die Tagesordnung zu setzen, 
zurückgezogen, so daß wir diese Punkte nicht zu 
behandeln brauchen. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Von denen sind 
j a auch keine da!) 

— Doch, Frau Nickels hat das eben alles mitgeteilt. 
Das ist alles in Ordnung. 

Ich rufe dann Zusatzpunkt 3 zur Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 
Die finanziellen Risiken der Deutschen Bun-
despost durch die flächendeckende Verkabe-
lungspolitik des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen 

Die Fraktion der SPD hat gemäß Nr. lc der An-
lage 5 unserer Geschäftsordnung diese Aktuelle 
Stunde verlangt. Ich eröffne die Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Walther. 

Walther (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Diese Aktuelle Stunde ist notwendig ge-
worden, weil der Bundespostminister zum wieder-
holten Male öffentlich ins Gerede gekommen ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sie ist aber auch deshalb nötig geworden, weil eine 
Reihe von Fragen - Herr Kollege Dr. Friedmann, 
Sie wissen das — im Rechnungsprüfungsausschuß 
und im Haushaltsausschuß unbeantwortet und un-
geklärt geblieben sind. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Und in der Fra-
gestunde erst gar nicht aufgerufen werden 

konnten, weil Ihre Leute fehlten!) 

In der an Skandalen gewiß nicht armen Ge-
schichte dieser Bundesregierung Kohl/Genscher 
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Walther 
nimmt der Bundespostminister eine herausragende 
Stellung ein. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Pfeffermann [CDU/CSU]: Ja, er sorgt für 

Arbeitsplätze!) 

Durch sein ungeschicktes Verhalten, welches ihm 
im übrigen j a schon einmal eine väterliche Ermah-
nung durch den Herrn Bundeskanzler eingetragen 
hat, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

hat er den Ruf der Deutschen Bundespost und ihrer 
Mitarbeiter leichtfertig aufs Spiel gesetzt. Ein Para-
debeispiel dafür ist das, was wir heute morgen zu 
besprechen haben: das jetzt vorliegende Gutachten 
des Bundesrechnungshofs über die Wirtschaftlich-
keit der Breitbandverkabelung. 

Ich möchte im Namen meiner Fraktion zunächst 
dem Bundesrechnungshof Dank für seine gewissen-
hafte, objektive und fundierte Arbeit sagen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Übrigens, dieses Werk hat der Haushaltsausschuß 
in Auftrag gegeben, nicht der Bundespostminister, 
der es eigentlich hätte tun sollen 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

oder der zumindest selbst solche Untersuchungen 
hätte anstellen müssen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Warum 
hat er das wohl nicht gemacht?) 

Ich möchte Ihnen, Herr Kollege Dr. Friedmann, und 
den Kollegen der Regierungskoalition im Haus-
haltsausschuß herzlich Dank dafür sagen, daß Sie 
durch Ihr Verhalten die Anforderung dieses Gut-
achtens ermöglicht haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Sie, Herr Bundespostminister, den Kolle-
gen der Regierungskoalition intern jetzt vorwerfen, 
diese hätten Sie in die Pfanne gehauen, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Quatsch!) 

dann beweisen Sie damit nur, welch gestörtes Ver-
hältnis Sie zu der Stellung eines unabhängigen, an 
Aufträge und Weisungen nicht gebundenen Abge-
ordneten haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß Ihr Druck trotzdem ausgereicht hat, zeigt die 
gestrige Abstimmung im Haushaltsausschuß, mit 
dem die einvernehmliche Beschlußempfehlung des 
Rechnungsprüfungsausschusses kassiert worden 
ist. 

Aus der Fülle der zu treffenden Feststellungen 
greife ich nur wenige heraus. Der Bundespostmini-
ster hat seine Verkabelungsentscheidung auf der 
Grundlage eines völlig unzureichenden, ja chaoti-
schen Datenmaterials getroffen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Ich sage Ihnen, jedes Vorstandsmitglied eines Pri-
vatunternehmens wäre bei einem solchen Verhal-
ten sofort hochkantig gefeuert worden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Zweitens. Der Bundespostminister hat seine eige-
nen unzulänglichen Vorgaben bewußt zu optimi-
stisch gehalten, um eine Rentabilität vorzutäu-
schen, die es gar nicht gibt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Warum 
wohl?) 

Die Vorgaben waren politisch, nicht ökonomisch, 
und sollten eine Pseudorechtfertigung für den me-
dienpolitischen Hobbyreiter Schwarz-Schilling dar-
stellen. 

(Zurufe von der SPD) 

Drittens. Der Bundesrechnungshof stellt fest, daß 
nach den Preisständen von 1983 die Investitionsko-
sten nicht 13 1/ 2  Milliarden DM, wie von Herrn 
Schwarz-Schilling angegeben, sondern weit über 21 
Milliarden DM betragen werden. In seiner Presse-
konferenz nach Vorlage des Gutachtens sagte der 
Minister, er habe schon immer mit Kosten zwi-
schen 20 und 30 Milliarden DM gerechnet, und da-
bei tut er so, als befände er sich in völliger Überein-
stimmung mit dem Bundesrechnungshof. In Wahr-
heit meint der Bundespostminister aber die volks-
wirtschaftlichen Kosten, also die von Post und Pri-
vaten aufzubringenden Kosten. Im Haushaltsaus-
schuß hat der Postminister im letzten Herbst eine 
Summe von 25 Milliarden DM genannt und hat 
dann diese Summe als sich aus Investitions- und 
Kapitalfinanzierungskosten der Deutschen Bundes-
post zusammensetzend definiert. Er gibt immer 
eine Definition, wie sie ihm gerade paßt. Im übri-
gen, Herr Bundespostminister, wenn die letztge-
nannte Definition stimmt, dann betragen die Ko-
sten nach den Kriterien des Bundesrechnungshofes 
jetzt nicht 25 Milliarden DM, sondern es sind weit 
über 50 Milliarden. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dazu hat der 
Wehner mal Quatsch und quätscher gesagt! 
Da hat er recht gehabt! Was sollen denn 

solche Zahlen?) 

— Ach Gott, Herr Kollege Pfeffermann, gerade Sie 
müssen von Quatsch reden — bei Ihren Redebeiträ-
gen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dieses unglaubliche Verwirrspiel soll nur verschlei-
ern, daß sich der Bundespostminister gewaltig ver-
rechnet hat. Er hat damit jedenfalls auch mich im 
Postverwaltungsrat getäuscht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das Fazit aus diesen 
wenigen Feststellungen lautet: Dieser Bundespost-
minister ist untragbar, ja noch mehr, er ist eine 
Gefahr für die Deutsche Bundespost. Nachdem der 
Herr Bundeskanzler ja bei Herrn Derwall war und 
sich mit gelben und roten Karten auskennt, sage 
ich: Die gelbe Karte hat er Herrn Schwarz-Schilling 
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schon vorgeführt; jetzt wird es Zeit, daß er ihm die 
rote zeigt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Pfeffermann [CDU/CSU]: Ausgesprochen 
schwach! Lieber Gott, das war die Aktuelle 
Stunde! Dafür müssen wir früh aufste

-

hen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Nur der guten Ord-
nung halber: „Quatsch" ist nicht ganz parlamenta-
risch unter den Kollegen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ich habe einen 
der Altväter zitiert, Frau Präsident!) 

— Ach so, Pardon. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ich habe ja nur 
zitiert!) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Fried-
mann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Thema dieser Aktuellen Stunde ist die Wirtschaft-
lichkeit der Breitbandverkabelung. Wir haben es 
also mit der wirtschaftlichen Seite einer techni-
schen Sache zu tun, denn die Breitbandverkabelung 
bietet die Möglichkeit, mehr Übertragungswege für 
Rundfunk- und Fernsehübertragungen zur Verfü-
gung zu stellen. 

Ich möchte von vornherein klarstellen: Die Union 
will mehr Übertragungsmöglichkeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wir wollen Programmvielfalt bei Rundfunk und bei 
Fernsehen und wollen dafür auch die organisatori-
sche Möglichkeit für ein privates Fernsehen. Da 
gibt es überhaupt keinen Dissens innerhalb der 
Union. Allerdings, die Breitbandverkabelung war 
Gegenstand heftiger Diskussionen. In der Öffent-
lichkeit ist gesagt worden, dies sei eine falsche 
Technik, die zu viele Milliarden verschlinge. Ich 
gebe gerne zu, ich war derjenige, der im Haushalts-
ausschuß angeregt hat, dieses Gutachten anzufor-
dern. Der Haushaltsausschuß hat dann einstimmig 
zugestimmt. Heute bestreitet aber niemand, daß 
dieses Gutachten hilfreich und wertvoll für alle war; 
das bestreitet auch der Postminister nicht. Es ist 
richtig, daß die Investitionen vom Rechnungshof 
auf 21,3 und nicht auf 13,5 Milliarden DM beziffert 
werden, also um 8 Milliarden DM höher. Der Rech-
nungshof sagt, woher dies kommt. Die Kosten pro 
Übergabepunkt lägen nicht bei 1 600 DM, sondern 
bei 2 200 DM. Er sagt, pro Übergabepunkt könnten 
im Schnitt nicht drei Wohnungen, sondern nur 
zweieinhalb angeschlossen werden. Er sagt, die Be-
triebs- und Personalkosten lägen nicht bei 3%, son-
dern bei 6,2 %. Der Rechnungshof sagt weiter, die 
Akzeptanz sei mit 90 % zu hoch angesetzt; man 
könne nur mit 80 % rechnen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich persönlich bin der Meinung, daß die Annahmen 
hinsichtlich der Lebensdauer der Anlagen und hin- 

sichtlich einer Akzeptanz von 80 % möglicherweise 
auch noch zu optimistisch sind. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 
Aber, meine Damen und Herren, diese Daten be-

ruhen auf den Erfahrungen eines Jahres. Dann hat 
man natürlich noch nicht die letzte Sicherheit. Die 
Beratungen innerhalb der Fraktion und in den Par-
lamentsgremien haben folgendes ergeben. 

Erstens. Ich möchte feststellen: Eine Vollverka-
belung der Bundesrepublik steht nicht zur Diskus-
sion. 

(Zuruf von der SPD: Gott sei Dank!) 
— Etwa ein Drittel der Haushalte wird nicht verka-
belt, was nicht bedeutet, daß es ein Stadt-Land-
Gefälle gibt; denn wenn jetzt die Ballungsgebiete 
verkabelt werden, gilt ein geschlossenes Dorf auf 
dem flachen Land genauso als Ballungsgebiet wie 
eine Großstadt. 

Zweitens möchte ich feststellen: Es besteht Klar-
heit, daß sich diese Breitbandverkabelung wirt-
schaftlich lohnen muß. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
Es ist zugestanden, daß während der ersten Jahre 
auf Teilkostenbasis kalkuliert wird, um an den 
Markt heranzukommen; aber auf mittlere Sicht, 
d. h. etwa ab sechs bis sieben Jahre, muß sich diese 
Breitbandverkabelung auf Vollkostenbasis rentie-
ren. 

Drittens ist es genauso klar und ausdiskutiert, 
daß nicht nur auf die Verkabelung, sondern auch 
auf neue Techniken gesetzt wird, wie auf den direkt 
abstrahlenden Rundfunksatelliten und auf die 
Richtfunktechnik. 

Meine Damen und Herren, es ist vom Rechnungs-
hof nicht bestritten worden, daß es richtig war, den 
Weg der Verlegung von Kupferkoaxialkabeln zu ge-
hen, und es ist nicht bestritten worden, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das ist aber 
zu bestreiten!) 

daß es richtig war, Baumstrukturen zu wählen. 
Trotzdem möchte ich nicht verkennen, daß Risiken 
für die Post wie bei jedem neuen Geschäft bleiben. 
Deshalb wird es in jedem Fall notwendig sein, daß 
das Parlament die Arbeit des Bundespostministers 
kritisch begleitet. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Frau Präsidentin! Kollegin-
nen und Kollegen! Der Bundesrechnungshof hat in 
seinem Bericht zur Wirtschaftlichkeit des öffentli-
chen Breitbandverteilnetzes eine bemerkenswerte 
Feststellung gemacht, die auch die heutige Aktuelle 
Stunde rechtfertigt. Das ist die Feststellung, daß es 
eine politische Entscheidung ist, ob der Bundespost 
unter Inkaufnahme außerordentlicher unterneh-
menspolitischer und betriebswirtschaftlicher Risi-
ken zugemutet werden kann, gemeinwirtschaftliche 
Aufgaben wahrzunehmen. Wir GRÜNEN sagen, es 
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handelt sich nicht um gemeinwirtschaftliche Aufga-
ben, wenn die Bundesrepublik verkabelt wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gemeinwirtschaftliche Aufgaben wären allein dann 
gegeben, wenn diese Regierung alles in Angriff 
nimmt, was mit der Gesunderhaltung des Lebens zu 
tun hat, d. h. wenn es um Aufgaben geht, die uns die 
Umweltzerstörung stellt. Auch nur mit diesen Auf-
gaben könnten wir auf anderen Märkten Innova-
tion und Anerkennung finden, während wir, wenn 
wir mit den Medien, wozu die Breitbandverkabe-
lung die Öffnung sein soll, wenn wir mit der Me-
dientechnologie auf andere Märkte gehen, im be-
sten Fall durch die Konkurrenz andere verdrängen 
können, was uns aber kaum gelingen wird. 

Ich komme auf die politische Entscheidung zu-
rück. Diese politische Entscheidung bedeutet auch, 
daß wir alle diese Entscheidung verantworten, Par-
lamentarier, Politiker — nicht der Bundespostmini-
ster allein —, und die politische Öffentlichkeit. Das 
heißt, daß wir selbst uns viel mehr mit dieser Breit-
bandverkabelung befassen müssen. Es tun dies be-
reits Leute, z. B. die, die in Berlin und München eine 
Klage gegen den Kabelgroschen, d. h. gegen die er-
höhten Fernsehgebühren angestrengt haben, die 
widerrechtlich für die Kabelpilotprojekte abge-
zweigt werden. Es tun dies auch die Gewerkschaf-
ten, die Postgewerkschaften und der DGB, die fra-
gen, ob wir das Kommerzfernsehen oder den Korn-
merzrundfunk überhaupt annehmen wollen. Diese 
Frage gründet sich auf die Zweifel, ob wir wirklich 
eine bessere Qualität der Programme bekommen, 
da die privaten Anbieter j a allein auf die Werbeein-
nahmen angewiesen sind. 

Der politischen Verantwortung ist sich z. B. auch 
der Verband der Postbenutzer bewußt, der eine au-
ßerordentlich fundierte Dienstaufsichtsbeschwerde 
über den Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen, Herrn Dr. Christian Schwarz-Schil-
ling, beim Bundeskanzler eingereicht hat, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Der lebt doch 
von seiner Konträrstellung zum Postmini

-

ster!) 

in der er seine große Sorge über die Vernachlässi-
gung der anderen Postdienste zum Ausdruck ge-
bracht hat. Er hat ausgeführt, daß wir in bezug auf 
den Paket- und Briefdient in nahezu mittelalterli-
che Verhältnisse zurückgefallen sind. Ist Ihnen viel-
leicht noch in Erinnerung — nein, es kann nicht 
sein; aber vielleicht wissen Sie es von Ihren Großel-
tern her —, daß vor 70 Jahren ein Brief im Stadtver-
kehr 2 Pf und im Landverkehr 10 Pf gekostet hat? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dieser Minister 
hat keine Portoerhöhung gemacht!) 

Das Konzept der Breitbandverkabelung hat jeden-
falls zu außerordentlichen Gebührenerhöhungen in 
den anderen Diensten geführt. 

Weiter sind sich der politischen Verantwortung 
natürlich auch die Antikabelgruppen bewußt, die 
mit ihrem Slogan „Laß dich nicht verkabeln" doch 
schon einen gewissen Erfolg hatten, denn der Bun-
despostminister strebt, wie hier eben ausgeführt  

wurde, nicht mehr die flächenmäßige Verkabelung 
an, sondern er hat in dieser Beziehung sein Kon-
zept geändert. 

Der Bundespostminister hat in der letzten Sit-
zung des Postausschusses gesagt, es gebe noch 
keine Untersuchungen, noch keine Marktanalysen 
über die Akzeptanz. Die Bundespost geht aber in 
bezug auf Akzeptanz höchst abenteuerliche Wege, 
zum Teil sogar durch Ausübung von Druck. Ich 
möchte auf das Mietrecht hinweisen. Es ist über-
haupt noch nicht geklärt, wie sich eine Verkabelung 
mietrechtlich auf Vermieter und Mieter auswirkt, 
ob sie wirklich eine Erhöhung des Wohnwertes be-
deutet. Ungeklärt sind auch die Auswirkungen auf 
das Wegerecht der Gemeinden. Die Post schließt 
mit den Gemeinden einen Gestattungsvertrag ab 
und verpflichtet sich, für den Fall, daß das Wege-
recht infolge der Anfechtung durch die Gemeinden 
nicht der Post zugestanden wird, die Ausgaben zu 
erstatten. 

Ich meine, der Bundespostminister wird vielleicht 
noch einmal froh sein, wenn er sich aus einem aus 
der Bahn geworfenen Satelliten katapultieren 
kann, damit er nicht, wie das z. B. im alten China 
üblich war, angesichts der Verfehlungen die Kabel 
alle eigenhändig wieder aus der Erde reißen muß. 

Wir sind gegen die Verkabelung. 
(Beifall bei den GRÜNEN — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Das habe ich mir schon immer 
gedacht, daß Sie, daß die GRÜNEN im al-

ten China leben!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Hoffie. 

Hoffie (FDP): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die SPD-Fraktion hat eine Aktuelle Stunde 
über eine Wirtschaftlichkeitsberechnung beantragt, 
deren Ergebnisse genau zehn Jahre alt sind. Denn 
was der Bundesrechnungshof jetzt festgestellt hat, 
entspricht exakt den Zahlen, die von der Kommis-
sion für den Ausbau des technischen Kommunika-
tionssystems 1974 und 1975 prognostiziert worden 
sind. Diese sogenannte KtK, der ich ebenso angehö-
ren durfte wie z. B. die Herren Glotz und Lafontai-
ne, stellte schon damals fest: Die Gesamtinvestitio -
nen für nahezu flächendeckende Verkabelung wer-
den 22 Milliarden DM, die monatlich zu erhebenden 
Gebühren müßten 16,50 DM betragen. Der Bundes-
rechnungshof spricht jetzt von Investitionen von 
21,5 Milliarden DM und monatlichen Gebühren von 
15,50 DM. 

Im Streit ist hier heute überhaupt nichts anderes 
als die Berechnungsgrundlage einer Teil- bzw. ei-
ner Vollkostenberechnung. Im Streit ist die Frage, 
ob wir schon in den Anlaufjahren neuer Fernseh-
programme und Kommunikationsdienste alle Ver-
waltungs- und Personalkosten den Benutzern auf 
Mark und Pfennig in Rechnung stellen sollten oder 
ob zunächst eine Einstiegsgebühr für die Marktöff-
nung sinnvoller ist. 

Auch der Bundesrechnungshof sagt, dies sei letzt-
lich eine politische Entscheidung. Die FDP ist be-
reit, diese Entscheidung zu treffen. Wir wollen den 
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Fortschritt in den Informations- und Kommunika-
tionstechniken. Wir treten für Wachstumsmärkte 
der Zukunft ein, die ja auch neue Arbeitsplätze 
schaffen. Wir wollen uns nicht aus einer Schlüssel-
industrie abmelden. Wir bekennen uns zum freien 
Zugang aller Bürger zur Vielfalt und zur Auswahl 
neuer Informations-, Nachrichten- und auch Unter-
haltungsquellen. SPD und GRÜNE, meine Damen 
und Herren, wollen das nicht. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
Aber wer die Umkehr oder den Stopp in der Kabel-
politik verlangt, wer auf Glasfaser- oder Satelliten-
programme warten will, verkennt, daß richtig bleibt, 
was die KtK vor zehn Jahren unter Mitwirkung von 
Wirtschaft, Gewerkschaften und Wissenschaft über-
einstimmend erklärt hat: Der Ausbau der Telekom-
munikation genießt hohe Priorität. Kupfer- und 
Glasfasernetze, Satelliten, die Programme direkt 
ausstrahlen oder in Kabelantennen einspeisen, ste-
hen eben nicht in Konkurrenz zueinander, sondern 
sie bedingen und ergänzen einander. Deshalb müs-
sen, meine Damen und Herren, die Optionen dafür 
offengehalten werden, in welchem Umfang welche 
Technik bezahlt und genutzt werden soll. Um die 
Neubestimmung dieser Gesamtstrategie geht es. Es 
geht um einen marktorientierten, nachfragegerech-
ten Ausbau des Kabelnetzes. 

Niemand kann erwarten, daß sich vor Läden, in 
deren Regalen überhaupt noch keine Waren liegen, 
schon lange Kundenschlangen bilden. Deshalb wie-
derholen wir unsere Forderung, daß die Länder 
endlich mit medienpolitischen Entscheidungen den 
Weg für mehr und für neue Programme und 
Dienste freimachen müssen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So ein 
Schwachsinn!) 

Der Bericht des Bundesrechnungshofes ist eine 
klare Bestätigung der Positionen, die die FDP zur 
Kabelpolitik in diesem Hause in den Debatten von 
Ende letzten Jahres vertreten hat. Dieser Bericht 
bestätigt unsere damaligen Warnungen an den 
Postminister hinsichtlich der Kosten, der Anschluß-
dichte und der Akzeptanz. Deshalb bleiben wir bei 
unserer Auffassung, daß die neue Verkabelung im 
Gegensatz zum Telefon eben keine Aufgabe staatli-
cher Daseinsvorsorge und schon gar kein neues 
Monopol für die Post ist. Schon deshalb muß die 
Post ihre Milliarden-Risiken bei Investitionen in 
neue Kabel und Satelliten verkleinern. Dieser neue 
Markt, meine Damen und Herren, wird natürlich in 
dem Maße wachsen, in dem wir der privaten Wirt-
schaft Gelegenheit geben, sich mit Kapital und 
Know-how zu engagieren. Ich glaube, wenn das un-
ser gemeinsames Bemühen ist, können wir uns 
künftig Debatten über Gutachten des Bundesrech-
nungshofes und Aktuelle Stunden dieser Art spa-
ren. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Zander. 

Zander (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Bundesrechnungshof hat eine gute  

und gründliche Arbeit vorgelegt. Der Bericht doku-
mentiert, daß der Bundespostminister die Öffent-
lichkeit mit falschen Angaben über die Kosten sei-
ner Pläne irregeführt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

In einer Pressekonferenz des Postministers ist zu-
dem deutlich geworden, daß der Bundespostmini-
ster die Öffentlichkeit über seine wahren Absichten 
bisher getäuscht hat. — Das ist im Streit, Herr Ab-
geordneter Hoffie. Die Aktuelle Stunde ist notwen-
dig geworden, weil wir über die Pressekonferenz 
des Bundespostministers vom 19. Juni und die dort 
gezeigte Ignoranz des Ministers nur den Kopf 
schütteln können. 

Wir Sozialdemokraten finden, daß der Bericht un-
sere Bedenken eindrucksvoll bestätigt hat. Wir hal-
ten die Breitbandverkabelung für prinzipiell falsch 
und für unwirtschaftlich. Sie sollte daher aufgege-
ben werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf den Seiten 92 bis 94 des Berichtes werden die 
Gründe in einer Gesamtbewertung zusammenge-
faßt. Dort führt der Bundesrechnungshof aus — ich 
zitiere —: 

Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist 
eine Amortisation der beabsichtigten Investi-
tionen in BK-Netze innerhalb der Nutzungszeit 
bei den derzeitigen Gebühren nicht zu erwar-
ten. 

Es heißt an anderer Stelle: 

Auch bei produktions- und absatzpolitischen 
Anstrengungen wird der Deutschen Bundes-
post ein sehr großes unternehmerisches Risiko 
bei Investitionen in BK-Netze verbleiben. 

Daraus ziehe ich die Schlußfolgerung: Wenn die 
Bundesregierung ihre Verkabelungspläne nicht 
schleunigst aufgibt, wird sie die Bundespost in mas-
sive Defizite oder massive Gebührenerhöhungen 
oder beides steuern. 

Wie ist es denn eigentlich, meine Damen und 
Herren, miteinander vereinbar, auf der einen Seite 
ein sehr großes Risiko für den Bundeshaushalt ein-
zugehen, während dasselbe Bundeskabinett angeb-
lich aus Gründen der Haushaltskonsolidierung für 
Millionen von Bürgern Sozialabbau betreibt? 

(Beifall bei der SPD) 

Haben wir nun volle Kassen, oder haben wir leere 
Kassen? Soll nun auch die Post — ich frage, und ich 
frage es warnend, Herr Minister, wenn Sie gele-
gentlich einmal zuhören wollen bei der Debatte, die 
Sie betrifft — auf den Weg gebracht werden, auf 
dem die Bundesbahn in ein Milliardendefizit gera-
ten ist? Der Minister kann sich auch nicht dahinter 
verschanzen, der Bundesrechnungshof hätte falsch 
gerechnet. Der Minister selbst hat zum Bericht des 
Bundesrechnungshofes erklärt, er, der Minister, 
habe bei der Vorbereitung seiner Maßnahmen Ende 
1982 und Anfang 1983 zwangsläufig noch auf zum 
Teil dürftiges und unsicheres Zahlenmaterial zu-
rückgreifen müssen. Der Bundespostminister fährt 
dann in seiner Stellungnahme fort: „Dabei kann mit 
Befriedigung festgestellt werden, daß die sehr sorg- 
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fältigen Analysen und Erhebungen des Bundes-
rechnungshofes die Zahlen der Deutschen Bundes-
post weitgehend bestätigen." Ich nenne das Chuz-
pe. 

Nichts ist bestätigt worden, Herr Postminister, je-
denfalls nichts, was die entscheidenden Punkte Ih-
rer Berechnungen angeht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nicht 13,5 Milliarden DM, sondern mehr als 21 Mil-
liarden werden für eine weitgehend flächendek-
kende Verkabelung aufzuwenden sein. Die übrigen 
Abweichungen hat der Kollege Friedmann Ihnen 
hier schon vorgeführt. 

Meine Damen und Herren, es ist wohl auch noch 
nicht jedermann klar, daß der Postminister die 
Zwangsverkabelung plant. Das heißt, wenn die Bür-
ger nicht freiwillig bereit sind, dann droht die Ge-
walt des Gesetzgebers, der Zwangsanschluß ans 
Kabel mit allen damit verbundenen Kosten. 

Nun hat der Minister, inzwischen auf dem Rück-
zug, erklärt, er denke gar nicht an eine flächendek-
kende Verkabelung, er habe daran nie gedacht. Es 
werde mit Sicherheit dünner besiedelte Gebiete ge-
ben, die niemals verkabelt würden und zu deren 
Versorgung direkt empfangbare Satelliten einge-
setzt werden müßten. Wir wollen von ihm wissen 
und wissen es bis heute nicht, welche Gebiete etwa 
Schleswig-Holsteins oder Niedersachsens denn nun 
die dünn besiedelten sind, die von den Wohltaten 
des Kabels ausgeschlossen werden. Meine Damen 
und Herren, es gibt eine Fülle von Belegen dafür in 
den Protokollen des Postverwaltungsrates, in amtli-
chen Begründungen zur Änderung der Fernmelde-
ordnung, worin eindeutig von den Plänen einer Flä-
chendeckenden Vollverkabelung die Rede ist. 

Wir Sozialdemokraten wollen dieses finanzielle 
Abenteuer auf keinen Fall unterstützen. Wir appel-
lieren an den Minister: Geben Sie diese Pläne auf! 

Die „Süddeutsche Zeitung" hatte am 22. Juni ei-
nen Kommentar überschrieben: „Über die Kabel ge-
stolpert". Ich möchte es so sagen, Herr Bundesmini-
ster: Wenn Sie angesichts des für Sie verheerenden 
Berichts des Bundesrechnungshofs Ihre Pläne 
nicht schleunigst aufgeben, dann müßten Sie ei-
gentlich politisch nicht über die Kabel stolpern, son-
dern über die Klinge springen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Lachen bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Weirich. 

Weirich (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn Sie die Verkabelung, meine 
Damen und Herren von der SPD, in den 70er Jah-
ren so intensiv betrieben hätten wie die Kabbelei 
nach der Wende, dann hätten der Postminister und 
wir überhaupt keine Probleme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe einmal nachgezählt. Sie haben bis zum 
gestrigen Tage den Postminister 24mal zum Rück

-

tritt aufgefordert, heute wieder. Wir feiern heute 
das silberne Rücktrittsjubiläum der SPD. 

(Heiterkeit) 

Ich kann nur sagen, dies ist ein typisches öffentlich-
rechtliches Programm, es lebt von seinen Wiederho-
lungen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Beim Privatfernsehen könnten Sie damit nicht be-
stehen, deswegen empfehle ich Ihnen eine bessere 
Dramaturgie der Öffentlichkeitsarbeit. Vielleicht 
machen Sie, Herr Paterna, einmal ein Seminar für 
Öffentlichkeitsarbeit bei Herrn Bölling. 

In Wirklichkeit wollen Sie über die Tristesse der 
sozialdemokratischen Medienpolitik hinwegtäu-
schen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Mickymaus!) 

Die besteht aus fünf Punkten: Erstens wollen Sie 
einen totalen Kabelstopp. Gleichzeitig stehen so-
zialdemokratische Gemeinden in der Warteschlan-
ge für die Verkabelung. Sie haben Brandreden ge-
gen Kommerzfernsehen im Bundestag gehalten. 
Gleichzeitig stand der letzte Finanzminister im letz-
ten Aufgebot von Helmut Schmidt beim ersten Pri-
vatfernsehveranstalter für ein millionenschweres 
Engagement auf der Matte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vielleicht organisieren Sie Herrn Lahnstein einmal 
als One-Dollar-Man. Da erklärt Herr Glotz die 
Wende in der Medienpolitik, und da ruft ihm Herr 
Börner zu: Kommt für uns nicht in Frage, wir wol-
len eine Monopolinsel. Und er sagt: „Lassen Sie 
Ihre intellektuellen Schlauchboote vorbeifahren." 
Da erklärt der Hamburger Wirtschaftssenator in 
Bonn: Wir wollen die Medienmetropole Hamburg 
ausbauen. Gleichzeitig verwehren Sie dem Privat-
fernsehveranstalter in Hamburg die Verkabelung, 
auf die er setzt. Sie, Herr Paterna, halten Philippi-
ken gegen die Verkabelung, und gleichzeitig kommt 
ein sozialdemokratischer Bundestagskollege und 
fragt in Nordrhein-Westfalen an, wie es eigentlich 
mit einem privaten Programm wäre, das wir ge-
meinsam machen könnten. 

Das alles erinnert mich an die ideologisch ver-
krampfte Haltung von neuzeitlichen Absolutisten, 
die sagen: Nach langem Hin und Her haben wir uns 
dafür entschieden, Autos zuzulassen, aber wir wol-
len keine Straßen bauen, auf denen diese Autos fah-
ren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen habe ich Ihnen, Herr Paterna, heute mor-
gen als Präsent vor der Sommerpause ein durch-
sichtiges Glasfaserkabel mitgebracht, damit Sie 
endlich medienpolitischen Durchblick bekommen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun zur Sache selbst sieben kurze Feststellun-
gen: 

Erstens. Das Gutachten des Rechnungshofes gibt 
wertvolle Fingerzeige für wirtschaftlicheres Han- 
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Weirich 
dein, die beachtet werden sollten, aber es beschreibt 
nur den Ist-Zustand und die Vergangenheit, und 
vom Ist-Zustand wissen wir alle, daß sich die Ein -
stiegsphase nicht rechnet. Das gilt für jeden Dienst 
der Deutschen Bundespost, das gilt auch für Bild-
schirmtext und andere Dienste, die völlig unbestrit-
ten sind. Konstruktive Postpolitik für die Zukunft 
heißt, alle technischen Möglichkeiten — Kabel und 
Satellit — zu nutzen. 

Zweitens. Wer aufs Kabel verzichtet, kastriert die 
Fernmeldesatellitentechnik. Er weist ihr nur Da-
ten- und Telefonübertragung zu und verzichtet be-
wußt auf die Chance der Rundfunkübertragung. 
Das wäre töricht. 

Drittens. Satellit und Kabel ergänzen sich. Es 
geht nicht um die eine oder die andere Alternative. 
Von Totalverkabelung zu reden wäre falsch, von 
totalem Kabelstopp verhängnisvoll. 

Viertens. Wir fordern die Post auf, ihre Untersu-
chungen über erweiterte Nutzungsmöglichkeiten 
des Kabels für breitbandige Informationsdienste 
schnell abzuschließen. Herr Postminister, je vielfäl-
tiger das Kabel genutzt wird, desto besser. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Fragt 
sich nur, für wen!) 

Fünftens. Private Veranstalter brauchen Pla-
nungssicherheit. Publizistischer Wettbewerb kann 
nur entstehen, wenn jetzt verkabelt wird und die 
Satellitentechnik gleichzeitig entschlossen genutzt 
wird. 

Sechstens. Die Länder sollten ihre Verhandlun-
gen über die Nutzung der Satellitentechnik schnell 
abschließen und Landesmediengesetze verabschie-
den. Das gilt insbesondere für SPD-Länder, die nur 
reden, nicht handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Siebtens und letztens. Wir müssen höllisch auf-
passen, daß die wirtschaftliche Zukunft unserer eu-
ropäischen Telekommunikationssatellitenindustrie 
gesichert wird. Das geschieht nicht dadurch, daß 
man sich an die rote Klagemauer begibt, sondern 
nur durch intelligente Konzepte für die Nutzung 
der Satellitentechnik und zur Herstellung unserer 
Wettbewerbsfähigkeit. Das ist die eigentliche Her-
ausforderung der Medien- und Postpolitik der Zu-
kunft. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Wei-
rich, bis zum 11. im 11. sind es noch genau vier 
Monate und zwölf Tage, und ich glaube, wir sollten 
uns heute wichtigeren Dingen zuwenden, als uns 
Ihre karnevalistischen Einlagen anzuhören. 

(Beifall bei der SPD) 

So, wie sich der Minister nach und nach von sei-
nen ursprünglich flächendeckenden Verkabelungs-

plänen verabschiedet, verabschiedet er sich auch 
von seinen beschäftigungspolitischen Argumenten. 
Sozialdemokraten haben immer eine besondere 
Verantwortung des Staates bei der Schaffung und 
Erhaltung von Arbeitsplätzen gesehen. Insofern ha-
ben sie dem öffentlichen Unternehmen Deutsche 
Bundespost auch immer eine besondere arbeits-
marktpolitische Signalwirkung zugewiesen. 

Seit Beginn seiner Verkabelungsoper hat Mini-
ster Schwarz-Schilling immer wieder den arbeits-
marktpolitischen Aspekt seiner Breitbandverkabe-
lung hervorgehoben. Nur, was ist aus seinen blumi-
gen Ankündigungen geworden? Am Anfang waren 
es noch 25 000 Arbeitsplätze, die angeblich durch 
die Investition von 1 Milliarde DM im Bereich der 
Breitbandverkabelung geschaffen würden. Dann 
waren es plötzlich nur noch 20 000 Arbeitsplätze. 
Mittlerweile schätzt der Minister gegenüber dem 
Bundesrechnungshof die Beschäftigungswirkung 
auf 13 900, und nach heutiger Pressemeldung 
schätzt er nur noch 6800 neue Arbeitsplätze durch 
die Verkabelung. Der Bundesrechnungshof hat sich 
hierzu bezeichnenderweise einer Stellungnahme 
enthalten. 

Sicherlich ist eine gewisse Wirkung durch die 
Breitbandverkabelung im Hinblick auf die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze und die Erhaltung von Ar-
beitsplätzen nicht abzustreiten. Das Entscheidende 
ist aber, daß durch alternative Investitionen — z. B. 
bei der Digitalisierung des Fernsprechnetzes — auf 
Dauer erheblich mehr Arbeitsplätze erhalten und 
geschaffen werden könnten. Statt dessen investiert 
der Minister in diesen Bereich insgesamt lediglich 
400 Millionen DM. 

Letztlich dient dem Minister das Arbeitsplatzar-
gument nur als Feigenblatt für seine Verkabelungs-
pläne. Ein beschäftigungspolitisches Interesse 
könnte er zeigen, wenn er die 2 000 Fernmelde-
handwerker nach der Ausbildung übernehmen wür-
de, was nicht nur finanziell tragbar und möglich, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Und die Arbeit 
dafür abschafft!) 

sondern angesichts des Fehlbestandes von Techni-
kern und Ingenieuren bei der Deutschen Bundes-
post auch notwendig ist. Man stelle sich vor: Allein 
der Verlust bei der Verkabelung im Jahre 1984 
würde ausreichen, um den 2 000 jungen Fernmelde-
handwerkern über zehn Jahre sinnvolle Arbeit bei 
der Deutschen Bundespost zu beschaffen. 

Aber nicht nur die Zukunft der Beschäftigten ist 
dem Bundespostminister bei der Verfolgung seiner 
medienpolitischen Ziele gleichgültig, er setzt auch 
die Entwicklung ganzer Bereiche aufs Spiel, die für 
die Daseinsvorsorge der Bevölkerung von großer 
Bedeutung sind. Die Großtaten an Kahlschlägen bei 
der Postzustellung sprechen eine deutliche Spra-
che: Wegfall der Nachtleerung, Einstellung der Vor-
mittagsleerung, Einstellung der Briefkastenleerung 
am frühen Freitagnachmittag in vielen ländlichen 
Bereichen, Verschlechterung der Laufzeiten bei 
Briefen usw. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Alles Dinge, die 
zu Ihrer Zeit vorbereitet wurden! Das 
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Berschkeit 
wurde alles von seinem Vorgänger vorbe

-

reitet!) 

Hier sollen durch einseitige Rationalisierung wei-
tere Kabelgroschen zusammengekratzt werden. 
Auch wenn der Minister auf Druck des Bundes-
kanzlers weitere geplante Verschlechterungen vor-
erst zurückgestellt hat, spätestens nach der Vorlage 
des Berichts der mit den Untersuchungen beauf-
tragten Experten im Frühjahr nächsten Jahres 
wird es weiter zur Sache gehen. Die Vorbereitungen 
hat er längst getroffen, z. B. durch einen Untersu-
chungsauftrag an das Posttechnische Zentralamt in 
Darmstadt zur Schaffung sogenannter Postzustell-
fachanlagen. 

Die Frage ist, wer den Minister von seinem Vor-
haben abbringen kann. Die Mahner aus allen Berei-
chen von Gesellschaft und Wirtschaft, sei es den 
Deutschen Industrie- und Handelstag oder das 
Handwerk, scheint er nicht zu hören. Selbst Hin-
weise aus seiner eigenen Partei — und die sind ja 
nicht gerade schwach zu hören — werden von ihm 
ignoriert. Er hat den Weg in die Isolation gewählt. 
Das zeigt sich insbesondere auch im Umgang mit 
seinem eigenen Personal. 

Unternehmenskonzepte für die Deutsche Bun-
despost werden draußen erarbeitet. Führungskräf-
ten wird gedroht, daß sie in Zukunft von Informatio-
nen abgeschnitten werden; Vorgänge werden ver-
schlüsselt an das Ministerium gegeben, damit kein 
Mitarbeiter den Gesamtzusammenhang ersehen 
kann. Zuständige Abteilungsleiter erfahren erst aus 
der Presse von neuen Verkabelungsprojekten. 
Diese Liste ließe sich beliebig weiterführen. 

Fazit: Ein Unternehmer, der behauptet, ein An-
hänger der freien Marktwirtschaft zu sein, aber Un-
ternehmensentscheidungen im Alleingang trifft, 
ohne Marktanalysen erstellen zu lassen, .. . 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie unterbrechen. 

Berschkeit (SPD): ... ein Unternehmer, der auf 
Technologie setzt, die nach Auffassung vieler Ex-
perten schon längst überholt ist, ein Unternehmer 
schließlich, der über hervorragende Fachleute ver-
fügt, sie aber nicht nutzt, der kann auch ein Unter-
nehmen wie die Deutsche Bundespost in den Ruin 
führen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister für das Post- und Fernmeldewesen. 

Dr. Schwarz -Schilling, Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das lang-
ersehnte Gutachten liegt nun vor. 

(Lachen bei der SPD) 

Zunächst einmal möchte ich mich bedanken, daß es 
in sehr sachlicher Form alle diejenigen in ihrer Ar

-

gumentation begrenzt, die die Zahlenspielerei 
gerne fortgesetzt hätten. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wir haben es gehört: Herr Ministerpräsident Rau 
sprach von Verkabelungsinvestitionen in Höhe von 
40 Milliarden DM bis 60 Milliarden DM; 

(Paterna [SPD]: Das stimmt auch!) 

Herr Müller-Römer sprach von 40 Milliarden DM. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Auch der 
Herr Friedmann hält die Kosten für hö-

her!) 

Wir wissen heute, daß bei einer Vollverkabelung der 
Bundesrepublik, wenn diese 95% der Wohnungsein-
heiten umfaßt, Investitionen in Höhe von 21 Milliar-
den DM notwendig werden. Dabei stellt die Vollver-
kabelung von 95 % einen Eckwert dar. Wir haben 
von Anfang an — das können Sie sehr genau fest-
stellen, Sie haben ja auch Zugang zu den Verfügun-
gen bei den Oberpostdirektionen —, bereits am 
16. Dezember 1982, niemals daran gedacht, 95% al-
ler Wohnungseinheiten zu verkabeln, 

(Widerspruch bei der SPD) 

sondern haben mit Selbstverständlichkeit gesagt: 
Wir hören auf mit den Inselnetzen, mit den reinen 
Hochhausabschattungen, und wir werden dafür sor-
gen, daß großflächige Netze, die auch mehr Pro-
gramme in Rundfunkempfangsstellen einspeisen 
können, wie im benachbarten Ausland in der Bun-
deserepublik sofort eingeführt werden. 

(Beifall des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 

Das hat nichts mit Stadt oder Land zu tun. Der 
Venusberg hier in Bonn hat eine lockere Bebau-
ungsweise und ist daher kostenträchtiger zu verka-
beln als z. B. Meckenheim, wo Sie ein entsprechen-
des Zentrum mit einer kleineren Gemeinde haben. 
Wir haben in Deutschland meistens Haufendörfer, 
wie Sie wissen. Wir sind nicht daran interessiert, 
Einzelgehöfte oder ähnliches zu verkabeln. Unter 
solchen Annahmen kommen die 21 Milliarden DM 
zustande. 

(Paterna [SPD]: Jetzt kommt die Haufen-
verkabelung! — Horacek [GRÜNE]: Len-
ken Sie nicht ab mit Gehöften und Bauern-

höfen!) 

Wir werden nach Berechnung des Bundesrech-
nungshofes bei der Vollkostenrechnung, wenn wir 
64 % der Übergabepunkte in der Bundesrepublik in-
stalliert haben und damit 80% aller Wohnungsein-
heiten versorgen können, unter 15 Milliarden DM 
Investitionskosten kommen. Der Unterschied liegt 
dann zwischen 13 und 15 Milliarden DM. Den gebe 
ich Ihnen gerne zu. Nur war bei den 13 Milliarden 
DM ebenfalls die Vollversorgung und nicht die 80 %- 
Versorgung die Grundlage. 

Ich glaube, es ist wichtig, das zu sagen, denn Sie 
gehen jetzt wahrscheinlich durch die Lande, auch 
hier wieder wissentlich etwas Falsches sagend: Ihr 
Flächenstaaten, ihr kommt ja gar nicht mehr dran. 

(Paterna [SPD]: Richtig! So ist es! Sie ha-
ben es erkannt!) 
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Bundesminister Dr. Schwarz-Schilling 
— So, jetzt haben wir es gehört, Herr Paterna. Sehr 
gut; Sie haben es schon jetzt gesagt. 

Ich sage Ihnen hier noch einmal mit aller Deut-
lichkeit: Die drei Kategorien, über die aufgelockerte 
Bauweise bis zum Kernbereich von Städten, haben 
nichts zu tun mit Stadt oder Land, sondern sind in 
jeder Fläche für sich zu untersuchen. So wird eine 
Gemeinde von 5 000 Einwohnern eher zu verkabeln 
sein als manche Randzone einer Großstadt, die auf-
gelockerter bebaut ist. 

Nächster Punkt. Sie haben hier gesagt, daß die 
Akzeptanz vorher nicht genügend untersucht wor-
den ist. Ich möchte Ihnen sagen: Wir haben sehr 
genau Akzeptanzuntersuchungen gemacht, sowohl 
in der Bundesrepublik als auch in den benachbar-
ten Ländern. Da kann ich Ihnen nur sagen, daß ein 
Gutachten, das wir zu dieser Frage in Auftrag gege-
ben haben, ganz klar sagt: Aus der Sicht der Konsu-
menten ist die technische Infrastruktur alleine 
ohne Wert. Anschlußkosten und laufende monatli-
che Gebühren rechtfertigen sich allein durch das 
verfügbare und nutzbare Programm- und Dienstan-
gebot. Insofern kommt einer auf den Auslandser-
fahrungen basierenden Abschätzung der Attraktivi-
tät der verschiedenen Programmangebote und Zu-
satzdienste als Incentive für die Akzeptanz — und 
Nachfrageentwicklung und damit für die Rentabili-
tätsentwicklung eine entscheidende Bedeutung zu. 
Der entscheidende Akzeptanzfaktor war in den 
meisten Verkäuferländern Westeuropas die Ein-
speisung bzw. Bereitstellung von zusätzlichen, 
sonst nicht ortsüblich empfangbaren Programmen. 

(Zuruf von der SPD: Wildwest!) 

Und dann wollen Sie hier zu einer Zeit Untersu-
chungen machen, wo genau das nicht erlaubt ist, 
weil die medienrechtlichen Voraussetzungen noch 
nicht gegeben sind. Meine Damen und Herren, da-
mit führen Sie sich doch selbst ins Abseits. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. 
Däubler-Gmelin [SPD]: Der ist wirklich 
schwach! Ganz schwach! — Roth [SPD]: 

Der — furchtbar!) 

Was will die SPD im Grunde genommen über-
haupt? Sie ist im Prinzip bereits in den 70er Jahren 
gegen die Verkabelung gewesen, weil sie keine Me-
dienvielfalt wollte. Das ist der erste Grund. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das haben Sie zunächst einmal mit medienpoliti-
schen Dingen begründet. Dann haben Sie die Glas-
faser hervorgezogen und glaubten damit die 80er 
Jahre überbrücken zu können, um Medienvielfalt 
zu verhindern. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Der ist 
wirklich grauenvoll schwach!) 

Das haben wir allerdings nicht zugelassen, sondern 
wir haben wie alle anderen Länder der Welt die 
Ausbaustrategie mit dem Kupferkoaxialkabel be-
gonnen. Sie sollten sich einmal die Seite 11 des 
Rechnungshofgutachtens anschauen, wo diese Ent-
scheidung für richtig erklärt wird, während Sie 

zwei Jahre diesen Postminister ständig beschimpft 
haben, er würde auf die falsche Technik setzen. 

(Horacek [GRÜNE]: Zu Recht! — Paterna 
[SPD]: Sie können nicht einmal lesen!) 

Lesen Sie es einmal nach. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann fragen Sie: Wieso haben Sie jetzt nur 8 DM 
oder 6 DM Gebühren und 3 DM für die Zuführung? 
Das würde zu wenig sein. Haben Sie einmal nach-
gerechnet, was geschehen wäre, wenn ich die alte 
Vorlage der Bundesregierung mit 400 Millionen DM 
zu den damaligen Gebühren für die Bundespost 
umgesetzt hätte? Dann hätten wir im Jahre 1999 
mehr als 400 Millionen DM Verlust, weil die Ein-
nahmen unter den Ausgaben liegen, während die 
1 Milliarde DM, die wir theoretisch in der Planung 
vorgesehen hatten, mit unseren heutigen Gebühren 
1999 amortisiert wäre. Das heißt: Ich hätte die Bun-
despost, wenn ich Ihre Gebühren beibehalten hätte, 
echt in ein Milliardengrab gebracht. Ich habe eine 
riesige Gebührenerhöhung vornehmen müssen, um 
überhaupt in die Nähe von Rentabilität zu kom-
men. 

Nun, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
hier noch eines sagen: Die Arbeitsmarktproblema-
tik interessiert Sie nur, wenn es Proteste bei Fern-
meldeämtern gibt, 

(Widerspruch bei der SPD) 

aber nicht dann, wenn es um Entscheidungen geht, 
Arbeitsplätze bei der Deutschen Bundespost auch 
zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im vorigen Jahr haben wir 4400 Menschen im Rah-
men dieses Projekts Arbeit und Brot gegeben. In 
diesem Jahr werden wir 6800 Menschen Arbeit und 
Brot bei der Deutschen Bundespost geben. Daneben 
sind noch die 15 000 Arbeitsplätze zu sehen, die wir 
insgesamt, in der Industrie, im Elektrohandwerk, 
im Bauhandwerk, im Tiefbau, schaffen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Gleich-
zeitig vernichten Sie doch viel mehr!) 

Das ist der entscheidende Punkt: daß Sie in dieser 
Frage plötzlich gegen die Schaffung von Arbeits-
plätzen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie bauen 

doch Arbeitsplätze ab!) 

Sie sind gegen die Innovation bei der Bundespost. 

Jetzt plötzlich sagen Sie: Die Bundespost hat sol-
che Aufgaben nicht. Ich darf Ihnen zum Schluß 
zitieren, was der frühere Bundespostminister Matt-
höfer im September 1982 zu dieser Aufgabe gesagt 
hat: 

Die Bundespost als Netzbetreiber muß erheb-
lich vorleisten; das entspricht ihrer gesetzli-
chen Verpflichtung. Vorleistungen in Netze 
sind im allgemeinen langfristig, günstigenfalls 
mittelfristig angelegt. Der Auf- und Ausbau 
neuer und erst langfristig ertragreicher Netze 
wird im wesentlichen von der technischen Ent- 
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Bundesminister Dr. Schwarz-Schilling 
wicklung bestimmt. Ein Beispiel: In den 60er 
Jahren baute die Bundespost Teilnehmeran-
schlüsse auf 30 Jahre im voraus, und diese leg-
ten die Grundlage für den finanziellen Erfolg 
Mitte der 70er Jahre. 

Wir werden der Bundespost als Innovationsunter-
nehmen diese Möglichkeiten auch weiterhin geben. 
Die Bundesregierung sieht keinerlei Anlaß, von die-
ser Politik abzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Paterna. 

Paterna (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Bundespostminister, Sie haben ge-
sagt: Investitionsbedarf: 13,5 Milliarden DM. Der 
Bundesrechnungshof hat gesagt: Nein, 7,8 Milliar-
den DM mehr, also 21,3 Milliarden DM. Sie haben 
im Haushaltsausschuß gesagt: Gesamtinvestitions-
bedarf d. h. einschließlich Amortisation: 25 Milliar-
den DM. Sie haben die Bundesregierung dazu ver-
leitet, uns hier die Auskunft zu geben: Gesamtko-
sten: 20 bis 30 Milliarden DM. Wenn Sie das jetzt 
hochrechnen, ins Rechnungshofgutachten einmal 
hineingucken und nicht nur die Lyrik, sondern auch 
die Zahlen lesen, dann werden Sie feststellen: Die 
Gesamtkosten, einschließlich Amortisation, sind 
jetzt mit 52,9 Milliarden DM anzusetzen. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Ammenmärchen!) 

Da haben Sie sich exakt um 27,9 Milliarden DM, 
also um mehr als 100"/o, verrechnet. Das heißt: Sie 
brauchen jetzt ein Volumen von 40 bis 60 Milliarden 
DM — ohne die Kosten für die Satelliten, ohne die 
Kosten für die Hausverkabelung, ohne Geräteko-
sten usw. 

Und dann meinen Sie, Sie könnten der staunen-
den Öffentlichkeit erzählen, die Horrorzahlen, wie 
Sie sie nennen, seien in das Reich der Fabel zu ver-
weisen. Nein, sie sind auf erschreckende Weise be-
stätigt und noch höher, als Sie bisher befürchten 
mußten. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun ein weiterer Aspekt: Der Postminister ist j a 
wie Kimble auf der Flucht. Jetzt erzählt er plötzlich, 
es sei ein ganz schrecklicher Irrtum gewesen, zu 
glauben, die Bundesrepublik solle flächendeckend 
verkabelt werden. Da hat er nun aber übersehen, 
daß die Bundesregierung uns geantwortet hat: „na-
hezu flächendeckende Verkabelung", daß er dem 
Bundesrechnungshof selbst mitgeteilt hat, wie das 
zu definieren ist: 95 % der Haushalte, 90 % der Flä-
che. Jetzt sagt er: 80 % der Haushalte, 63 % der Flä-
che. Sie wollen uns doch wohl nicht weismachen, 
daß bei 63 % der Fläche von einer „nahezu flächen-
deckenden Verkabelung" gesprochen werden kann. 
Das kann ja wohl nicht sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Da bin ich mal sehr gespannt, was Sie von den Kol

-

leginnen und Kollegen in Schleswig-Holstein, in 
Niedersachsen, in Bayern und Rheinland-Pfalz zu 

hören kriegen, wenn die nun erfahren müssen, daß 
über 90 % der Gemeinden dort nach dem neuesten 
Programm nicht mehr verkabelt werden. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das haben wir 
alles in der Zeitung gelesen! Das ist nichts 

Neues!) 

Denn 63 % sind es bei weitem nicht; das wird noch 
sehr viel weniger. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Bei Ihnen wird 
es doch null!) 

Das will ich Ihnen einmal deutlich machen an 
einem Satz, der Ihnen, Herr Kollege Pfeffermann, 
eigentlich hätte aufgefallen sein müssen. Der Mini-
ster sagte nämlich im Postausschuß am Mittwoch 
dieser Woche in dem üblichen Postchinesisch — 
wörtliches Zitat —: „Der wesentliche Punkt ist, im 
Ausbaugebiet insgesamt für einen Bereich nicht un-
ter eine Dichte von 3,0 Wohnungen pro Übergabe-
punkt im Schnitt zu kommen." Damit Sie einmal 
wissen, was das bedeutet, will ich Ihnen sagen, daß 
etwa die Stadt Cuxhaven auf einen Schnitt von 2,6 
kommt — Verhältnis Wohneinheiten pro Überga-
bepunkt. Nach der neuesten Lesart des Ministers 
also nicht verkabelungswürdig. Osnabrück-Stadt 2,8 
— nicht verkabelungswürdig! Bremen-Stadt 2,9 — 
nicht verkabelungswürdig! 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Reine Zahlen-
spielereien!) 

— Ja, so ist es. Da merken Sie mal, wie Sie wie ein 
Bulle — mit Ring durch die Nase — von diesem 
Minister an der Nase herumgeführt werden. Ich 
frage mich, wie lange Sie sich das noch gefallen las-
sen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Pfeffermann [CDU/CSU]: Wir schenken Ih-

nen den Ring durch die Nase!) 

Wenn ich mehr Zeit hätte, könnte ich ja mal ein 
Quiz veranstalten und Sie fragen, was Sie wohl 
glauben, auf welchen Planungswert Bonn kommt. 
Die Besiedlungsstruktur hier kennen Sie ja. Ich 
könnte auch den Minister mal fragen. Der grinst 
wie immer arrogant und hat die Zahlen nicht im 
Kopf. 

(Zuruf von der SPD: Wo er das wohl her 
hat? — Zuruf des Abg. Glos [CDU/CSU]) 

Bonn: 2,0 — nicht verkabelungswürdig! Ab morgen 
also Verkabelung von Bonn einstellen! Und das 
Ganze nennt sich dann „flächendeckende Verkabe-
lung". Einen größeren Salto mortale innerhalb einer 
Woche kann wohl kein Minister vorführen. Und Sie 
merken es nicht einmal. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Pfeffermann [CDU/CSU]: 

Und das war's nun?) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Paterna, das Bild von 
dem Bullen mit dem Ring möchte ich, zumindest 
für meine Fraktion, zurückweisen. Mir fällt aber ein 
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Frau Seiler-Albring 
viel schöneres für Sie ein in bezug auf die Medien-
politik, nämlich das Bild des hübschen Vogels mit 
dem Kopf im Sand. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte wie Dr. 
Friedmann das vorliegende Gutachten des Rech-
nungshofes ausdrücklich als sehr hilfreich begrü-
ßen, aber natürlich aus anderen Gründen als die 
SPD. Dieses Gutachten hat den Vorteil, daß von 
einer neutralen Stelle endlich greifbare Zahlen und 
Fakten auf den Tisch gelegt worden sind. Ich habe 
gehofft, daß jetzt die Diskussion um die Breitband-
verkabelung objektiver als bisher geführt wird und 
daß die wilden Spekulationen, die insbesondere — 
auch heute morgen wieder — von der Opposition 
genährt worden sind, beendet werden. Es gehört ja 
schon eine ganz gehörige Portion Chuzpe dazu, Ge-
rüchte in die Welt zu setzen, die von einem Kosten-
rahmen von bis zu 60 Milliarden DM ausgehen. 

Dennoch muß sich der Herr Bundespostminister 
die Frage stellen, ob er mit dem ursprünglich ge-
planten Verkabelungsvolumen nicht betriebswirt-
schaftliche Risiken in Kauf genommen hat, ohne 
sich auf ausreichend fundierte Daten zu stützen. 
Diese Sorge ist jedenfalls der Grund, weshalb der 
Haushaltsausschuß den Rechnungshof mit der 
Überprüfung des Vorhabens beauftragt hatte. 

Der Rechnungshof kommt — das wissen wir alle 
— zu bedenkenswert anderen Angaben, z. B. was 
den Kostenrahmen und die Akzeptanz anlangt. Wir 
werden uns mit diesen Aussagen sehr gelassen aus-
einandersetzen, und wir bitten den Bundespostmi-
nister, diese Aussagen in der Fortentwicklung sei-
ner von uns gestützten und mitgetragenen Politik 
in seine Überlegungen einzubeziehen. 

Die SPD muß sich dem Vorwurf stellen, daß ge-
rade sie es in der Vergangenheit gewesen ist, die 
auf Grund ideologischer Engstirnigkeit eine Wei-
terentwicklung im Medienbereich verhindert hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Bundesrepublik ist im Vergleich zu anderen In-
dustrienationen hier mittlerweile das Schlußlicht. 
Wir haben einen Vorsprung der anderen Länder 
von zehn Jahren aufzuholen. Gleiches gilt für die 
Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft in den Bereichen der Spitzen-
technologie gegenüber den USA und Japan und die 
Schaffung und Erhaltung hochqualifizierter Ar-
beitsplätze. 

Auf Grund des Gutachtens ist der Gesamtrahmen 
kritisch zu überprüfen. Der Postminister bleibt auf-
gefordert, die Rentabilität beim Ausbau der Breit-
bandverteilnetze mittel- und langfristig sicherzu-
stellen. Er wird dafür Sorge tragen müssen, alle 
technischen Möglichkeiten, die sich künftig aus Ka-
bel- und Satellitentechnik für die Rundfunkversor-
gung ergeben, voll auszuschöpfen. 

Lassen Sie mich noch einmal dem Rechnungshof 
für das vorgelegte Gutachten danken. Wir sollten 
wegen der finanziellen Dimensionen der anstehen-
den Entscheidungen spätestens in einem Jahr im 

Rechnungsprüfungsausschuß und im Haushalts-
ausschuß einen Bericht des Postministers zur Ver-
kabelung entgegennehmen und unsere weiteren 
Entscheidungen von den Ergebnissen dieses Be-
richtes leiten lassen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Linsmeier. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt der Ka

-

bel-Linsmeier! — Paterna [SPD]: Nein, der 
macht Hörfunk; das ist schlauer, da 

braucht er keine Kabel!) 

Linsmeier (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich hoffe, daß 
die Erregung, die Herr Kollege Paterna vorher ge-
zeigt hat, mehr spielerischer Natur war 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gespielt hat!) 

und er sich zwischenzeitlich wieder etwas beruhigt 
hat. Herr Kollege Paterna, ich verstehe ja durchaus, 
daß Sie sich nach der 25. Rücktrittsforderung, die 
immer noch nicht Ihrem Wunsche gemäß erfüllt 
worden ist, langsam ärgern. Wir können Ihnen aber 
wirklich nicht helfen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Kommt 
ja noch, Herr Linsmeier, nur Geduld!) 

Ändern Sie Ihre Einlassungen zum Minister. Dann 
müssen Sie sich nicht mehr selbst ärgern. 

Am Ende dieser Aktuellen Stunde möchte ich 
noch ein paar Punkte zusammenfassen und hier für 
das Protokoll festhalten. Zwischen der Deutschen 
Bundespost und dem Rechnungshof besteht Über-
einstimmung in mehreren Punkten, nämlich er-
stens im methodischen Ansatz, mit dem die Berech-
nungen durchzuführen sind, zweitens bei den Sach-
kosten je Übergabepunkt, drittens beim kalkulatori-
schen Zinssatz, viertens bei der Nutzungsdauer, 
und fünftens bei der Anschlußentwicklung. 

Wir haben lediglich zwei Bereiche, wo möglicher-
weise ein mehr oder weniger großer Dissens 
herrscht. Einer davon ist die Zahl der Wohneinhei-
ten je Übergabepunkt. An diesem Punkt wird mei-
ner Meinung nach auch deutlich, wie schwierig es 
immer für jeden Postminister, aber auch für jeden 
Rechnungshof und für jeden Kollegen und jede Kol-
legin im Hause sein wird, die solche Gutachten ver-
fassen oder überprüfen. Denn ob die Zahl 3,7 Wohn-
einheiten pro Übergabepunkt, so wie sie der Bun-
despostminister in seinen jetzigen Anlagen hat, ob 
die Zahl 3,0 oder ob die Zahl 2,5 am Ende nach 19 
Jahren die endgültige Zahl sein wird, vermag bei 
allem Respekt vor prognostischen Fähigkeiten im 
Grunde heute niemand ernsthaft so oder anders zu 
behaupten. Deshalb sollte man mit verbaler Aggres-
sion, Herr Kollege Paterna, etwas zurückhaltender 
sein. 

(Paterna [SPD]: Gebäude zählen!) 

Sie haben die Datenlage des Postministeriums 
kritisiert. Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD, wären Ihre Postminister 
dem Auftrag des FAG gerecht geworden, hätten Sie 
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bereits vor zehn Jahren dafür gesorgt, daß die da-
mals neue Technologie der Kupferkoaxialverkabe-
lung eingeführt worden wäre, stünden wir heute 
überhaupt nicht vor diesen Problemen. 

(Paterna [SPD]: Die Koaxialverkabelungs

-

technik ist seit dem Zweiten Weltkrieg 
nicht mehr neu!) 

In anderen Ländern hat man sie eingeführt. Weil 
Sie damals diese Entwicklung verschlafen haben, 
stehen wir heute vor dem Problem, daß wir die Kup-
ferkoaxialverkabelung nachholen müssen, 

(Paterna [SPD]: Wieso müssen?) 

und zwar bis zu dem Zeitpunkt, wo Glasfaser wirt-
schaftlich einsetzbar ist. 

In dem Zusammenhang möchte ich mich noch 
einmal ausdrücklich beim Rechnungshof bedanken, 
daß er auf Seite 11 des Gutachtens festgestellt hat, 
daß die Kupferkoaxialverkabelung die gegenwärtig 
einzig zur Verfügung stehende Technik für die Ver-
teilung von Hörfunk und Fernsehen in diesen Be-
reichen ist. Damit ist der Streit — Warten auf Glas-
faser —, wie ich hoffe, endlich vom Tisch. 

Neben der Glasfaser stehen wir vor einer weite-
ren Technik, die wir gleichzeitig mit einführen müs-
sen, nämlich der Satellitentechnik in den beiden 
unterschiedlichen Formen der direkt abstrahlenden 
Satelliten und der Fernmeldesatelliten. 

Sie haben im Grunde dieses Innovations-Crash-
Programm, das heute gemacht werden muß, verur-
sacht. 

(Paterna [SPD]: „Crash-Programm" ist 
sehr gut!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der 
SPD, Sie haben am allerwenigsten Anlaß, dieses 
heute zu kritisieren. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Paterna [SPD]: Jetzt sind wir einer Mei

-

nung! „Crash-Programm" ist gut!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich höre den ganzen Morgen „Postmi-
nister". Wer so gegen die Post ist, kann doch kein 
Postminister sein. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich sage auch nicht, Herr Kollege Weirich, „intel-
lektuelles Schlauchboot". Ich sage noch nicht ein-
mal „Kabeljau", weil das wahrscheinlich unparla-
mentarisch wäre. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das haben Sie 
aber jetzt gesagt!) 

Aber was er ist, sage ich: Er ist eine zunehmende 
Belastung, und eine Belastung muß eigentlich weg. 

(Beifall bei der SPD) 

Generell ist festzustellen, daß das für den Postmi-
nister niederschmetternde Ergebnis des Bundes-

rechnungshofes noch ungünstiger ausfallen müßte 
— das sage ich zum Schluß —, wenn eine Vielzahl 
von Risiken, die vom Rechnungshof gar nicht be-
rücksichtigt worden sind, noch angeführt würden. 
So fehlt z. B. die Auswirkung — Herr Linsmeier hat 
eben darauf hingewiesen — künftiger direkt strah-
lender Satelliten. Dazu brauche ich kein Kabel. Es 
ist ganz klar — das braucht man nicht zu bewei-
sen —, daß dann, wenn direkt strahlende Satelliten 
eingesetzt werden, die Nachfrage nach Breitband-
anschlüssen noch weiter zurückgeht. 

(Walther [SPD]: Eben!) 

Ungeklärt ist ebenfalls die Antwort auf medien-
rechtliche, urheberrechtliche und wegerechtliche 
Fragen. 

Herr Schwarz-Schilling drückt gern auf den 
Knopf; so in Ludwigshafen. Da werden zeitgleich 
Programme des Pilotprojektes Ludwigshafen nach 
Bayern übertragen. In Bayern gibt es eine Landes-
verfassung und einen Art. 111 a, der über eine 
Volksbefragung zustande gekommen ist. Interes-
siert gar nicht! Wir haben ein Grundgesetz, und wir 
sollten uns darauf besinnen. Hier kann nicht ein 
Postminister mit der Verfassung eines Landes und 
dem Grundgesetz spielen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich will darauf hinweisen, daß hier noch zusätzli-
che negative Einflüsse auf die Wirtschaftlichkeit 
von Breitbandverteilnetzen auftreten werden. 

Wir fordern den Postminister auf, die Konsequen-
zen aus dem Bundesrechnungshofbericht zu ziehen 
und seine ausschließlich medienpolitisch motivierte 
Breitbandverkabelung aufzugeben. Die Deutsche 
Bundespost darf nicht zum Spielzeug Herrn 
Schwarz-Schillings werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Letzte Wortmeldung, 
Herr Abgeordneter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, 
nichts hat deutlicher gezeigt als der letzte Beitrag, 
als buchstäblich in der zweiten Minute der Stoff 
ausging, daß diese frühe Stunde, die als Aktuelle 
Stunde angekündigt war, nichts anderes als ein 
Flop der SPD-Fraktion ohne jeden sachlichen Hin-
tergrund gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das war 

aber schwacher Beifall!) 

Wenn Sie wirklich daran interessiert gewesen wä-
ren, auszuloten, was es mit der Verkabelung auf 
sich hat, dann hätten Sie das ja z. B. in der letzten 
Fragestunde, in der Sie acht Fragen eingebracht 
haben, hier ausdiskutieren können. Aber Sie haben 
sie zurückgezogen bzw. sie schriftlich beantworten 
lassen, weil Sie natürlich überall der sachlichen 
Diskussion ausweichen. 

Es ist sehr viel einfacher, in irgendeinem Fern-
meldeamt, Herr Paterna, die Leute aufzuhetzen, als 
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Verantwortung dafür zu tragen, daß sie Arbeits-
plätze behalten und bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD: Wer hetzt denn hier?) 

Von der Rücktrittsforderung war heute morgen 
die Rede. Das zu fordern ist in der Demokratie 
guter Brauch, es ist demokratischer Stil. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Was ver

-

stehen Sie denn von gutem Stil, Herr Pfef

-

fermann? — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Wenn ich Ihre Zwischenrufe höre, weiß ich, was 
nicht guter Stil ist; denn Ihre Zwischenrufe sind 
weder sachlich, noch stehen sie in irgendeiner 
Weise im Zusammenhang mit dem Thema. Es ist 
guter demokratischer Brauch der Opposition, am 
besten den Rücktritt der ganzen Regierung zu for-
dern. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich weiß, daß Sie mehr als diesen Ruf in der Zwi-
schenzeit nicht einzubringen haben. Das haben ja 
auch die Europawahlen gezeigt. Schauen Sie sich 
die Ergebnisse an, und Sie sehen, wo Sie mit Ihren 
Hetztiraden in der Bundesrepublik geblieben sind. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, dieser Postminister 
arbeitet auf der Basis der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers. Dieser Bundesminister arbeitet 
auf des Bundeskanzlers Basis der Investitionspoli-
tik nach Maßgabe des Regierungsberichts Informa-
tionstechnik. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Dieser Bundesminister arbeitet in Einklang mit den 
Regierungsfraktionen. Das ist ihm sowohl von der 
Fraktion einstimmig als auch vom Haushaltsaus-
schuß und vom Postausschuß mehrheitlich bestä-
tigt worden. 

(Zurufe von der SPD) 

Dort ist noch einmal bestätigt worden: Das Gutach-
ten, das endlich einmal auch für kritische Geister 
noch akzeptable Rahmendaten gebracht hat, hat 
nichts aufgezeigt, was uns veranlassen könnte, die 
Regierungspolitik in diesem Bereich zu ändern. 
Dieser Minister hat das Vertrauen der Regierungs-
koalition und des Bundeskanzlers, was dieser erst 
am Mittwoch in der Sitzung des Kabinetts aus-
drücklich zum Ausdruck gebracht hat. 

(Zurufe von der SPD) 

Nun zu den Vorwürfen der SPD. Meine Damen 
und Herren, Sie haben doch heute morgen nichts, 
aber auch gar nichts einbringen können, was nicht 
schon längst bekannt ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie stellen sich hierher und sagen, Sie sind gegen 
die Verkabelung. Das wissen wir seit langem. Seit-
her haben Sie gegen die Totalverkabelung gespro-
chen, die niemand anders aufgebracht hat als Sie 
selbst. Jetzt haben Sie ein neues Verbum gefunden. 

Sie sind gegen die Flächenverkabelung und zwei-
feln die an. 

(Zurufe von der SPD) 

Ja, Herr Paterna, wie können Sie sie denn anzwei-
feln? Sie sind doch für die Null-Lösung in diesem 
Bereich und stellen sich hierher und fragen nach 
Arbeitsplätzen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Verkabelung, meine Damen und Herren, die 
dieser Bundesminister eingeführt hat, hat in den 
letzten zwei Jahren die Arbeitsplätze gebracht, auf 
deren Basis es möglich war, die neu ausgebildeten 
Fernmeldetechniker überhaupt zu beschäftigen. 

(Zurufe von der SPD) 

Diese Zahlen stehen hier im Raum. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Dies ist sein Verdienst, während Sie den Kopf in 
den Sand stecken und in der Vergangenheit nichts 
beigetragen haben. Nein, meine Damen und Her-
ren, wir werden nicht Ihrem schlechten Rat folgen, 
sondern wir werden eine gute Politik machen, da-
mit Medienvielfalt, und das heißt Demokratie und 
freiheitliche Auseinandersetzung, in diesem Lande 
möglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Vizepräsident Stücklen: Wir fahren in der Tages-
ordnung fort. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 39 bis 42 und 
den Zusatzpunkt 7 auf: 

39. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Büchner (Speyer), Kastning, Kuhlwein, Frau 
Odendahl, Frau Schmidt (Nürnberg), Dr. 
Schmude, Dr. Steger, Toetemeyer, Vogelsang, 
Weisskirchen (Wiesloch) und der Fraktion 
der SPD 
Pläne der Bundesregierung zur Förderung 
von „Elite-Universitäten" 
— Drucksache 10/1337 — 

40. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Müller (Düsseldorf), Frau Fuchs (Köln), Jau-
nich, Frau Dr. Czempiel, Delorme, Fiebig, Gil-
ges, Hauck, Kastning, Frau Schmidt (Nürn-
berg), Sielaff und der Fraktion der SPD 
Forderungen des Schlußberichts der Enque-
te-Kommission „Jugendprotest im demokra-
tischen Staat" 
— Drucksache 10/1155 — 

Zusatzpunkt 7: Beratung des Antrags der Ab-
geordneten Kroll-Schlüter, Wissmann, Braun, 
Breuer, Sauer (Stuttgart) und der Fraktion 
der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Eimer (Fürth), Frau 
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Dr. Adam-Schwaetzer, Cronenberg (Arns-
berg), Frau Seiler-Albring und der Fraktion 
der FDP 
Lösungsvorschläge aus dem Schlußbericht 
der Enquete-Kommission „Jugendprotest im 
demokratischen Staat" 
— Drucksache 10/1692 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

41. Beratung des Berufsbildungsberichts 1984 
der Bundesregierung 

— Drucksache 10/1135 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

42. Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Jaunich, Frau Fuchs (Köln), Egert, Buschfort, 
Lutz, Dreßler, Frau Schmidt (Nürnberg), 
Glombig, Hauck, Müller (Düsseldorf), Frau 
Dr. Czempiel, Delorme, Gilges, Sielaff, Schrei-
ner, Peter (Kassel), Frau Steinhauer, Urba-
niak, von der Wiesche, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD eingebrachte Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Verbesserung des Kran-
kenversicherungsschutzes arbeitsloser Ju-
gendlicher 
— Drucksache 10/1574 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Zu Tagesordnungspunkt 41 liegen Ihnen Ent-
schließungsanträge der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/1639 und der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP auf Drucksache 10/1673 vor. 

Meine Damen und Herren, es sind eine gemein-
same Beratung der Tagesordnungspunkte 39 bis 42 
und des Zusatzpunktes 7 sowie eine Aussprache 
von zwei Stunden vorgesehen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung einer der Anträge 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Ältestenrat hat in 
seiner unermeßlichen Weisheit für diesen Vormit-
tag in verbundener Debatte eine Reihe von Tages-
ordnungspunkten vorgesehen, die allerdings alle 
gemeinsam haben, daß sie sich mit den Problemen 
junger Menschen beschäftigen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Aber sonst auch 
nicht viel!) 

Es geht einmal um die Schlußfolgerungen aus 
dem Bericht der Jugendenquetekommission, es  

geht um den Berufsbildungsbericht 1984, es geht 
um die Pläne der Bundesregierung zur Förderung 
von sogenannten Elite-Universitäten, und es geht 
um einen verbesserten Krankenversicherungs-
schutz für arbeitslose Jugendliche. Die Debatte 
wird Gelegenheit geben, bildungs- und jugendpoli-
tisch nach 21 Monaten eine erste Bilanz der Arbeit 
der Wende-Regierung zu ziehen, und diese Bilanz 
— diese Bewertung kann man schon jetzt vorneh-
men — wird lauten: Auch die Jugend hat unter der 
Wende erheblich leiden müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Enquete-Kommission „Jugendprotest" hat in 
ihrem Schlußbericht davor gewarnt, zunehmende 
Jugendarbeitslosigkeit und ein immer größerer 
Mangel an Ausbildungsplätzen könnten einen Teil 
der Jugend bereits vor dem Einstieg in das Berufs-
leben aus der gesellschaftlichen Teilhabe und Aner-
kennung ausgliedern und damit das Selbstwertge-
fühl der gesamten jungen Generation bedrohen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat diese Aussage offenbar gleichgültig gelassen. 
Sie hat den Schülern das BAföG gestrichen, bela-
stet die Studenten mit hohen BAföG-Schulden. 
sorgt nicht für ausreichende Ausbildungsplätze und 
versteigt sich stattdessen in nebulöse Vorschläge 
für private Elite-Universitäten, die eines ganz si-
cher nicht leisten werden, nämlich die Sicherung 
der Zukunftschancen der jungen Generation, wie 
das in Ihrem jüngsten Papier so vielversprechend 
heißt. 

Ihre Ordnungspolitik, Frau Minister Wilms, hat 
mit der früher einmal gemeisam getragenen Chan-
cengleichheit gründlich aufgeräumt, und diese Ord-
nungspolitik steht dafür, daß auch im Bildungsbe-
reich die alte Ordnung von unten und oben wieder 
hergestellt werden soll. 

Der Bundeskanzler hatte im vergangenen Jahr 
versprochen: Für jeden ist eine Lehrstelle da. Am 
30. September 1983 waren aber 80 000 Bewerber 
ohne Lehrstelle übriggeblieben. Das war die 
schlechteste Bilanz seit Einführung der amtlichen 
Berufsbildungsstatistik, und in diesem Jahr werden 
Sie, Frau Minister Wilms, Ihren eigenen Rekord 
wahrscheinlich noch übertreffen. Nach den bisher 
vorliegenden Zahlen aus Nürnberg hat sich die 
Schere zwischen Angebot und Nachfrage bei den 
Ausbildungsplätzen weiter geöffnet. Während 1983 
im Juni rechnerisch noch 120 000 Ausbildungsplätze 
fehlten, sind es in diesem Jahr über 175 000, und 
jeder, der die Grundrechenarten beherrscht, muß 
unsere Befürchtung teilen, daß 1984 über 100 000 
junge Menschen auf der Straße bleiben werden. Al-
lein in Nordrhein-Westfalen stehen heute noch 
73 000 auf den Bewerbungslisten. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat den bildungspolitischen Konsens aufgekündigt, 
der darin bestand, daß alle Jugendlichen eine 
Chance auf eine qualizifierte Ausbildung erhalten 
sollen. Sie fühlt sich nur begrenzt für die Zukunfts- 
und Lebenschancen der Jugend verantwortlich. Sie 
überläßt die Jugendlichen den Selbstheilungskräf-
ten des Marktes, obwohl sie ganz genau weiß, daß 
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dabei Zehntausende von Jugendlichen auf der 
Strecke bleiben werden. Statt Programme aufzule-
gen, die jungen Menschen Ausbildungs- und Ar-
beitsplätze sichern könnten, denken Sie, Frau Mini-
ster, darüber nach, wie man knappe Steuermittel in 
die Konzernkaderschmieden einer selbsternannten 
Elite umdirigieren könnte. 

Wir möchten gern von Ihnen wissen, wie Sie die-
sen Widerspruch auflösen wollen, wir möchten auch 
gern wissen, wie Sie Ihre Privatisierungsideologie 
mit den berechtigten Ansprüchen der staatlichen 
Hochschulen in Einklang bringen wollen, die der 
Bundesaußenminister als „Brothochschulen" zu dif-
famieren beliebte, und wir möchten von Ihnen vor 
allem wissen, ob Sie wirklich der Meinung sind, die 
Bundesregierung habe mit der Vorlage des Berufs-
bildungsberichts 1984 ihre Schuldigkeit getan. 

Statt eine ehrliche und saubere Bilanz in Sachen 
Berufsausbildung vorzulegen, haben Sie den Be-
rufsbildungsbericht zu einer statistisch geschönten 
Dankadresse an die deutsche Wirtschaft gemacht. 

Günter Apel hat Ihnen als Bevollmächtigter des 
Hamburger Senats für den Ausbildungsmarkt ins 
Stammbuch geschrieben, wo überall Sie in Ihrem 
Bericht am Berufsbildungsförderungsgesetz vorbei-
laviert haben. Da geht es vor allem um § 3 des 
Gesetzes, der eindeutig vorschreibt, daß der Bericht 
die voraussichtliche Weiterentwicklung des Ausbil-
dungsplatzangebots der kommenden Jahre enthal-
ten muß. Da geht es dann darum, daß nach demsel-
ben Paragraphen in den Bericht auch Vorschläge 
für die Behebung aufzunehmen sind, wenn die Si-
cherung eines ausreichenden Angebots gefährdet 
erscheint. In beiden Punkten, Frau Minister Wilms, 
registrieren wir Fehlanzeige. Wir haben den Ver-
dacht, daß Sie die Zahlen entweder bewußt ver-
schwiegen haben oder immer noch hoffen, daß in 
den nächsten Wochen irgendwie ein Wunder ge-
schieht. 

Ich gehe davon aus, daß Sie genauso wie wir mit 
einer sehr hohen Zahl unversorgter Bewerber im 
Herbst rechnen. Wenn das richtig ist, dann wäre 
spätestens jetzt die Zeit zum Handeln gekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Da Sie die eine Handlungsmöglichkeit ausschlie-
ßen, nämlich die Erhebung einer Berufsbildungsab-
gabe, bleibt nur der Weg, mit Mitteln aus dem Bun-
deshaushalt zu einem ausgewogenen Verhältnis 
von Angebot und Nachfrage bei den Ausbildungs-
plätzen zu kommen. Sie sollten sich ein Beispiel 
etwa an den SPD-regierten Ländern nehmen. Nord-
rhein-Westfalen will jetzt mit einem 235-Millionen-
DM-Programm 20 000 neue Ausbildungsplätze 
schaffen. Der Beitrag des Bundes kann sich doch 
nicht darauf beschränken, daß Appelle ansprochen 
und Ausbildungsplatzbörsen veranstaltet werden 
oder daß sich gar, wie wir es gestern gehört haben, 
Politiker der Koalition, nämlich die Herren Misch-
nick und Dregger, zu der Behauptung versteigen, 
SPD und GRÜNE hätten durch die Verhinderung 
einer Novellierung des Jugendarbeitsschutzgeset-
zes die Katastrophe, die im Herbst droht, mitver-
schuldet. Wie groß, meine Damen und Herren von  

der Koalition, muß Ihre Angst vor dem Herbst sein, 
daß Sie zu solch erbärmlichen Ausreden greifen! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will hier einmal ganz deutlich folgendes sa-
gen. Das Jugendarbeitsschutzgesetz ist keine aus-
bildungshemmende, sondern eine ausbeutungshem-
mende Vorschrift, eine Vorschrift, die junge Men-
schen davor bewahren soll, zu früh im Arbeitspro-
zeß kaputtgemacht zu werden. Eine Novellierung 
dieses Gesetzes bringt keinen einzigen zusätzlichen 
Ausbildungsplatz. Deshalb halten wir an diesem 
Gesetz fest, das im Deutschen Bundestag 1976 ge-
meinsam beschlossen wurde. 

Die SPD-Fraktion legt Ihnen heute ein Sofortpro-
gramm zur Verbesserung der Berufsausbildung 
und zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
vor, das 50 000 zusätzliche Jugendliche in Ausbil-
dung und über 100 000 jugendliche Arbeitslose in 
Arbeit bringen würde. Damit würde vor allem Mäd-
chen und jungen Frauen geholfen, die es heute be-
sonders schwer haben. 

Einer Regierung, die erneut Steuergeschenke für 
die Besserverdienenden plant und mit leichter 
Hand 3 Milliarden DM jährlich zusätzlich für die 
Landwirtschaft aufbringen kann, dürfte es wohl 
nicht schwerfallen, die erforderlichen 1,5 Milliarden 
DM zu finanzieren. Sie sollten dazu den Bericht der 
Jugendenquetekommission nachlesen. Darin heißt 
es: 

Verantwortliches politisches Handeln sollte 
aber nicht erst dann einsetzen, wenn es zu de-
monstrativen Aktionen und zum Ausbruch von 
Gewalttätigkeiten kommt. Die jetzt immer 
deutlicher werdende Gefährdung der Arbeits-
platzchancen der nachwachsenden Generation 
ist ein hinreichender Auftrag für die Politik. 

Meine Damen und Herren, von einer Bundesbil-
dungsministerin sollte man erwarten, daß sie einen 
solchen Auftrag zur Kenntnis nimmt und entspre-
chend politisch handelt. Von einer Bundesbildungs-
ministerin sollte man erwarten, daß sie die Interes-
sen der jungen Generation energisch vertritt, daß 
sie kämpft und Ansprüche anmeldet. Frühere Bil-
dungsminister haben damit auch gegenüber Kanz-
lern und Finanzministern Erfolg gehabt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
gesehen!) 

Diese Bundesbildungsministerin hat sich damit 
abgefunden, daß sie nichts zu sagen hat. Sie hat das 
Schüler-BAföG kampflos verschenkt. Sie hat auch 
die Chance vertan, beim neu geplanten Familienla-
stenausgleich etwas für Schüler und Studenten her-
auszuholen, obwohl sie ein ganzes Jahr lang ent-
sprechende Ankündigungen in die Welt gesetzt 
hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie hat weiter die Förderung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses den Ländern überlassen. 
Schließlich hat sie von vornherein auf die notwen-
dige Aufstockung des Benachteiligtenprogramms 
und auf ein erneutes Sonderprogramm für Ausbil-
dungsplätze verzichtet. 
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Frau Minister Wilms, Sie haben aus einem 

schlagkräftigen Instrument gesamtstaatlicher Bil-
dungsplanung und Bildungspolitik in kurzer Zeit 
ein Semantikministerium für Wendeideologie ge-
macht. 

(Beifall bei der SPD) 

Selbst der Ring Christlich Demokratischer Studen-
ten befürchtet, daß Sie sich bereits mit der Auflö-
sung Ihres Ministeriums abgefunden haben. 

Die öffentliche Meinung, meine Damen und Her-
ren, rechnet die Bundesbildungsministerin zu den 
schwächsten Ministern in einem ohnehin schon 
schwachen Kabinett. — Frau Minister Wilms, ich 
appelliere an Sie: Zeigen Sie endlich, daß die öffent-
liche Meinung insoweit unrecht hat, und handeln 
Sie endlich. Wir als Opposition werden nicht Ruhe 
geben, und wir Weden Sie immer wieder an Ihre 
Pflichten erinnern. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Bun-
desminister für Bildung und Wissenschaft. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
ist, wie wir alle wissen, auch in 1984 schwierig. Dies 
weist der Berufsbildungsbericht der Bundesregie-
rung in aller Nüchternheit aus. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Kata

-

strophal!) 

Wir benötigen in diesem Jahr 715 000 bis 735 000 
Ausbildungsplätze. Diese müssen im Rahmen des 
bestehenden bewährten dualen Systems in der Ver-
antwortung der Wirtschaft bereitgestellt werden. 
Hierzu brauchen die Betriebe Sicherheit über die 
rechtlichen, finanziellen und arbeitsmarktpoliti-
schen Rahmenbedingungen. Wir haben unseren 
Beitrag dazu geleistet, um diese Sicherheiten zu 
schaffen. Die Bundesregierung hat immer wieder 
deutlich gemacht, daß sie an dem erfolgreichen Sy-
stem der beruflichen Bildung in der Eigenverant-
wortung der Wirtschaft festhält. 

Die Wirtschaft investiert heute über 20 Milliarden 
DM netto in die Berufsausbildung, und dafür sei ihr 
Dank gesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine direkte finanzielle Unterstützung der Betriebe 
für Ausbildungsleistungen wird es auch in diesem 
Jahr nicht geben; denn dies würde nur zum Atten-
tismus und möglicherweise zu Aussteigermentalität 
bei Betrieben führen. Betriebe, die auf Subventio-
nen hoffen, hoffen auch in diesem Jahr vergebens. 
Gleichzeitig können die Betriebe aber auch sicher 
sein, daß die Bundesregierung an der einzelbetrieb-
lichen Finanzierung festhält. Eine gesetzliche 
Fondsfinanzierung wird es ebenfalls nicht geben. 

Ich hoffe, meine Damen und Herren, daß wir uns 
wenigstens darin einig sind, daß sich die Folgen der 
Tarifauseinandersetzungen nicht nachteilig auf die 
Ausbildungsbereitschaft der Betriebe in den näch-

sten Wochen auswirken dürfen und daß auch hier 
möglichst bald wieder Sicherheit eintritt. 

Diese Sicherheiten sind notwendig; denn die Er-
fahrungen der vergangenen Jahre haben gezeigt, 
daß die Sommermonate für die Entwicklung des 
Gesamtangebots an Ausbildungsplätzen entschei-
dend sind. Die Dramatisierung wenig aussagekräf-
tiger, weil unvollständiger Statistiken, wie Sie von 
der Opposition sie immer wieder betreiben, trägt 
nur zur weiteren Verunsicherung bei und schadet 
den Jugendlichen, statt ihnen zu nutzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich appelliere an dieser Stelle noch einmal an alle 
Verantwortlichen, die großen Kraftanstrengungen 
des vergangenen Jahres zu wiederholen, ja zu ver-
stärken und noch weitere Ausbildungsplätze, vor 
allem durch bisher nicht ausbildende Betriebe, be-
reitzustellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Meine Damen und Herren von der SPD, wer diese 
Appelle als wirkungslos abtut, wie Sie, hat das 
duale System in seiner Substanz überhaupt nicht 
begriffen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

mißachtet die Eigenverantwortung der Wirtschaft 
und die subsidiäre Rolle des Staates dabei. 

Meine Damen und Herren, Sie verschweigen — 
auch der Kollege Kuhlwein hat es verschwiegen —, 
daß der Bund auch in diesem Jahr als Ausbilder mit 
gutem Beispiel vorangeht. Die Bundesregierung 
wird in diesem Jahr das Angebot an Ausbildungs-
plätzen auf Bundesseite um über 7,5 % auf insge-
samt 29 500 steigern. Insgesamt bildet der Bund in 
diesem Jahr knapp 82 000 Jugendliche in seinem 
Bereich, einschließlich Bahn und Post, aus. Über 
30 % davon sind Ausbildungen über Bedarf. Wenn 
die private Wirtschaft ähnlich hoch steigert und 
über Bedarf ausbildet, wären die Probleme gelöst. 
Die Bundesländer und die Kommunen haben eben-
falls zugesagt, in ihrem Bereich entsprechende An-
strengungen zu unternehmen. Alle öffentlichen 
Körperschaften stehen hier in der Pflicht und tra-
gen gemeinsam Verantwortung. 

Meine Damen und Herren, die unmittelbare Be-
reitstellung von Ausbildungsplätzen ist aber nur ein 
Teil der Anstrengungen der Bundesregierung. 
Wenn Sie von der Opposition, insbesondere von der 
SPD, hier den Eindruck erwecken wollen, die Bun-
desregierung beschränke sich auf Appelle und sei 
im übrigen untätig, 

(Zurufe von der SPD: Das sind Tatsachen! 
— So ist es!) 

so möchte ich doch auf die Fakten verweisen, die 
Ihnen zwar bekannt sind, die Sie aber immer tun-
lichst verschweigen. 

Ich erinnere beispielhaft an die Aufstockung des 
Benachteiligtenprogramms innerhalb von zwei Jah-
ren von 44 Millionen in Ihrer Regierungszeit auf 
144 Millionen DM in diesem Jahr. Weitere Erhöhun-
gen werden in den nächsten Wochen und zum 
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Haushalt 1985 folgen. Herr Kuhlwein, ich weiß 
nicht, woher Sie die Information haben, daß hier 
nichts geschähe. 

Ich erwähne weiterhin beispielhaft die Förderung 
überbetrieblicher Ausbildungsstätten in Höhe von 
200 Millionen DM. An Bildungshilfen zahlt der 
Bund 120 Millionen DM. Es gibt ausbildungsrele-
vante Hilfen in Gewerbeförderungsprogrammen in 
der regionalen Wirtschaftsförderung. 

(Abg. Dr. Schmude [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ich möchte den Satz gerade zu Ende 
führen, und dann, Herr Kollege. 

Aus dem Haushalt der Bundesanstalt kommen 
Berufsbildungsbeihilfen in Höhe von etwa 440 Mil-
lionen DM. Ich will die Aufzählung hier nicht fort-
setzen, sondern sagen, daß insgesamt von Bundes-
seite in diesem Jahr rund 1,4 Milliarden DM an 
flankierenden Hilfen für die außerschulische be-
rufliche Bildung gegeben werden. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Dr. Schmude, bitte. 

Dr. Schmude (SPD): Nachdem Sie, Frau Minister, 
eben wörtlich ausgeführt haben, zum Benachteilig-
tenprogramm würden weitere Erhöhungen der Mit-
tel in den nächsten Wochen und für den Haushalt 
1985 — noch einmal: in den nächsten Wochen und 
für den Haushalt 1985 — erfolgen, frage ich Sie: 
Kündigen Sie damit an, daß auch für dieses Jahr 
noch zusätzliche Mittel für diejenigen bereitstehen 
werden, die dringend darauf warten, jetzt im Herbst 
noch neue Ausbildungsplätze aus diesem Pro-
gramm zu besetzen? 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ja, ich kündige Ihnen an — dieses ist 
bereits auf dem Wege —, daß wir durch Umschich-
tungen in meinem Haushalt den Titel von 144 Mil-
lionen DM, wie er im Soll angesetzt ist, im Ist erhö-
hen und daß dieses durch entsprechende Erhöhun-
gen im Bundeshaushaltsentwurf 1985 voll zum Aus-
druck kommt. Sie wissen, daß die Haushaltsbera-
tungen erst in der nächsten Woche im Kabinett 
erfolgen. Ich werde Sie dann darüber informieren, 
in welchen erheblichen Größenordnungen dieses 
erfolgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr. Schmude [SPD]: Ich wünsche Ihnen 

viel Erfolg!) 
Ich möchte also noch einmal betonen, damit das 

Gerede endlich aus der Welt kommt, daß der Bund 
1,4 Milliarden DM — das sind Soll-Zahlen — in die-
sem Jahr an flankierenden Hilfen für die außer-
schulische berufliche Bildung gibt. Damit werden 
die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe gestärkt 
und die Chancen der Problemgruppen gebessert. 
Ich möchte ausdrücklich betonen, in diesen 1,4 Mil-

liarden DM sind nicht die BAföG-Mittel inbegriffen, 
sind nicht die Mittel aus Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen inbegriffen, die der Jugend auch zugute 
kommen. Sie müssen noch hinzugerechnet werden. 

Meine Damen und Herren, neben diesen finan-
ziellen Aufwendungen bemüht sich die Bundesre-
gierung aber auch um die Verbesserung des rechtli-
chen Rahmens der Ausbildung. Zu nennen sind 
hier beispielhaft die Beseitigung ausbildungshem-
mender Vorschriften sowie die Änderung der Aus-
bildereignungsverordnung, wodurch die vorhan-
dene Ausbildungsplatzkapazität erhalten bleibt und 
Ausbildungsqualität gesichert bleibt. Wir setzen das 
fort, was unter Ihrer Regierung schon eingeleitet 
worden ist, aus den gleichen Gründen. 

Meine Damen und Herren, vom Nichtstun der 
Regierung kann also wirklich nicht die Rede sein. 
Allerdings, die SPD-Vorschläge sind für uns nicht 
relevant, da sie von einem zentralistischen und bü-
rokratischen bildungspolitischen Ansatz ausgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Leitprinzip unserer bildungspolitischen Maßnah-
men ist es, mit einer Fülle gezielter, unterschiedlich 
gestalteter Förderungsmaßnahmen Bildungschan-
cen zu eröffnen und zu sichern. Hierin unterschei-
den wir uns eben grundsätzlich von der Bildungspo-
litik der SPD. Wir lehnen pauschale und ungezielte 
Programme ab, die es nämlich an sich haben, daß 
sie dann entweder unbezahlbar werden oder nie-
mandem mehr nützen. Wir sehen den jungen Men-
schen im Mittelpunkt, der individuell gefördert wer-
den muß, der seinen Bildungsweg finden muß. 

Dies gilt besonders für die Benachteiligten, de-
nen wir besonders helfen müssen, ebenso wie für 
den Hochbegabten. Seine Talente dürfen nicht un-
ter dem Druck staatlicher Bürokratisierung und 
Reglementierung verkümmern. Nur wenn wir den 
Leistungsfähigen ermutigen, seine Talente zu nut-
zen, 

(Kuhlwein [SPD]: Die Rede haben Sie doch 
schon einmal gehalten! Immer dieselbe 

Rede!) 

wird er die personale Solidarität üben können, de-
rer der Schwächere bedarf und ohne die menschli-
ches Zusammenleben unerträglich ist. Solidarität 
und Leistungswettbewerb schließen einander nicht 
aus. Gegenteilige Behauptungen sind für mich de-
magogische Floskeln, die sich nur für Demo-Trans-
parente eignen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Die Bundesregierung hat auch für die Hoch-
schulen deutliche Akzente gesetzt. Dadurch werden 
die Bildungschancen der Abiturienten, der Studen-
ten und des wissenschaftlichen Nachwuchses ver-
bessert. Ich nenne hier nur beispielhaft 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

— ich weiß, daß Sie das alles nicht gerne hören, 
meine Kollegen von der Opposition — die Auswei-
tung der Mittel für den Hochschulbau auf jährlich 
1,2 Milliarden DM. Sie, meine Damen und Herren 
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von der SPD, haben diese Mittel in Ihrer Regie-
rungszeit drastisch gekürzt. Wir hätten heute 2 Mil-
liarden weniger für den Hochschulbau, wenn wir 
Ihre Finanzplanung fortgeschrieben hätten. 

Lassen Sie mich auch auf die hohen Zuschüsse 
meines Hauses etwa für die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft und für die Begabtenförderungs-
werke hinweisen. Zirka eine halbe Milliarde 
D-Mark kommt auf diese Weise vor allem dem wis-
senschaftlichen Nachwuchs zugute. Wir werden 
vom nächsten Jahr an ein neues Postdoktoranden-
programm einführen. Auch dies gehört zur Siche-
rung der Zukunftschancen der jungen Generation. 

Meine Damen und Herren, mit diesen und ande-
ren Programmen bekennt sich die Bundesregierung 
gleichzeitig zur Bildung wissenschaftlicher Lei-
stungseliten. Die Bundesregierung sieht nämlich — 
dies  möchte ich sehr betonen — generell zwischen 
der Breitenausbildung und der Förderung von Lei-
stungseliten keinen Gegensatz. Die ideologische Be-
hauptung, das Gebot der Chancengerechtigkeit ver-
biete Spitzenförderung, verkennt einfach anthropo-
logische, menschliche Grundtatbestände. Selbstver-
wirklichung des Menschen vollzieht sich auch 
durch Leistung. 

(Zurufe von der SPD) 

Dies gilt für die Wissenschaft, für das Handwerk 
wie auch für den Sport. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Ihr wollt natür

-

lich keine Hochbegabten fördern, weil ihr 
keine habt!) 

Niemand stellt Breitensport und Spitzensport in 
Frage. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Doch, die SPD! 
Das tun die auch!) 

— Das war mir ganz neu! Beim Fußball habe ich 
das von dieser Seite noch nie gehört. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Deshalb werden wir auch nicht auf die Berücksich-
tigung von Leistung bei der Rückzahlung von BA-
föG-Darlehen durch Studenten verzichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

Es gibt da — lassen Sie mich das hier einfügen — 
keine nennenswerten Vollzugsprobleme. Ständiges 
Wiederholen von Unwahrheiten macht die Sache 
auch nicht richtig. 

Meine Damen und Herren, Wettbewerb ist ein 
Mittel zur Leistungssteigerung und zur Heranbil-
dung von Spitzenleistungen in allen Bereichen, 
auch im wissenschaftlichen Bereich. Ich habe mit 
den 16 Thesen zur Hochschulpolitik hierzu deutlich 
Position bezogen. Wir brauchen den Wettbewerb in 
Forschung und Lehre zwischen den Hochschulen. 
Nur so können sich auch Elitehochschulen heran-
bilden. 

Wer die Tradition der deutschen Hochschule 
kennt, weiß, daß die deutsche Wissenschaft in For-
schung und Lehre in der Vergangenheit nur auf 
diese Weise Weltruhm erlangt hat. Ich begrüße es  

sehr, daß in dieser Frage zwischen den Koalitions-
parteien vollständige Einigkeit besteht. Politiker 
und Wissenschaftler wissen: In einer Hochschul-
landschaft mit Einheitsniveau können sich eben 
keine Nobelpreisträger entfalten. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir brauchen Entfaltungsspielraum für wissen-
schaftliche Spitzenleistung, wir brauchen Elitefach-
bereiche, Elitelehrstühle und auch Elitehochschu-
len. Sie müssen sich aber im Wettbewerb herauskri-
stallisieren. Dekretieren, verordnen, lassen sie sich 
nicht. 

Zur Förderung einer differenzierten Hochschul-
landschaft muß auch das private Engagement bei-
tragen. Es ist deshalb zu ermutigen. Hierzu werden 
wir bei der Novellierung des Hochschulrahmenge-
setzes die entsprechenden Weichen stellen. 

Wer in diesem Zusammenhang die Gefahr be-
schwört, daß die Hochschulen in Abhängigkeit zur 
Wirtschaft geraten, verkennt übrigens völlig die fi-
nanziellen Größenordnungen. Er unterschätzt au-
ßerdem das Berufsethos der Wissenschaft 

(Krizsan [GRÜNE]: Na, na!) 

und übersieht, daß die ganz selbstverständlichen 
gegenseitigen Verflechtungen von Wirtschaft und 
Wissenschaft seit eh und je bestehen. Meine Damen 
und Herren, die Zeit der ideologischen Berührungs-
ängste sollte nun endgültig der Vergangenheit an-
gehören. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich denke, wir sind uns einig in der Feststellung, 
daß in den nächsten zwei bis drei Jahren vordring-
lich noch die quantitativen Probleme in der Ausbil-
dung zu bewältigen sind, daß wir den Jugendlichen 
der geburtenstarken Jahrgänge helfen müssen, ihre 
Bildungschancen zu realisieren. Wir dürfen aber 
heute auch nicht die qualitativen und strukturellen 
Aufgaben aus den Augen verlieren, die in der gan-
zen Härte vielleicht erst morgen auf uns zukom-
men. Wenn wir in Bildung und Ausbildung, in For-
schung und Lehre in Deutschland nicht wieder 
Spitze werden, verbauen wir die Zukunft unserer 
Jugend. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Nickels [GRÜNE]: Wer definiert, was 

„Spitze" ist?) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Professor Dr. Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kuhlwein griff das Wort von 
den Selbstheilungskräften des Marktes auf, das 
sich im Berufsbildungsbericht findet. Das erinnert 
mich an ein Wort, das wir vor Jahren immer wieder 
gehört haben: Es waren die Selbstheilungskräfte 
der Natur oder der Gewässer. Wir haben festgestellt 
— das ist in solchen Situationen wie gestern vormit-
tag hier deutlich geworden —, daß da mit Selbsthei-
lung wirklich nichts mehr zu machen ist. Wir wer-
den feststellen, daß die Selbstheilung des Marktes 
einen ähnlichen Gang geht wie die Selbstheilung 
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der Natur, daß nämlich geheilt werden muß, und 
das geschieht nicht von selber. 

Erinnern wir uns an Feststellungen aus dem Be-
richt der Enquete-Kommission „Jugendprotest im 
demokratischen Staat" wie etwa diese: „Der Ju-
gendprotest kann nicht als klassischer Genera-
tionskonflikt erklärt werden, sondern ist im wesent-
lichen als Reaktion auf ungelöste gesellschaftliche 
Probleme zu verstehen." 

(Beifall der Abgeordneten Frau Dr. Voll- 
mer [GRÜNE]) 

Angesichts dessen müssen wir uns fragen: Welches 
ist denn das ungelöste gesellschaftliche Problem, 
mit dem wir es heute zu tun haben? 

Der Berufsbildungsbericht und auch die Fragen 
bezüglich der Elitehochschulen sowie die Situation 
Jugendlicher am Arbeitsplatz weisen darauf hin, 
welches Problem hier zu erkennen ist: Das ist die 
Situation von Jugendlichen, die vorher Schüler wa-
ren und dann zu Jugendlichen gemacht worden 
sind, dann irgendwann zu sogenannten jungen 
Menschen werden, und dann nach einer gewissen 
Zeit wieder nach statistischen Größen Erwachse-
nenlebensalter haben. Das heißt: Sie empfinden 
sich als Menschen, die in einem bestimmten Le-
bensabschnitt stecken, der nur statistisch festgelegt 
ist. Dieser Lebensabschnitt wird deswegen zum 
Problem für die Gesellschaft und für die Jugendli-
chen, weil er zwei wesentliche Zäsuren aufweist: 
Einschnitte wie das Ende der Schulzeit und wie das 
Ende der Berufsausbildung waren früher keine pro-
blematischen Einschnitte, sie sind aber heute für 
den größten Teil der Jugendlichen äußerst proble-
matische Einschnitte. Wir wissen — das sagt der 
Berufsbildungsbericht —, daß Tausende, Zehntau-
sende, wahrscheinlich mehr als zweihunderttaus-
end in diesem Jahr die Schule verlassen, verlassen 
müssen, und keine Ausbildung erhalten werden. 
Der Berufsbildungsbericht spricht für 1983 von 
etwa 30 000 Jugendlichen, die ohne einen Ausbil-
dungsplatz existieren müssen. Das sind aber die 
Jugendlichen, die noch gewagt haben, nach einem 
Ausbildungsplatz zu fragen. Das Minderheitenvo-
tum der Arbeitnehmer im Bereich des Berufsbil-
dungsberichts spricht allerdings auch für das letzte 
Jahr, wie das Jahr davor, wiederum von knapp 
200 000 Jugendlichen, die in dieser Statistik über-
haupt nicht mehr enthalten sind, aber gleichwohl 
als Menschen existieren. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr gut!) 

Wir rechnen für 1984 nach denselben Überlegungen 
mit etwa 250 000 Jugendlichen, die keine Hoffnung 
haben und gar nicht erst versuchen, einen Ausbil-
dungsplatz zu erreichen. 

(Krizsan [GRÜNE]: So ist es!) 

Ich spreche nicht für die Hunderttausende, die 
innerhalb dieses Systems mit kleineren oder größe-
ren Problemen oder gar keinen Problemen noch 
einen Ausbildungsplatz erhalten haben. Für die 
wird genug gesprochen, für die wird genug getan. 
Es ist zu sprechen für und über die Jugendlichen, 
die in diesen Bereich der Ausbildung nicht hinein- 

kommen, und die, die, wenn sie ausgebildet sind, bei 
der zweiten Zäsur, nach der Berufsausbildung, 
keine Arbeit bekommen. 

Vielleicht zwei Zahlen: 1981 waren 20 812 Jugend-
liche nach Abschluß der Ausbildung nicht in einen 
Arbeitsvertrag, wie lang er auch gewesen sein mag, 
übernommen worden. 1983 betrug die Zahl derjeni-
gen, die einen Ausbildungsplatz vergeblich absol-
viert hatten, das Dreifache, nämlich 65 070. 

(Krizsan [GRÜNE]: Das ist die Realität!) 

Alle diejenigen, die nicht bis zum Ende der Ausbil-
dung durchhalten konnten oder gar keine anfangen 
konnten, sind dort natürlich nicht drin. Für die ist 
dieses zweite Datum auch keine Zäsur. Nicht mitge-
zählt sind in diesen Zahlen auch die Jugendlichen 
— oder nach der Statistik und unserer Ordnung: die 
jungen Menschen —, die die Hochschulen oder an-
dere Ausbildungseinrichtungen verlassen haben 
und nicht über das duale Berufsbildungssystem ge-
gangen sind. Auch dort haben wir in den letzten 
Jahren zunehmend Arbeitslosigkeit am Ende der 
Ausbildung festgestellt. Ich erinnere nur an die 
Lehrer, über die wir hier schon mehrfach geredet 
haben. 

Die Frage ist: Was tut die Bundesregierung? 
Oder: Kann sie überhaupt etwas tun, was wirksam 
ist? 

(Krizsan [GRÜNE]: Nein!) 

Sie tut eine ganze Menge. Sie tut auch eine Menge 
Dinge, die wirksam sind. Nur habe ich den Ein-
druck, daß sie sehr wirksam sind in der Sicherheit 
für die Wirtschaft. Ob sie aber wirksam sind in der 
Sicherung der Zukunftschancen — wie Frau Wilms 
das nannte — der Jugendlichen, das wage ich zu 
bezweifeln. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Einige gesetzliche Vorhaben, die wir in den letzten 
Jahren erlebt haben, haben deutlich gemacht, daß 
dieser Zweifel nur allzu berechtigt ist. 

Ich nenne als ein Beispiel nur die Veränderung 
der Bundesausbildungsförderung im Jahre 1982/83, 
von der viele Sachverständige inzwischen anneh-
men, daß sie zu einem hohen Anteil neuer Ausbil-
dungswilliger im dualen System geführt hat. Das 
scheint mir auch sehr wahrscheinlich zu sein. Das 
wird in diesem Jahr sicherlich nicht anders sein, so 
daß mit noch höheren Zahlen von Schulabgängern 
jeden Alters, nicht erst nach dem Abitur, zu rech-
nen sein wird, weil die Ausbildungsförderung für 
Schüler nicht mehr, gerade nicht mehr sozialbezo-
gen, geleistet wird. Auch die einzelnen Länderförde-
rungen zeigen nicht, daß hier eine Veränderung ein-
treten wird. 

Unser gesellschaftliches System scheint zumin-
dest die „höchste Leistung" auch mit der höchsten 
sozialen Position zu verbinden. Es hat jedenfalls 
den Anspruch. In vielen Bereichen ist es auch so. 
Ob es in dieser Regierung so ist, kann man füglich 
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bezweifeln nach dem, was wir heute morgen und zu 
anderen Zeiten erfahren haben. 

(Beifall des Abg. Krizsan [GRÜNE]) 

Nur, wenn es so ist, daß derjenige, der einen Bil-
dungsgang mit der sogenannten besten Leistung 
abgeschlossen hat, auch die höchste soziale Position 
hat, ergibt sich folgendes: Das soziale System, das 
auf Hierarchien aufgebaut ist und Hierarchien 
transportiert, wird zu einem anthropologischen 
Grundmuster menschlicher Existenz gemacht. Und 
das kann nun wirklich nicht als eine wissenschaftli-
che Einsicht verkauft werden, die zu begrüßen 
wäre. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Wenn in der Bundesrepublik Bildungspolitik wirk-
lich in der Form gemacht wird, daß sich derjenige 
oder diejenige, der bzw. die aus einem besonders 
günstigen sozialen Milieu kommt, in der Leistungs-
hierarchie am Ende in der vordersten Reihe wieder-
findet, dann können wir das vergessen, was in der 
Bundesrepublik über einige Jahrzehnte versucht 
worden ist, nämlich auch solche Menschen, die vom 
Elternhaus nicht bevorrechtigt, begütert sind, in die 
Lage zu versetzen, im sozialen und ökonomischen 
System wesentliche Tätigkeiten zu übernehmen. 
Wenn es so ist, daß die einzig mögliche Existenz-
form für Menschen die ist, daß sich unterschiedli-
che Leistungen immer auch hierarchisch entspre-
chend auswirken, dann werden offensichtlich alle 
Überlegungen, Leistungsunterschiede nicht zu so-
zialen Unterschieden werden zu lassen, ohne Wir-
kung bleiben. Ich meine, daß Unterschiede zwi-
schen Menschen hinsichtlich ihrer Tätigkeiten, die 
durchaus vorhanden sein können und müssen, 
nicht gleich zu sozialen Hierarchien führen müs-
sen. 

Ich denke, daß in dieser Richtung Überlegungen 
notwendig, unbedingt erforderlich sind, auch im Be-
reich des Ausbildungssystems. Einer sogenannten 
schulischen, akademischen Ausbildung einen höhe-
ren Stellenwert als einer praktischen Ausbildung, 
einer beruflich orientierten Ausbildung im Arbeits-
leben der Fabriken, des Gewerbes, des Handels bei-
zumessen, scheint mir eine sehr problematische 
Angelegenheit zu sein. Das, was da jetzt in Angriff 
genommen wird, sind Versuche, Elite-Universitäten 
— privat oder staatlich organisiert — zu gründen. 
Diese sind nichts anderes als Verfestigungen sozia-
ler Hierarchien, wobei völlig unerwiesen ist, ob man 
dem, was im einzelnen Menschen an unterschiedli-
chen Fähigkeiten und Möglichkeiten steckt, in der-
artigen Formen der sozialen Auslese überhaupt ge-
recht werden kann. Ich glaube, Elite-Universitäten 
sind mehr ein Instrument zur Sicherung der wirt-
schaftlichen Perspektive der Großunternehmen. In 
den Elite-Universitäten — entsprechendes gilt für 
alle Hochschulen, Berufsausbildungseinrichtungen 
und Betriebe — soll auf die Heranbildung von Füh-
rungskräften, die sozial angepaßt sind, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Richtig!) 

politisch hingewirkt werden, um so ein ungestörtes 
Funktionieren dieser Gesellschaft, dieser Wirt

-

schaft zu gewährleisten. Diejenigen, die zusätzliche 

Breitenqualifikationen erwerben sollen, werden 
über Kurzstudiengänge zu Fachidioten gemacht. 
Für diese Fachidioten soll oberstes Gesetz, oberster 
Inhalt ihrer Ausbildung wiederum das Gehorchen

-

lernen sein. Und das wollen wir nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Profes-
sor Wisniewski. 

Frau Dr. Wisniewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Seit die Diskussion 
darum entbrannt ist, ob wir in der Bundesrepublik 
private Hochschulen brauchen, wird in den Univer-
sitäten und neuerdings auch, wie wir gerade gehört 
haben, im Parlament mit Fleiß an einem Schauer-
gemälde deutscher Hochschulpolitik gemalt. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Wie seit langem bekannt, wird dazu die Gesell-
schaftskritik in ihrer ganzen Breite herangezogen. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Private Hochschulen, so heißt es noch ein wenig 
prononcierter, sind „Kaderschmieden des Kapitalis-
mus". Sie sollen angeblich dazu dienen, Fachidioten 
für Technik und Management heranzuzüchten, ich 
zitiere: „unkritische willige Werkzeuge in den Hän-
den der Herrschenden". So die Terminologie, uns 
allen, glaube ich, wohlbekannt. Die Bundesregie-
rung — so steht es ausdrücklich im SPD-Antrag zu 
lesen — wolle „das in der Bundesrepublik Deutsch-
land gewachsene System der staatlichen Hoch-
schulen von Grund auf verändern". Die Chancen-
gleichheit beim Zugang zur Hochschule sei, so wird 
behauptet, „durch die Zulassung privater Hoch-
schulen erheblich beeinträchtigt". Und die Argu-
mentation gipfelt dann oft — nicht hier, aber sonst 
— in dem Vorwurf, die Bundesregierung und die sie 
tragenden Parteien wollten Elitehochschulen für 
wenige Reiche schaffen, dafür den staatlichen 
Hochschulen die Mittel entziehen und so für die 
weniger Finanzkräftigen, aber vielleicht sogar Be-
gabteren die Studienmöglichkeiten einengen. Kurz, 
wir hörten es schon, Eliteförderung weniger steht 
angeblich gegen Breitenförderung vieler. 

(Zuruf von der SPD: Die Wahrheit!) 

Eine solche Polarisierung ist absolut falsch und 
unangemessen. 

(Zuruf von der SPD: Dann laßt es doch 
sein!) 

— Die stammt von Ihnen, doch nicht von uns. — Sie 
macht die hochschulpolitische Analyse ebensowe-
nig wirklichkeitsnah wie das Einpressen in die 
wohlbekannten Schablonen von den Herrschenden, 
die ihre Handlanger heranzüchten, und den Unter-
drückten, denen Aufstiegschancen verwehrt wer-
den sollen. 

Niemand denkt daran — die Frau Ministerin hat 
das schon deutlich gesagt —, das staatliche Hoch-
schulsystem zu beschneiden und auf Leistung als 
ausschließliches Kriterium für den Aufstieg im so- 
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zialen System zu verzichten. Die Fakten sprechen 
für sich; es erübrigt sich, das im Moment hier dar-
zustellen. 

Aber selbst wenn man private Hochschulen nicht 
nur dulden, sondern sogar fördern wollte, was wäre 
daran eigentlich verwerflich? Was schlimm ist, ist 
nicht die Duldung oder Förderung privater Hoch-
schulen, sondern die Art des Denkens, die solche 
gesellschafts- und hochschulpolitischen Vorstellun-
gen gebiert, wie sie eben jetzt hier vorgetragen wur-
den bzw. aus dem Antrag der SPD-Fraktion hervor-
gehen. Wehe uns, kann man nur sagen, wehe uns 
und unserer Gesellschaft, wenn nicht jeder von uns, 
jeder Bürger der Bundesrepublik die Großherzig-
keit besitzt, nicht nur diejenigen in Sonderschulen 
zu fördern, die in ihrer Begabung unter dem durch-
schnittlichen Niveau liegen, sondern auch diejeni-
gen angemessen zu fördern, die darüber liegen, die 
im Zweifel begabter sind als wir selbst! Chancenge-
rechtigkeit muß auch für Hochbegabte in unserer 
Gesellschaft selbstverständlich sein. Solche Bega-
bungen zu entfalten, ist nicht nur das Gebot der 
Verantwortung für diese Menschen, sondern 
ebenso eine Tat für das soziale Ganze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb kann ich die Regierung nur ermutigen 
zu einer Haltung, wie sie eben in der Rede der Frau 
Minister zum Ausdruck kam, einer Haltung, die 
sich darum bemüht, Bestleistungen hochbegabter 
und besonders einsatzfreudiger Menschen zu unter-
stützen, wo immer es geht. 

(Zuruf von der SPD: Wer stellt das fest?) 

Weshalb eigentlich sollen denn nicht ergänzend 
zu den staatlichen Hochschulen private Hoch-
schulen in der Bundesrepublik bestehen? Das ame-
rikanische Hochschulsystem mit seinen staatlichen 
und privaten Hochschulen ist Beispiel dafür, wie 
sehr beide Organisationsformen von ihrer Unter-
schiedenheit profitieren. Wettbewerb bei der Aus-
wahl und der Ausbildung der Studierenden, Wettbe-
werb in der Organisation, Wettbewerb bei der For-
schung, der Bereitstellung von Forschungsmitteln, 
aber auch bei der Erziehung im weiteren Sinne: 
dies alles läßt geistige Spannung entstehen, Leben-
digkeit, Beweglichkeit. Das sind notwendigste Vor-
aussetzungen für Bestleistungen in jedem Gebiet. 
Ich bekenne frei heraus: Ich fände es gut, wenn hier 
bei uns in der Bundesrepublik mehr Menschen als 
bisher den Mut aufbrächten, Hochschulen nach ih-
ren Vorstellungen unter den geltenden Niveauvor-
aussetzungen zu errichten und mit den staatlichen 
Institutionen zu wetteifern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber das erste Ziel für uns Bildungspolitiker muß 
es sein, die bestehenden staatlichen Hochschulen 
wieder besser in den Stand zu setzen, Spitzenlei-
stungen in allen Gebieten hervorzubringen, Spit-
zenforscher bei sich, und das heißt weitgehend hier 
in der Bundesrepublik, halten zu können, Spitzen-
begabungen entdecken und zur Reife bringen zu 
können. 

Ebenso, gleichzeitig und mit demselben Engage-
ment müssen wir die Breitenausbildung erhalten 
und dafür sorgen, daß sie hohen Ansprüchen ge-
nügt. Es gibt kein Entweder-Oder, sondern ein So-
wohl-Als-auch in diesem Bereich. Unsere Hoch-
schulen dürfen nicht länger, wie es teilweise und in 
manchen Fächern immer noch ist, lähmend und ni-
vellierend wirken. Sie müssen beleben und überall 
geistige Entfaltung ermöglichen. 

Die Maßnahmen, die dazu führen, sind vielfältig. 
Der Antrag der Koalitionsfraktionen — der durch 
ein technisches Versehen entweder noch nicht da 
ist oder gerade erst gekommen ist, aber jedenfalls 
gestellt wird —, in dem die Bundesregierung aufge-
fordert wird, einen Bericht zu geben, wie sie die 
Verwirklichung ihrer hochschulpolitischen Ziele er-
reichen will, gibt einen Eindruck von der weiten 
Verzweigtheit der zu ergreifenden Maßnahmen. 

Das Wichtigste scheint mir zu sein, den Hoch-
schulen wieder eine wissenschafts- und ausbil-
dungsadäquate Organisationsstruktur zu geben — 
was  nicht die Abschaffung des Prinzips der Grup-
penuniversität bedeutet. Wer Woche für Woche ta-
gelang in Gremien sitzt und sich und andere ver-
walten muß, wer um Mittel und Lehrfreiheit strei-
ten muß, wer Angriffe der verschiedensten Art ab-
wehren muß, dem — sei er Student, sei er Professor 
— bleibt keine Kraft zu wissenschaftlicher Arbeit. 
Wer Anträge produzieren muß, um z. B. ein kostba-
res Gerät zu erhalten, der ist schließlich und end-
lich, wenn es kommt, vielleicht zu müde geworden, 
um es effektiv zu nutzen. Bürokratie, geboren aus 
Mißtrauen und Kontrolliersucht, tötet Wissenschaft 
und Forschung und verhindert Spitzenleistungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie fragen gern nach der Definition von Elite. 
Lassen Sie es mich in nur einem Satz sagen. Die 
Demokratie insgesamt lebt vom Elite-Gedanken. 
Wir alle hier sind Elite im weitesten Sinn. 

(Zuruf von der SPD) 

Wir alle sind gewählt. Jede Wahl dient der Auswahl 
der Besten — sollte jedenfalls dazu dienen — und 
gibt denen, die gewählt sind, einen Vertrauensvor-
schuß. 

Zu den Hochschulen: Haben wir den Mut, beson-
ders Begabte und besonders Einsatzbereite zu för-
dern, ihnen Raum zu geben, Studiengänge z. B. ein-
zurichten, die mit besonders hohen Anforderungen 
innerhalb unserer staatlichen Hochschulen Elite 
heranziehen. Vielleicht trägt das zu jener beleben-
den Wirkung bei, die entsteht, wenn verschieden 
Geartetes und unterschiedlich Gefordertes einan-
der begegnet. 

Ein letzter Satz. Wir müssen aus der verkrampf-
ten Hochschulideologie herauskommen, die der 
SPD-Antrag erkennen läßt. Wir wollen — ich 
nehme das Wort gern auf — dafür wirken und soll-
ten es alle gemeinsam in allen Fraktionen tun, daß 
die Bundesrepublik sich als zu einer Kulturnation, 
wie Sie es nennen, gehörend versteht, und daß die 
geisteswissenschaftlichen Fächer, die in diesem Be-
reich Jahrhunderte hindurch Leistungen erbracht 
haben, genauso wie naturwissenschaftliche Fächer 
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gefördert werden. Wir sollten nicht vergessen: Ge-
rade in der Wirtschaft ist eine Wende im Gange, 
eine Wende, die sich abkehrt vom nur technizisti-
schen Management und hinfindet zu der Einsicht, 
daß auch wirtschaftliche Leistungen letztlich nur 
dann zustande kommen, wenn die kulturellen Wer-
te, Traditionen und Normen nicht vergessen, son-
dern produktiv gemacht werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Nach einer interfraktio-
nellen Vereinbarung soll die Tagesordnung um den 
Zusatzpunkt 8: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP Hochschulpolitische 
Zielsetzungen der Bundesregierung 
— Drucksache 10/1675 — 

erweitert werden. Dieser Punkt soll in die verbun-
dene Beratung der Tagesordnungspunkte 39 bis 42 
sowie des Zusatzpunktes 7 einbezogen werden. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. Da-
mit ist auch dieser Zusatzpunkt aufgerufen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Professor Laer-
mann. 

Dr. - Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt die Eli

-

tebrille mit dem halben Glas! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

— Das schärft den Blick, Herr Kollege Vogelsang. 
Sie gestatten mir doch bitte, daß ich das so tue; 
denn ich muß einerseits auf mein Blatt schauen, 
und andererseits möchte ich Sie auch nicht aus dem 
Blick verlieren. 

(Kuhlwein [SPD]: Es war nicht von der 
Brille, sondern vom Aufmarsch der Elite 

die Rede!) 

— Wenn Sie mich dafür halten, ist das Ihre Sache. 
Ich weiß, was ich von mir selbst zu halten habe, und 
versuche, dabei nicht eingebildet zu sein. 

(Daweke [CDU/CSU]: Sehr gut! Das hilft!) 

Meine verehrten Damen und Herren, gerade im 
Bereich der Bildungs- und Wissenschaftspolitik ist 
die Glaubwürdigkeitslücke zwischen den Bürgern 
und Parteien besonders groß, wie ich fürchte. Das 
ist nicht einfach auf tatsächliche oder vermeintliche 
Fehler der Bildungspolitiker zurückzuführen, son-
dern es liegt sicher auch an der Komplexität vieler 
Probleme, an der vielfach mangelnden Transparenz 
der Verantwortlichkeiten, an der zersplitterten Zu-
ständigkeitsverteilung im kooperativen Föderalis-
mus und auch an der Langfristigkeit mancher bil-
dungspolitischen Entwicklung. Durch tagespoliti-
sche Polemik kann in der Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik leicht etwas zerstört werden, aber so 
gut wie nichts aufgebaut werden. 

Was wir brauchen, ist nicht die kleinliche Besser-
wisserei, nicht die Beckmesserei, nicht die Polemik,  

sondern die Bereitschaft zu neuem Konsens und zu 
neuer Offensive in der Politik: für die Jugend, für 
die Zukunft. 

Gestatten Sie mir, daß ich an dieser Stelle aus-
drücklich das Bemühen meines Kollegen Norbert 
Eimer begrüße. Auf Grund seines Einsatzes ist es 
ihm gelungen, zum Thema Jugendprotest eine ge-
meinsame Entschließung vorzulegen. Ich halte das 
für sehr vernünftig und im Blick auf die zukünftige 
Arbeit für erfolgversprechend. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Aber genausowenig können wir die Probleme der 
Jugend, können wir die Probleme der Bildungs- und 
der Wissenschaftspolitik nur mit Programmen oder 
mit Zahlenfetischismus erschlagen. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Das ist nämlich genau der Punkt, wo uns die Ju-
gend nicht mehr zuhört, weil sie sehen und verste-
hen will, was wir tun, wie wir handeln und wie wir 
entscheiden. Jeder weiß, daß sich bis Herbst dieses 
Jahres rund 730 000 junge Menschen um einen 
Ausbildungsplatz im dualen System der berufli-
chen Bildung bewerben werden und daß es ein 
schwieriges Jahr auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
sein wird. Aber jeder politisch Verantwortliche, der 
diese Situation verharmlost oder gar den Eindruck 
erweckt, als sei das Problem schon gelöst, setzt 
ebenso falsche und, wie ich meine, schädliche Si-
gnale wie derjenige, der mit einer unzulässigen 
Hochrechnung der Monatsergebnisse der Bundes-
anstalt für Arbeit die junge Generation verunsi-
chert, wohl wissend, daß diese statistischen Zahlen 
nicht die Wirklichkeit widerspiegeln, aus vielerlei 
Gründen, die ich hier nicht erörtern kann, nicht 
widerspiegeln können. Sollten sich von dieser For-
mulierung gleichzeitig die Kollegen beider großer 
Fraktionen dieses Hauses angesprochen fühlen, so 
ist dieses gewollt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Berufsbildungsbericht 1984 macht deutlich, 
daß es im vergangenen Jahr mit fast 700 000 Ausbil-
dungsplätzen einen Ausbildungsstellenrekord gege-
ben hat. Dafür ist allen Beteiligten, vor allem in 
Handwerk, Handel und Industrie, in Gewerkschaf-
ten und Schulen und bei den freien Trägern, zu dan-
ken. Wir müssen das gleichzeitig mit dem Appell 
verbinden, in diesem Jahr nicht nur den Ausbil-
dungsstellenrekord zu wiederholen, sondern zu 
übertreffen, weil sonst nicht allen jungen Menschen 
eine geeignete berufliche Erstausbildung gesichert 
werden kann. 

Auch wenn die Hauptverantwortung für ein aus-
reichendes Ausbildungsplatzangebot im Bereich 
der privaten Wirtschaft liegt, kann und muß der 
Bund durch eine Vielzahl einzelner Maßnahmen 
dazu beitragen, um das Ziel „Berufsbildung für alle" 
zu erreichen. Eine Reihe dieser möglichen Maßnah-
men sind teilweise übereinstimmend in den Ent-
schließungen sowohl der Opposition als auch der 
Koalitionsfraktionen zum Berufsbildungsbericht 
aufgeführt. Ich möchte hier hinzufügen, hier helfen 
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jetzt nicht mehr lange Debatten, sondern hier muß 
unverzüglich, hier muß schnell gehandelt werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

In Übereinstimmung stehen die Forderungen 
nach einer finanziellen Ausweitung des sogenann-
ten Benachteiligtenprogramms, das sich seit Jah-
ren grundsätzlich bewährt hat. Wir danken der 
Frau Minister, daß sie angekündigt hat, daß dieses 
ausgebaut wird. 

Keine Übereinstimmung gibt es aber in der Frage 
nach einem neuen gesetzlichen Umlageverfahren, 
das die SPD in ihrem Antrag fordert. Derartige Um-
lageverfahren, die sich auf tarifvertraglicher Basis 
durchaus bewährt haben, wären als generelle ge-
setzliche Regelung, wie wir wissen, äußerst verwal-
tungsaufwendig und würden auch eine Belastung 
für die Betriebe bedeuten. Ich darf daran erinnern, 
daß sich SPD und FDP bereits bei der Verabschie-
dung des Berufsbildungsförderungsgesetzes im 
Jahre 1981 darauf verständigt haben, daß ein derar-
tiger Apparat nicht aufgebaut werden sollte. Ich 
halte es für schlechthin nicht vertretbar, in der ge-
genwärtig schwierigen Situation die Diskussion um 
ein Fondssystem neu aufzugreifen, da allein schon 
die Diskussion darüber kontraproduktiv wirken 
müßte. 

Es wird kein neues Sonderprogramm der Bun-
desregierung wie im vergangenen Jahr geben. Dies 
sollte schon heute deutlich gesagt werden, damit es 
hier auch keine falschen Signale gibt, die zu einer 
Zurückhaltung der Betriebe bei der Ausbildung füh-
ren könnten. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Schmude? 

Dr. - Ing. Laermann (FDP): Herr Kollege Schmude, 
ich habe nur wenige Minuten. Ich bitte um Ver-
ständnis. Ich kann meine Ausführungen ohnedies 
nicht zu Ende bringen. Ich bitte um Verständnis. 

Was es aber geben muß, ist die vor allem vom 
Handwerk geforderte Fortsetzung der Finanzie-
rung der überbetrieblichen Ausbildungsstätten. 

(Beifall bei der FDP) 

Neue Technologien, neue Verfahren sind ja kei-
neswegs nur etwas, wofür sich Hochschulen zu in-
teressieren haben, sondern sie gehören auch in die 
berufliche Bildung, und hier müssen sie umgesetzt 
werden. Wir sind deshalb der Meinung, daß wir uns 
weiterhin verstärkt und in den überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten engagieren müssen. 

Meine Damen und Herren, es gehört auch dazu, 
daß im Rahmen der Diskussion um den Familienla-
stenausgleich die Frage der Neuordnung der indi-
viduellen Ausbildungsförderung wieder auf die Ta-
gesordnung kommt, damit nicht mangelnde Förde- 
rung dazu führt, daß Erfolge der Wirtschaft auf der 
einen Seite auf dem Ausbildungsstellenmarkt kon-
terkariert werden. Es ist ein Gebot der Solidarität 
zwischen den Generationen, daß wir dafür sorgen, 
daß die jungen Menschen der geburtenstarken 
Jahrgänge nicht schlechtere Bildungs- und Berufs-

chancen haben als die Angehörigen der Jahrgänge 
vor ihnen. Ich begrüße es deshalb ausdrücklich, daß 
sich die Bundesregierung in ihrem Bericht zu den 
Zukunftschancen der jungen Generation in Ausbil-
dung und Beruf nachdrücklich für das Offenhalten 
des Bildungssystems ausgesprochen hat. 

Meine Damen und Herren, Herr Kuhlwein hat 
das Wort von den Kaderschmieden in den Raum 
geworfen. Ich denke, daß im Zusammenhang mit 
der Sicherung der Zukunftschancen auf die Frage 
nach der Hochbegabtenförderung gestellt werden 
muß, daß auch die Frage gestellt werden muß, wie 
wir in das weitere Bildungssystem, in das Universi-
tätssystem wieder mehr Wettbewerb hineinbringen. 
Wir haben das im Schulsystem. Warum eigentlich 
nicht im Hochschulbereich? Denn hier können von 
privaten Einrichtungen, privaten Universitäten, pri-
vaten Stiftungslehrstühlen an den bestehenden 
Universitäten durchaus positive und kreative und 
die Entwicklung fördernde Impulse ausgehen, weil 
das staatliche System durch zuviel Reglementie-
rung in die Erstarrung geraten ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kuhlwein [SPD]: Da klatschen die alle 

noch Beifall!) 

— Herr Kuhlwein, ich denke, Sie stimmen dem Bei-
fall zu. Wenn ich das richtig sehe, ist eine der ersten 
privaten Universitäten in Witten-Herdecke von 
Herrn Schily ins Leben gerufen worden. Wenn ich 
das richtig sehe, gehört er der SPD an, und das Pro-
jekt ist auch von der SPD gefördert worden. Wir 
haben es im übrigen auch unterstützt, weil wir für 
die Vielfalt, für die Pluralität sind. Genau das ist 
das, was auch Herr Genscher ausdrücken wollte, 
der so mißinterpretiert worden ist, als ob er das 
Heil nun nur noch in privaten Elite-Universitäten 
sieht. Lassen wir dies doch beiseite, gehen wir auf 
den Sinn der Sache zurück! Es kommt darauf an, 
daß wir Vielfalt, Wettbewerb und mehr Kreativität 
in die Hochschullandschaft hineinbringen wollen, 
daß wir das tun müssen. 

(Kuhlwein [SPD]: Mit Semesterbeiträgen 
von 4 000 DM!) 

— Warten Sie es doch ab, Herr Kuhlwein. Selbst 
wenn es Leute gibt, die soviel Geld aufbringen, ent-
lasten sie auch das öffentliche System. Lassen Sie 
uns doch darüber reden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen die Begabten- und Hochbegabtenför-
derung zur Verwirklichung des Bürgerrechts auf 
Bildung durchsetzen. Das ist wie die Breitenförde-
rung unverzichtbar. Ich betone hier ausdrücklich, 
daß es unsere Position ist, daß dies unabhängig vom 
sozialen Status und von der sozialen Herkunft zu 
geschehen hat und daß der Staat mit verpflichtet 
ist, dafür zu sorgen, daß auch die bestehenden 
Hochschulen in die Lage versetzt werden, sich den 
Begabten wieder — — 

(Kuhlwein [SPD]: Der Staat soll die priva

-

ten Hochschulen auch bezahlen!) 

— Wo steht denn das? Das ist doch eine Ihrer Un

-

terstellungen, die in Ihrem Antrag stehen. Das steht 
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nur in Ihrem Antrag, und das ist eine Unterstel-
lung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kuhlwein [SPD]: Das haben wir von Herrn 

Pfeifer gehört!) 

Wir sind jedenfalls dafür, wir bejahen auch private 
Hochschulen, wir bejahen auch private Stiftungs-
lehrstühle, wir bejahen den Wettbewerb in den 
Hochschulen, und wir wollen den Rahmen dafür 
setzen, die Bedingungen dafür schaffen, daß sich 
dieses ermöglichen läßt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Leistungsförderung heißt, den Wettbewerb inner-
halb der Hochschulen wie auch der Hochschulen 
untereinander zu verbessern. Wir wollen die Auto-
nomie der Hochschulen stärken, sie entbürokrati-
sieren, von zu vielen Reglementierungen befreien. 
Deswegen sind wir auch für eine Novellierung des 
Hochschulrahmengesetzes. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Mi-
nister Wilms, Sie haben ein Wort über die Wirt-
schaft verloren, Sie haben sie ermutigt und aufge-
fordert, ihrer Verantwortung nachzukommen. Frau 
Wilms, Sie haben sich gegenüber dem Handwerk 
bedankt, daß es in den letzten Jahren viele Ausbil-
dungsplätze geschaffen habe. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das ist alles ganz gut so. Es reicht aber — das wis-
sen wir von den Ausbildungsplatzbilanzen her — 
nicht aus. Ich hätte allerdings erwartet, daß Sie 
heute auch ein Wort zu den jungen Menschen sa-
gen, die jetzt von den Schulen abgehen und darauf 
warten, daß sie einen Ausbildungsplatz bekommen. 
Auch sie hätten heute von Ihnen ein Wort der Er-
mutigung hören können. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Machen Sie es doch, Herr Weisskichen! Er

-

mutigen Sie doch mal!) 

Da kommen jetzt Zehntausende, Hunderttausende 
von jungen Menschen und wollen in die Betriebe, 
wollen einen Ausbildungsplatz haben. Sie haben 
sich zehn-, zwanzig- und dreißigmal beworben, 
schreiben Briefe und bekommen leider meistens 
nicht die Antwort, die sie gern hätten. Wie viele Sor-
gen haben denn jetzt eigentlich die Eltern, die zu-
sammen mit den jungen Menschen jetzt Angst ha-
ben, ob es gelingt, in diesem Jahr einen Ausbil-
dungsplatz zu bekommen. Daran muß man heute 
auch appellieren: daß man versucht, diesen jungen 
Menschen, ihren Eltern, den Vätern und Müttern, 
eine Perspektive zu geben, ihnen Mut zu machen 
und zu sagen: Wir wollen ihnen heute vom Bundes-
tag aus ein positives Signal geben, wir stellen Mittel 
bereit, damit endlich die Zahl derjenigen, die im 
letzten Jahr keinen Ausbildungsplatz bekommen 

haben — es waren an die 100 000, von denen wir 
heute schon wissen — — 

(Daweke [CDU/CSU]: Wo haben Sie die 
Zahl denn her? Das ist doch Schwarzmale

-

rei! Immer diese Panikmache! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

— Lesen Sie doch Ihre eigenen Statistiken; dann 
stellen Sie fest, daß es mindestens 80 000 sind. 
Wenn Sie die Dunkelziffer dazunehmen, werden es 
weitaus mehr sein. 

(Beifall bei der SPD) 

100 000 werden es in diesem Jahr sein, 
(Daweke [CDU/CSU]: Unmöglich!) 

und im letzten Jahr waren es 80 000. Ihr Programm, 
daß Sie hier vorlegen, gibt niemandem eine Pespek-
tive. Das ist die Wahrheit. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie zwei Zwischenfragen von zwei Abgeord-
neten? 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Ja. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, Herr Laermann. 

Dr. - Ing. Laermann (FDP): Herr Kollege Weisskir-
chen, Sie beziehen sich auf Statistiken. Sind Sie 
denn bereit, wenn Sie sich schon mit Statistiken 
auseinandersetzen müssen, auch die Grundlagen 
dieser statistischen Zahlen darzulegen und nach 
diesen Grundlagen zu differenzieren? Und stimmen 
Sie mir zu, daß, wie es ein englischer Staatsmann 
gesagt hat, Statistiken für Politiker wie Laternen-
pfähle sind, die ihnen weniger zur Erleuchtung als 
vielmehr dazu dienen, sich daran festzuhalten. 

(Heiterkeit) 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Laermann, 
Sie wissen genauso gut wie ich, daß die Statistik des 
letzten Jahres deutlich ausgesagt hat: 30 000 ohne 
Ausbildungsplatz, 50 000 weitere in berufsvorberei-
tenden Maßnahmen einschließlich der ähnlichen 
Maßnahmen, die von den Arbeitsämtern mitfinan-
ziert werden. Das ist Tatsache. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Darüber hinaus gibt es eine hohe Anzahl junger 
Menschen, die resigniert haben, die sich erst gar 
nicht mehr in die Lage versetzt fühlen, solche Ange-
bote, die vom Arbeitsamt kommen, wahrzunehmen. 
Sie gehen anderswohin, sie gehen in Schulen und 
verlaufen sich auf den Märkten. Aber — das ist das 
Entscheidende — sie sind nicht zu dem gekommen, 
was der Bundeskanzler versprochen hat, der gesagt 
hat: Für jeden ist eine Lehrstelle da. Das war das 
Versprechen dieser Bundesregierung. Dieses Ver-
sprechen haben Sie gebrochen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU — Abg. Berger [CDU/CSU] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 
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Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Ich bin mit der 
Beantwortung der vorigen Zwischenfrage noch 
nicht ganz fertig. Ich muß noch den zweiten Punkt 
beantworten. 

Herr Laermann, Sie haben vorhin — in Ihrer 
Frage ist das jetzt wieder enthalten — gleichzeitig 
darauf hingewiesen, wir mißbrauchten die Mai-Zah-
len des Arbeitsamts. Das ist falsch. Wenn Sie den 
Verlauf der letzten Jahre betrachten und die Mai-
Zahlen mit dem wirklichen Ergebnis am 30. Sep-
tember vergleichen, dann können Sie feststellen, 
daß die Zahlen einen klaren Trend ausweisen. 
Wenn die Lücke zwischen Angebot auf der einen 
Seite und Nachfrage auf der anderen Seite klafft, 
wie es in diesem Jahr festzustellen ist, dann müs-
sen wir schon heute die Sorge haben, daß im Sep-
tember die Zahl derjenigen, die keinen Ausbil-
dungsplatz bekommen haben, auf jeden Fall um ein 
Drittel höher liegen wird als im letzten Jahr. Das ist 
die statistische Wahrheit der letzten fünf Jahre ge-
wesen. Ich sehe keine Grund, daß das Jahr 1984 aus 
dem Verlauf der letzten Jahre völlig herausfällt. 
Das heißt: In diesem Jahr werden 100 000 Men-
schen ohne Ausbildungsplätze dastehen. 

(Beifall bei der SPD — Daweke [CDU/ 
CSU]: Jetzt hat er die Kurve gekriegt! — 
Abg. Berger [CDU/CSU] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

— Herr Berger, ich habe noch zwei Minuten. Des-
wegen kann ich Ihnen Ihre Frage nicht beantwor-
ten, sondern kann Sie nur darum bitten, zu verste-
hen, daß das, was wir Ihnen in diesem Sofortpro-
gramm vorgelegt haben, ein Angebot ist. 

(Daweke [CDU/CSU]: 1,5 Milliarden DM!) 

— Es sind 1,5 Milliarden DM. Aber Sie werfen in 
einem Jahr mir nichts, dir nichts, den Bauern ein-
fach 3 Milliarden DM dahin. So einfach machen Sie 
sich das. 

In diesem Sofortprogramm sind eine ganze Reihe 
praktischer Vorschläge enthalten. Das einzige, was 
Sie von unseren Forderungen aufgenommen haben 
und jetzt selber aufstocken, was wir begrüßen, ha-
ben Sie, als Sie in der Opposition waren, jahrelang 
abgelehnt. Das Benachteiligtenprogramm war ein 
richtiger Ansatzpunkt. Wir begrüßen, daß Sie es 
ausbauen. Wir bitten Sie: Wenn Ihnen die Sorgen 
der jungen Menschen wirklich am Herzen liegen, 
dann sagen Sie ja zu diesem Sofortprogramm, das 
wir Ihnen hier im Parlament jetzt zum zweitenmal 
vorgelegt haben. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Machen Sie mal Mut statt Angst! — Kroll

-Schlüter [CDU/CSU]: Wo war jetzt das 
Wort der Ermutigung?) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Rossmanith. 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Vor einigen Mo-
naten habe ich in einem Kommentar im „Handels-
blatt" gelesen, daß wir wahrscheinlich, da wir in die-
sem Jahr keine Bundestags- bzw. Landtagswahlen  

mehr haben, gute Aussichten hätten, die Fakten in 
den berufsbildungspolitischen Auseinandersetzun-
gen etwas nüchterner zu betrachten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Kuhl

-

wein [SPD]: Weil Sie keine Wahlverspre

-

chen machen! Das ist wahr!) 

— Aber ich muß sagen, lieber Kollege Kuhlwein: 
Erwartungsgemäß ist das nicht der Fall. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Kuhlwein 
[SPD]) 

Wer hier Ihren Entschließungsantrag mit milliar-
denschweren Forderungen und den inzwischen 
sattsam bekannten ideologischen Pferdefüßen 
sieht, die Sie an sich nie wegbringen können, dem 
war natürlich von vornherein klar, daß eine ver-
nünftige, eine sachliche Auseinandersetzung nicht 
stattfinden kann und von Ihnen, wie wir jetzt wie-
der deutlich gehört haben, auch gar nicht ge-
wünscht ist. Sie wollen doch Demagogie, Sie wollen 
die Jugendlichen verunsichern, und Sie wollen auch 
die Wirtschaft, die ausbildet, noch beschimpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn ich mir den Berufsbildungsbericht 1984 an-
sehe — ich habe manchmal den Eindruck, daß die, 
die von Ihnen vor mir gesprochen haben, das nicht 
getan haben —, bringt mich das dahin, zu sagen, 
daß es drei grundsätzlich voneinander abweichende 
Angaben gibt. Gerade weil Sie, Herr Weisskirchen, 
das angesprochen haben, will ich das ein bißchen 
erläutern, auch wenn die Zeit sehr, sehr knapp ist. 

Zunächst bezieht sich die Bundesregierung in ih-
rem Beschluß zum Berufsbildungsbericht darauf, 
daß am 30. September 47 000 Jugendliche noch 
nicht in eine Lehrstelle vermittelt waren. Die Stel-
lungnahme des Hauptausschusses des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung spricht demgegenüber schon 
von 80 000 Jugendlichen, die angeblich keine Lehr-
stelle erhalten haben. Sie haben das angesprochen. 
Und in einem besonders ausführlich geratenen 
Minderheitenvotum einer Mehrheit der Beauftrag-
ten der Arbeitnehmer — wohlgemerkt: Es waren 
nicht einmal alle — ist sogar von fast 200 000 unver-
sorgten Jugendlichen die Rede. Auch Ihre Zahl von 
100 000 ist, auch wenn Sie sie fünfmal wiederholt 
haben, nicht mehr als eine Horrorzahl. 

Was mich hier wirklich erschreckt und was für 
mich politisch untragbar ist, ist die Art und Weise, 
das Pathos, wie hier willkürlich Zahlen herausge-
griffen werden, um gegen ein ungeliebtes Berufsbil-
dungssystem, das duale Bildungssystem, Stimmung 
zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

Wir wissen heute, daß die Zahl der angebotenen 
Ausbildungsplätze 1983 nicht nur konstant geblie-
ben ist, sondern im letzten Jahr mit 677 000 abge-
schlossenen Lehrverträgen sogar ein Rekord in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland erzielt 
werden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Kuhlwein [SPD]) 
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Es ist deshalb richtig, wenn wiederum in einem 

Minderheitenvotum festgestellt wird, daß mit dieser 
Steigerung um 42 300 Ausbildungsverhältnisse ge-
genüber dem Vorjahr selbst die optimistischsten 
Erwartungen übertroffen wurden. Wir hatten ge-
sagt, wir wollten 30 000 zusätzliche Lehrstellen 
schaffen. 

(Kuhlwein [SPD]: Sie haben gesagt: Für je

-

den ist eine Lehrstelle da!) 

Es sind noch 50 % mehr geworden. 

Die Bundesregierung hat damals mit Recht dar-
auf hingewiesen, daß diese 47 000 Jugendlichen in 
keinster Weise resignieren müßten. Und es hat sich 
gezeigt, daß bis Ende März dieses Jahres von diesen 
47 000 nur noch 18 900 unversorgt geblieben sind, 
d. h. daß annähernd 30 000 Jugendliche in dieser 
Zeit in Lehrstellen haben vermittelt werden kön-
nen. 

Wenn Sie, Herr Weisskirchen, wieder von einer 
Lehrstellenkatastrophe sprechen, muß ich sagen: 
Wie Sie dazu kommen, bleibt tatsächlich Ihr Ge-
heimnis. 

(Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Wir spre

-

chen uns im September! — Kuhlwein 
[SPD]: Lernen Sie einmal die Grundre

-

chen arten!) 

— Ich habe durchaus Verständnis dafür, daß Ihnen 
nicht gefällt, was ich hier sage, und sich Ihre man-
gelnde Vorbereitung nun in Zwischenrufen äußert. 
Ihnen ist doch wiederum nichts anderes eingefal-
len, als Horrorzahlen an die Wand zu malen, eine 
Ausbildungsumlage, Ausbildungspflichtstellen und 
Meldepflicht zu fordern. Das sind doch irreale For-
derungen. Der Herr Kollege Kuhlwein hat heute 
sogar wieder von Ausbeutung gesprochen. 

(Kuhlwein [SPD]: Das will Elite sein! Die 
kann nicht das Einmaleins!) 

Sie sollten sich etwas Zeit lassen, bevor Sie solche 
Töne anschlagen. Wir leben in einer Demokratie, 
und da dürfen Sie natürlich Behauptungen aufstel-
len, wie Sie wollen. Aber damit werden Sie nicht 
mehr Erfolg, vor allem nicht mehr Erfolg bei den 
Jugendlichen haben. Das möchte ich Ihnen einmal 
sehr deutlich sagen. 

Wir haben — ich verstehe nicht, warum Sie das 
nicht aus den Worten der Frau Minister herausge-
hört haben — sehr wohl nicht nur der Wirtschaft, 
dem Handwerk, der Industrie, den freiberuflich Tä-
tigen, der öffentlichen Hand und den Gewerkschaf-
ten, sofern sie in den Verwaltungen ausbilden, ge-
dankt, sondern wir und die Frau Minister haben 
uns natürlich auch an die Jugendlichen gewandt. 
Glauben Sie denn, daß uns das nicht auch berührt? 
Wir wissen doch von diesen Problemfällen, von die-
sem vielfachen Leid in den Familien. Da sind wir 
doch ständig tätig. Deshalb haben wir j a eine Poli-
tik der hundert Schritte und werden, wenn es sein 
muß, eine Politik der tausend Schritte einleiten, 
nicht aber eine Politik, die noch auf eine Beschimp-
fung derjenigen hinausläuft, die sich um Abhilfe 
der Probleme bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ideologische Daumenschrauben mögen Sie anlegen, 
wo immer Sie wollen, auf Ihren Parteitagen, nicht 
aber hier bei uns, nicht in diesem Parlament. Noch 
sind wir ein frei gewähltes Parlament, und wir han-
deln auch so. 

(Zurufe von der SPD) 

— Sehen Sie, das ist immer sehr nett, Sie bringen 
mich immer wieder auf Sachen, die ich nicht so 
sagen wollte, weil ich kein Partikularist bin. Wir 
brauchen unser Licht aber nicht unter den Scheffel 
zu stellen. Sie haben von Nordrhein-Westfalen und 
ähnlichem mehr gesprochen. Ich kann mit Stolz 
und mit Recht sagen, daß im Jahre 1983 die Bayeri-
sche Staatsregierung die einzige Landesregierung 
war, die kein staatliches Lehrstellenprogramm auf-
stellen mußte, und trotzdem konnten wir im Frei-
staat Bayern von allen Bundesländern die positiv-
ste Lehrstellenbilanz vorlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sprechen immer wieder die Abiturienten an, 
die jetzt vermehrt in das duale System drängen. 
Dazu gibt es für mich zwei Punkte. Erstens bedeu-
tet das für mich, daß sich dadurch die Qualität des 
dualen Systems wieder einmal deutlich heraus-
stellt. Zum zweiten bedeutet es für mich aber — und 
das ist leider, wie ich sagen muß, für Sie sehr pein-
lich — eine totale Verfehlung Ihrer Bildungspolitik, 
die Sie in den Jahren 1969 bis 1982 als Regierungs-
partei betrieben haben, indem Sie jedem das Abitur 
geben wollten und vergaßen, daß die Menschen, je-
der für sich, unterschiedliche Fähigkeiten und Qua-
lifikationen besitzen. 

(Berger [CDU/CSU]: Und sie wollten das 
duale System abschaffen!) 

Aus Zeitgründen muß ich leider zum Schluß kom-
men, sonst könnte ich Ihnen noch einiges mehr 
sagen. 

(Kuhlwein [SPD]: Um Gottes willen!) 

— Es ist mir schon klar, daß Ihnen das natürlich 
nicht gefällt. 

Ich muß mit einer gewissen Freude zur Kenntnis 
nehmen — und um mit unserem Präsidenten zu 
sprechen, sollten wir ja nach Möglichkeit fröhlich 
sein —, daß alle Parteien in diesem Hohen Hause — 
ich stelle das mit Genugtuung fest — in dem Ziel 
übereinstimmen, daß auch in diesem Jahr äußerste 
Anstrengungen aller für die Berufsausbildung Ver-
antwortlichen notwendig sind, um genügend Lehr-
stellen bereitzustellen. Ich freue mich natürlich, daß 
wir inzwischen auch weitgehend darin übereinstim-
men, daß berufliche Qualifikation am besten und 
am wirkungsvollsten durch die Verbindung von 
Theorie und Praxis sprich: Betrieb und Schule zu-
stande kommt. 

Wir haben deshalb in unserem Entschließungsan-
trag in besonderer Weise auf den subsidiären Cha-
rakter der im Augenblick ganz unbestreitbar not-
wendigen staatlichen Maßnahmen abgestellt. Des-
halb werden wir Ihren Entschließungsantrag zu-
rückweisen; wir haben es schon immer für falsch 
gehalten — das betone ich noch einmal mit aller 
Deutlichkeit —, mit politischen Drohgebärden und 
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administrativen Daumenschrauben die Wirtschaft 
zur Berufsbildung pressen und zwiebeln zu wollen, 
wie es einmal ein Minister, der Gott sei Dank, wie 
auch seine Partei, nicht mehr in der Regierungsver-
antwortung ist, haben wollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zwiebelpartei!) 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! 

(Daweke [CDU/CSU]: Liebe Freunde!) 

— Wenn Sie es wünschen: Liebe Freundinnen und 
Freunde! Es ist mir ganz neu, daß jetzt die CDU-
Kollegen auf dieser Anrede bestehen, aber ich bin 
gerne bereit, Ihrem Wunsch zu folgen. 

(Berger [CDU/CSU]: Anpassung an die 
GRÜNEN!) 

Was mir ein bißchen schwerfällt, ist, dem Wunsch 
des Vorredners zu folgen und fröhlich zu sein in 
einer Debatte, in der es um Hunderttausende von 
jungen Menschen geht, die ohne Ausbildung und 
ohne Arbeitsplatz sind. 

Vorweg möchte ich klarstellen: Wenn der sehr 
verehrte Herr Vorredner davon spricht, den jungen 
Leuten seien 30 000 zusätzliche Ausbildungsplätze 
zugesagt worden, muß das korrigiert werden. Den 
jungen Leuten ist im vergangenen Bundestags-
wahlkampf von der obersten Autorität dieses Staa-
tes, 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

von dem gelegentlich amtierenden Bundeskanzler. 
zugesagt worden: Jeder bekommt eine Ausbildungs-
stelle. Wenn man die Zahlen kennt, die Ende des 
Jahres 1983 signalisiert worden sind, wenn man 
weiß, daß Zehntausende von jungen Leuten ohne 
Ausbildungsplatz geblieben sind, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Herrn Weiss

-

kirchen waren es noch Hunderttausende!) 

muß man als Fazit sagen: Der Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland hat Millionen von 
deutschen Jugendlichen im Wahlkampf betrogen 
und belogen. Das ist die Lage, und daran können 
Sie nicht vorbeireden. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wo sind die Millionen?) 

Ein zweiter Punkt: Der Vorredner hat gesagt, die 
Sozialdemokraten versuchten mit milliardenschwe-
ren Forderungen, sich der Situation der jungen 
Leute anzunehmen. Sie haben versucht, uns mit 
dem Begriff „milliardenschwere Forderungen" zu 
denunzieren. Ich darf Sie daran erinnern: Milliar-
denschwere Ausgaben sind ja nun von der amtie-
renden Regierungskoalition für Großagrarier getä-

tigt worden, nicht für den kleinen Bauern, der das 
nötig gehabt hätte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben davon 
überhaupt keine Ahnung!) 

Sie sind auch durch die Absenkung der Vermögen-
steuer getätigt worden. Die eh schon solvente Groß-
industrie, das große Kapital, hat von dieser Regie-
rung Milliarden zusätzlich geschenkt bekommen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Reden Sie da- 
von, wovon Sie etwas verstehen! — Billiger 

Klassenkampf!) 

— Wenn Sie das Stichwort „Klassenkampf" geben, 
sage ich Ihnen: Das, was Sie betreiben, ist brutaler 
Klassenkampf gegen eine ganze junge Generation! 

(Zustimmung bei der SPD — Widerspruch 
bei der CDU/CSU — Graf von Waldburg

-

Zeil [CDU/CSU]: So ein Unfug! — Berger 
[CDU/CSU]: Das ist bei Ihnen wie eine in

-

dische Gebetsmühle!) 

Wenn Sie nämlich unsere Forderung nach einem 
Milliardenprogramm — und das, was wir vorge-
schlagen haben, schließt j a an das von uns bereits 
im letzten Herbst vorgelegte Sofortprogramm zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit an — als 
Klassenkampf denunzieren wollen, kann ich Ihnen, 
Herr Kollege, nur sagen, Sie haben ein absolut zyni-
sches Verhältnis zu der trostlosen Lage von Hun-
derttausenden von jungen Menschen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

ein absolut zynisches Verhältnis zu der Situation 
von — nach den Statistiken der Bundesanstalt für 
Arbeit — inzwischen 610 000 arbeitslosen jungen 
Menschen unter 25 Jahren. 

Ich kann mich sehr gut an den letzten Bundes-
tagswahlkampf erinnern. Da ist von Herrn Kohl ge-
sagt worden: Oberste Priorität der von mir geführ-
ten Regierung im innenpolitischen Bereich ist die 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. 

(Zuruf von der SPD: „Nationale Aufgabe" 
hat er gesagt!) 

Das waren reine Sonntagsreden! Es war nichts an-
deres, als die trostlose Lage von Hunderttausenden 
von jungen Menschen in einer eiskalten Weise zum 
Gegenstand einer Bundestagswahlkampfführung 
zu machen. Als die Wahlen vorbei waren, sind die 
Leute sehr schnell vergessen worden. 

Uns wird gesagt: Ihr macht milliardenschwere 
Programme. Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, für 
wen sollen wir das denn sonst machen, wenn nicht 
für die jungen Leute, die ohne Arbeit und Ausbil-
dung sind? Sind das nicht diejenigen, die es am ehe-
sten verdienen, daß der Deutsche Bundestag auch 
bereit ist, Geld auszugeben? Für wen denn sonst? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schrei doch 
nicht so! — Heiterkeit bei Abgeordneten 

der CDU/CSU und der FDP) 

Können Sie sich eigentlich noch in die Situation 
einer Familie hineinversetzen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie dürfen glau

-

ben, daß wir das können!) 
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in der ein oder zwei Kinder arbeitslos sind? Können 
Sie sich noch in die Situation eines Jugendlichen 
hineinversetzen, der arbeitslos ist, der mit 16 Jah-
ren vor verschlossenen Türen steht, der mit 16 das 
Gefühl bekommt, diese Gesellschaft braucht ihn 
nicht? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie hätten 1975 
die Regierung abgeben sollen, dann wäre 

das nicht passiert!) 

Können Sie sich vorstellen, daß es Zusammenhänge 
zwischen Jugendarbeitslosigkeit und Jugendkrimi-
nalität gibt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und SPD!) 

das es Zusammenhänge zwischen Jugendarbeitslo-
sigkeit und gestiegenem Alkoholkonsum gibt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und SPD!) 

daß es Zusammenhänge zwischen Jugendarbeitslo-
sigkeit und Drogenkonsum gibt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Ihrer 13jäh- 
rigen Regierung!) 

Können Sie sich eigentlich in die psychische Lage 
eines 17jährigen hineindenken, dem diese Gesell-
schaft signalisiert — — 

(Abg. Daweke [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

— Mir wird rot signalisiert; ich kann keine Zwi-
schenfrage zulassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die rote Karte!) 

Können Sie sich in die Lage des Jugendlichen 
hineindenken, dem diese Gesellschaft signalisiert, 
seine Zukunft liege bereits hinter ihm? 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, dieses 
„Rot" war nicht gegen die Zwischenfrage gerichtet, 
sondern Ihre Redezeit ist zu Ende. 

(Daweke [CDU/CSU]: Er ist eh' am Ende!) 

Schreiner (SPD): Herr Präsident, wenn ich richtig 
verstanden habe, daß meine Redezeit zu Ende geht, 
könnte ich auch keine Zwischenfrage mehr zulas-
sen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Vizepräsident Stücklen: Eben. Genau das war es. 

Schreiner (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich komme zum Schluß. 

(Berger [CDU/CSU]: Da hat er einmal ei

-
nen klaren Gedanken gehabt!) 

— Davon könnten Sie einige gebrauchen. Einige 
kluge Köpfchen könnten Ihrer Fraktion ganz gut-
tun. Aber das nur am Rande. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich komme zum Schluß. 

(Nelle [CDU/CSU]: Das ist ein guter Ge- 
danke!) 

Wir haben in unserem Programm spezielle Arbeits

-

beschaffungsmaßnahmen für junge Menschen vor

-

geschlagen. Ich möchte hinzufügen: Es war die 

CDU/CSU — von der FDP einmal ganz zu schwei-
gen; soweit sie noch vorhanden ist — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Schreiner, ich muß Sie bitten, zum Schluß zu kom-
men. 

Schreiner (SPD): Ich bin im letzten Satz und war 
beim Komma, Herr Präsident. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sie haben in den vergangenen Monaten die Be-
mühungen der deutschen Gewerkschaftsbewegung, 
die Arbeitszeit so zu verkürzen, daß Arbeitsplätze 
neu geschaffen werden könnten, in einem unerträg-
lichen Maße denunziert — Komma! —, ohne zu wis-
sen, daß die IG Metall wie andere Gewerkschaften 
mit ihrem Kampf um die Reduzierung der Arbeits-
zeit gerade auch für solche Familien die Köpfe hin-
gehalten haben, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Komma!) 

die jetzt 13- oder 14jährige Kinder haben, weil de-
ren Zukunft ohne eine erhebliche Arbeitszeitver-
kürzung in der Tat schwarz in schwarz zu sehen ist; 
das heißt — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, jetzt 
mache ich den Punkt! 

(Heiterkeit und Beifall) 

Schreiner (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Dr. Hamm

-

Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Damit ich 
nicht auch einen schlechten Punkt bekomme, 
möchte ich ausschließlich und kurz zu dem SPD

-

Antrag „Pläne der Bundesregierung zur Förderung 
von ,Elite-Universitäten" sprechen, der mir, meine 
sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen von der 
Opposition, beim besten Willen weder ein hoch-
schulpolitisches noch ein oppositionspolitisches 
Ruhmesblatt zu sein scheint. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Diese doch unausgewogene Mischung aus Antrag, 
Großer Anfrage, Aktueller Stunde, Entschließung 
und Eigenprogramm ist ja in sich widersprüchlich, 
wenn Sie das vielleicht noch einmal nachlesen wür-
den. Er bringt hochschulpolitisch wenig Konkretes 
und geht von der unrichtigen, ja von der falschen 
Behauptung aus, die Bundesregierung fordere oder 
plane auf Kosten des öffentlichen Hochschulsy-
stems nun private Elitehochschulen. 

Diese Methode, meine sehr geehrten Kolleginnen 
und Kollegen, verdient meiner Ansicht nach das 
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Prädikat unseriös und ist zudem meines Erachtens 
auch in der wichtigen Sache wenig hilfreich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Abg. Kuhlwein [SPD] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Ich habe keine Zeit. Nein, ich will keinen Punkt 
kriegen. 

(Kuhlwein [SPD]: Wer solche Behauptun

-

gen in die Welt setzt und Zwischenfragen 
ablehnt, ist selber unseriös!) 

Als ob die Initiatoren des Antrages nicht genau 
wüßten, daß nicht nur jene möglicherweise anstoß-
erregenden, aber auch wichtige und nötige Anstöße 
gebenden Passagen 

(Kuhlwein [SPD]: Selber unseriös!) 

in der Rede von Herrn Genscher am 13. Dezember 
1983 zwischenzeitlich wiederholt erläutert worden 
sind, sondern auch eventuell mißverständliche Pas-
sagen zwischenzeitlich längst geklärt, von den zu-
ständigen Gremien der FDP präzisiert und in Pro-
grammentwürfen zur Diskussion gestellt worden 
sind. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der 
SPD) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich 
nicht aufzuregen; wir müssen auch manchmal et-
was von Ihnen einstecken. — Das Reizwort „Elite

-

Hochschulen" kommt darin nicht vor. Es gibt also 
weder eine Forderung der FDP noch eine der Bun-
desregierung, wie Sie in Ihrem Antrag behaupten, 
die auf die Errichtung privater Elite-Universitäten 
abzielt. 

(Kuhlwein [SPD]: Herr Genscher hat es ge- 
fordert!) 

— Ich komme gleich darauf zu sprechen. Wenn 
Herr Genscher etwas sagt, dann ist das noch lange 
nicht die Bundesregierung, 

(Lachen und Beifall bei der SPD) 

vor allem wenn er etwas in einem Bereich sagt, für 
den er gar nicht zuständig ist. 

Schon deshalb geht die Stoßrichtung Ihres An-
trags ins hochschulpolitische Abseits. So gesehen 
wirkt auch das aus dem Zusammenhang gerissene 
Zitat von mir in einem offiziellen Parlamentsantrag 
eher als Wahlkampfmunition 

(Daweke [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

denn als seriöser Nachweis zur Begründung Ihrer 
Besorgnisse. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Was es aber gibt, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen — und das ist wirklich wichtig —, ist eine 
von Herrn Genscher angestoßene und in der Öffent-
lichkeit aufgenommene Diskussion darüber, ob und 
wie Hochschulen, Wissenschaft und Forschung den 
Herausforderungen des raschen technischen und 
technologischen Wandels gerecht werden können. 
So gesehen vermag ich der SPD — wir haben hier 
j a jahrelang sehr gut zusammengearbeitet — nur 
den Rat zu geben, sich aus dieser Diskussion nicht  

durch Polemik auszuklinken, sondern so sachkun-
dig wie möglich — und das sind Sie ja auch — wie-
der einzusteigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn immerhin, meine Damen und Herren hier alle 
zusammen, geht es dabei auch und vor allem um 
unsere wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und 
damit um Arbeitsplätze und soziale Sicherheit. 

Ich definiere: Es ist — nach Ansicht der FDP — 
eine Debatte darüber zu führen, wie es gelingen 
kann, daß ein demokratisches und chancengleiches 
Bildungssystem, das allen hierfür qualifizierten 
jungen Menschen offensteht, zugleich auch funk-
tionsfähig ist, wissenschaftlich Begabte zu fördern 
und wissenschaftliche Spitzenleistungen hervorzu-
bringen. 

. (Daweke [CDU/CSU]: Darum geht es! Sehr 
richtig!) 

Darüber kann es doch gar keinen Dissens geben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das erstere, nämlich die Chancengleichheit, darf 
nicht neuerlich in Frage gestellt werden, und letzte-
res darf doch einfach nicht ignoriert werden. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ob und in welchem Umfang private Einrichtungen 
zur Erfüllung dieser doppelten Aufgabe beitragen, 
j a, stimulierend wirken können, ist dabei eine 
Frage unter vielen anderen, die durchaus kontro-
vers diskutiert werden kann. Hier bin ich wieder 
mit dabei. Sie wird jedenfalls gemäß der liberalen 
Prinzipien von der FDP nachdrücklich bejaht — 
wie Wettbewerb und Konkurrenz immer das Ge-
schäft und das Ergebnis fördern. 

Für meine Fraktion jedenfalls möchte ich aus-
drücklich feststellen: Nicht die gesellschaftspoli-
tisch gewollte und notwendige quantitative Expan-
sion unserer Bildungseinrichtungen darf in Frage 
gestellt werden, wohl aber müssen die offenkundig 
gewordenen Unfähigkeiten erkannt werden, mit 
den damit entstandenen Problemen fertigzuwer-
den. Hier muß die Hochschulpolitik der 80er Jahre 
ansetzen. 

Unser Hochschulsystem, unsere wissenschaftli-
chen Leistungen und unsere Forschungskapazitä-
ten haben nach wie vor Weltgeltung. Um unsere 
Hochbegabtenförderung, um unsere wissenschaftli-
chen Einrichtungen wie Max-Planck-Gesellschaft, 
wie Großforschungseinrichtungen, Fraunhoferge-
sellschaft etc. werden wir in der Welt beneidet. Mit 
unseren finanziellen Leistungen stehen wir an der 
Spitze aller vergleichbaren Länder. 

Wenn unsere Leistungsfähigkeit dennoch beein-
trächtigt oder gar bedroht scheint, dann ganz gewiß 
nicht durch die quantitative Expansion an sich —, 
denn diese war in den USA und in Japan wesentlich 
stärker; das sage ich einmal meinen Freunden von 
der Regierungskoalition und -fraktion —, wohl aber 
wird sie bedroht durch eine unflexible Gliederung 
des Hochschulbereichs, durch seine unerträgliche 
Verbürokratisierung, durch die Zwangsbewirt- 
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schaftung von Studienplätzen, durch Reglementie-
rung von Details, deren Absurdität nur noch von 
EG-Vorschriften übertroffen wird, durch die ge-
richtliche Einklagbarkeit von Noten und last not 
least durch die Verkoppelung von Bildungsab-
schlüssen mit Besoldungs- und Laufbahnansprü-
chen. Vor allem aber fehlt der Wettbewerb zwischen 
Modellen und Ideen, der sich innerhalb eines staat-
lichen Bildungsmonopols ebenso wenig entfalten 
kann wie in einer dirigistisch geführten Wirtschaft. 
Und es fehlt auch an der notwendigen Selbstverant-
wortung der Hochschulen. 

Ich komme zum Schluß: In der Verbindung eines 
chancengleichen, leistungsfähigen und leistungsför-
dernden Systems liegt die umfassende hochschul-
und wissenschaftspolitische Aufgabe, die von allen 
Verantwortlichen gemeinsam angepackt werden 
muß. Private Hochschuleinrichtungen sind hierfür 
ganz sicher keine Zauberformel, wohl aber eine 
Herausforderung — unter anderem. Das Reizwort 
„Elite" in diesem Zusammenhang mag ich nicht. 
Denn Eliten lassen sich meist erst post festum oder 
gar erst posthum feststellen. 

(Demonstrativer Beifall bei der SPD) 

Die FDP, meine Damen und Herren, ist jedenfalls 
— wie schon in den 60er Jahren — entschlossen, 
zur Lösung dieser doppelten Aufgabe einen bahn-
brechenden und zukunftweisenden Beitrag zu lei-
sten. 

Vielen Dank, Herr Präsident. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zu dem Antrag der 
SPD-Fraktion betreffend die weitere Behandlung 
des Schlußberichts der Enquete-Kommission „Ju-
gendprotest im demokratischen Staat" sprechen. 

Der Deutsche Bundestag hat die Enquete-Kom-
mission „Jugendprotest im demokratischen Staat" 
am 26. Mai 1981 eingesetzt. Sie hat dem Bundestag 
Anfang Januar 1983 ihren Abschlußbericht vorge-
legt. Dieser Bericht, meine Damen und Herren, hat 
in der Öffentlichkeit beachtliche Resonanz gefun-
den. 

Er erhebt den Anspruch, für alle Probleme und 
Meinungen offen zu sein und — was besonders 
wichtig ist, besonders auch für die zukünftige Dis-
kussion — eigenes politisches Verhalten kritisch zu 
überprüfen. Doch schon während der Arbeiten wur-
den die Kommissionsmitglieder häufig mit der Ver-
mutung konfrontiert — und da insbesondere von 
engagierten Jugendgruppen —, daß die Arbeit fol-
genlos bliebe. 

Ich glaube, wir müssen heute sehen, daß diese 
Befürchtungen leider bestätigt worden sind. Wir 
alle im Bundestag sollten darüber unzufrieden sein, 
daß dieses wichtige Thema von den Fraktionen 
nicht mit der notwendigen Intensität weiterbehan-
delt wurde. Noch schlimmer: Es hat ja nicht nur 
keine Weiterbehandlung gegeben, sondern über  

viele der — meist sogar einstimmig — gegebenen 
Empfehlungen ist kommentarlos hinweggegangen 
und eine andere Politik eingeleitet worden. 

Die intellektuelle Redlichkeit und die politische 
Glaubwürdigkeit aller im Bundestag vertretenen 
Fraktionen gebieten es, daß wir den Enquete-Be-
richt nicht beiseite legen. Dabei können wir in der 
politischen Bewertung zwar zweifellos zu unter-
schiedlichen Schlußfolgerungen kommen, aber wir 
stehen — und das ist wichtig — mit diesem Bericht 
unter einem Begründungszwang für unser Verhal-
ten. 

Meine Damen und Herren, für die SPD ist beson-
ders wichtig die Auseinandersetzung mit dem Teil I 
des Berichts, mit den dargelegten Gründen und 
Hintergründen des Jugendprotestes, die in ihrer 
kritischen Selbstsicht unserer Auffassung nach in 
einem fast eklatanten Widerspruch zur politischen 
Kultur in der Bundesrepublik stehen. Gerade die 
vielen Jugendorganisationen, Initiativen und Grup-
pierungen sehen in dieser Bestandsaufnahme eine 
geeignete Grundlage, um den vielbeschworenen 
„Dialog mit der Jugend" angehen zu können. Doch 
es drängt sich der Eindruck auf, daß die festgehalte-
nen Erkenntnisse keine praktischen Konsequenzen 
haben, obwohl Teil I einstimmig verabschiedet wur-
de. Auch wenn wir aktuell keine spektakulären Ak-
tionen protestierender Jugendlicher wie zu Beginn 
der 80er Jahre, z. B. in Zürich, Berlin, Freiburg oder 
Nürnberg, erleben, die Ursachen und Hintergründe 
für den damaligen Protest sind auch heute nicht 
vom Tisch. 

Die Kommission war sich darin einig, daß es sich 
nicht um jugendspezifische Probleme, sondern um 
gesamtgesellschaftliche Vorgänge handelt. Jugend-
liche aber nehmen gesellschaftliche Konflikte und 
Bedrohungen schärfer wahr, empfinden sie intensi-
ver und beantworten sie meist radikaler. 

Die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der 
80er Jahre dokumentiert in fast allen hochindu-
strialisierten Ländern die Krise des politischen 
Orientierungssystems. Wir müssen dies aber ge-
rade bei uns in der Bundesrepublik sehr ernst neh-
men, weil es nämlich bei uns einen Mangel an ge-
schichtlich gefestigter politischer Kultur gibt. 

Es ist folgerichtig, daß die Entwicklung der letz-
ten Jahre mit einem weitreichenden Wandel im kul-
turellen Verständnis verbunden ist. Daraus ergeben 
sich viele Chancen, aber es ergeben sich auch Ge-
fahren. Wir, die SPD, begrüßen ausdrücklich das 
breite Bürgerengagement zu zentralen gesell-
schaftspolitischen Fragen. Dieses ist gut, denn es 
hat dazu beigetragen, daß das politische Klima 
heute in weiten Bereichen von Nachdenklichkeit 
und nicht mehr von starrer Rechthaberei geprägt 
ist. 

In den Einstellungs- und Verhaltensänderungen 
kommt eine gewachsene Ablehnung gegenüber 
wichtigen Aspekten in der Entwicklung der Indu-
striegesellschaft zum Ausdruck. Dies gilt beispiels-
weise auch im Verhältnis zu den großen wirtschaft-
lichen ùnd staatlichen Institutionen. Wir müssen 
uns die Frage gefallen lassen, ob wir wirklich zu- 
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kunftsentscheidende Probleme dauerhaft und im 
allgemeinen Interesse zufriedenstellend lösen kön-
nen. 

Zu diesen Problemen gehören beispielsweise die 
harte Produktionsausrichtung, die die Zerstörung 
der natürlichen Lebensgrundlagen zur Folge hat, 
und die Vernichtung wertvoller Rohstoffe auf Ko-
sten zukünftiger Generationen. Dazu gehört auch 
die wachsende Sinnentleerung von Arbeit, der Ver-
lust von Kommunikation und ein immer wieder zu 
beobachtendes ausgrenzendes Konkurrenzverhal-
ten in unserer Gesellschaft. 

Wir sind dafür, die Frage zu stellen, wie Erlebnis-
räume und soziale Netze gesichert oder wiederher-
gestellt werden können. Wir sind ebenfalls dafür, 
daß man über das Irrenhaus des weltweiten Rü-
stungswettlaufs weiter nachdenkt und zu intellek-
tuell redlichen Schlußfolgerungen kommt und nicht 
nach der Diskussion des letzten Jahres das Thema 
ad acta legt. 

Wir sind bei diesen Fragestellungen alle heraus-
gefordert. Denn es besteht die Gefahr, daß das poli-
tische System in eine wachsende Kluft zur erfahr-
baren Lebenswelt der Menschen, insbesondere der 
jungen Menschen, gerät. Die Dimension der Pro-
bleme macht eine neue Verantwortungsethik bei 
uns allen erforderlich. Dazu gehört ganz besonders 
eine Einheit von Reden und Handeln. 

Die SPD will mit diesen Antrag klären, was die 
Geschäftsgrundlage ist, und wir sind froh, daß wir 
in der Zwischenzeit zu einer gemeinsamen Position 
gekommen sind. Denn es wäre zu vordergründig, 
uns zuerst parteipolitisch darüber zu streiten, ob 
wir überhaupt diskutieren. Deshalb: Wir sollten die 
Diskussion nutzen und sie vor allem als eine 
Chance für die Wiederaufnahme einer wichtigen 
Grundsatzdiskussion sehen, der wir uns im Inter-
esse letztlich des inneren Friedens unserer Gesell-
schaft nicht entziehen dürfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Breuer. 

Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Beschluß vom 26. Mai 1981, 
die Enquete-Kommission „Jugendprotest im demo-
kratischen Staat" einzusetzen, war sicher ein Be-
schluß, der dieses Parlament, uns alle, in die Pflicht 
gebracht hat. Diese Debatte heute findet ja nur des-
halb statt, weil wir uns damals selbst in Pflicht 
genommen haben. Wir haben damals formuliert: 
„Ursachen, Formen und Ziele der Proteste junger 
Menschen, die sich beispielsweise in Demonstratio-
nen, Gewaltanwendung, bewußter Hinwendung zu 
alternativen Lebensformen oder teilweise auch in 
der resignativen Abwendung von der Gesellschaft 
äußerten", sollen untersucht werden. 

Wir waren uns damals einig, meine Damen und 
Herren, daß wir damit nicht nur die Hausbesetzer 
meinten. Wir waren uns einig, daß wir damit nicht 
nur die Jugendlichen meinten, die in Nürnberg im 
Zusammenhang mit den Auseinandersetzungen um 
das „KOMM" standen. Wir meinten z. B. auch die 

Jugendlichen, die in den Bundesligastadien gewalt-
tätig werden. 

Wenn ich mir die Frage stelle, wo denn der ei-
gentliche Auftrag unserer Beratung liegt, dann 
schwebt mir immer ein Beispiel vor, das ich erlebt 
habe, als wir mit der Enquete-Kommission im 
Ruhrgebiet einen Besuch machten. 

Ich kam in eine Kneipe in Gelsenkirchen, in der ein 
Fanclub von Schalke 04 verkehrte. Wir saßen mit 
etwa 20, 25 Leuten beisammen. Ich fragte jeden ein-
zelnen: Was machst du beruflich? Der erste sagte: 
Arbeitslos. Der zweite: Arbeitslos. Der dritte: Ar-
beitslos. 

Da liegt, liebe Kolleginnen und Kollegen, das Pro-
blem. Und da gibt es keinen Sinn — hier möchte ich 
speziell die Kollegen der SPD ansprechen, die eben 
gesprochen haben —, sich gegenseitig vorzuwerfen, 
für solche Jugendliche nicht gleichermaßen enga-
giert zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist doch sicher nicht richtig, wenn wir an dieses 
Rednerpult treten und uns einander vorwerfen, wir 
seien für Jugendliche unterschiedlich stark enga-
giert. 

(Zuruf des Abg. Sielaff [SPD]) 

Sagen wir doch ehrlich, liebe Kollegen von der SPD: 
Wir haben unterschiedliche Lösungsansätze, 

(Zuruf des Abg. Weisskirchen [Wiesloch] 
[SPD]) 

und wir streiten darüber, welcher Lösungsansatz 
den meisten Erfolg bringen wird, aber nicht dar-
über, 

(Zuruf des Abg. Gilges [SPD]) 

wer mehr engagiert ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jedes Ergebnis einer Enquete-Kommission ist in 
der Gefahr — das ist eine Gefahr für politisches 
Handeln insgesamt —, zu versanden. Natürlich be-
steht die Gefahr, daß auch das Ergebnis der En-
quete-Kommission Jugendprotest in der Schublade 
verschwindet. Deswegen bin ich froh darüber, daß 
wir heute diese Diskussion führen können. 

Wir sollten zur Kenntnis nehmen, daß seit dem 
Schlußbericht einiges auf den Weg gebracht worden 
ist. 

(Gilges [SPD]: Was denn?) 

Wir haben die KDV-Neuregelung — Herr Kollege 
Gilges, wenn Sie fragen: Was denn? —, und diese 
KDV-Neuregelung — daran kommen mittlerweile 
auch Sie nicht mehr vorbei — ist sehr erfolgreich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Sielaff [SPD]) 

Es zeigt sich sehr deutlich, daß die Vorbehalte, die 
gegen sie geäußert wurden, von der Realität korri-
giert werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen die 
Beratung heute dazu nutzen, uns vor allem im Aus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit, aber 
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auch in den mitberatenden Ausschüssen einen 
Ruck zu geben, um nach vorn zu kommen und um 
Lösungen zu beraten. Wir wollen dabei — und des-
halb bin ich froh, daß wir einen gemeinsamen An-
trag der Koalitionsfraktionen und der SPD haben 
und verabschieden können — auch die Regierung 
in die Pflicht nehmen. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In dieser verbundenen Debatte 
diskutieren wir über vier unterschiedliche Punkte, 
die eigentlich nichts miteinander zu tun haben. Die-
ses Verfahren wird keinem der Punkte gerecht. 

Ich will mich auf die Enquete-Kommission be-
schränken. Ich gestehe, daß ich zunächst etwas irri-
tiert war, daß die SPD die Bundesregierung auffor-
dert, zu berichten, ob und wo sie gesetzgeberische 
Maßnahmen vorsehen wolle. Es ist doch eigentlich 
unsere Aufgabe als Parlamentarier, Gesetze zu ver-
abschieden. Wir sind das Parlament. Wir verab-
schieden die Gesetze. Wir haben ein Initiativrecht. 
Wir sind im politischen Bereich stilbildend — im 
guten oder im schlechten. Also sind wir auch für 
diesen Bereich verantwortlich. Wir sollten nicht da-
nach schielen, ob andere da sind, die mit uns Ver-
antwortung tragen können. 

Und wir, das Parlament, sind tätig geworden: in 
Gesetzen, in Aufträgen des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit an die Ausschüsse, die im 
Bericht der Enquete-Kommission angesprochen 
wurden. Die Antworten sind zum Teil schon da. Ma-
chen wir uns also nicht schlechter, als wir sind! 

Der SPD-Antrag enthält eine Aufzählung der 
Kernsätze. Diese Aufzählung ist unbestritten. Er 
enthält aber auch eine Auflistung der Probleme in 
Form von Fragen, Forderungen, ja Zustimmungen. 
Dazu werden Antworten verlangt. Aber diese Liste 
ist natürlich nicht vollständig. 

(Vorsitz : Präsident Dr. Barzel) 

Die Regierung soll jedoch zu allen Punkten antwor-
ten, die dort angesprochen worden sind. Eine solche 
Liste kann nicht vollständig sein. Deswegen gilt 
mein Dank der SPD, daß sie sich bereit erklärt hat, 
hier einen gemeinsamen Antrag zu verabschieden. 
Aus einer solchen Liste könnte nämlich auch eine 
etwas mechanistische Vorstellung abgeleitet wer-
den, so etwa wie bei einem Automaten: Jugend pro-
testiert, Gesetz oben rein, zufriedene Jugend unten 
raus. Nein, so einfach ist es nicht. 

Haben wir denn nicht gelernt, daß alle diese Pro-
testursachen nur Stolpersteine sind, daß die Ursa-
chen tiefer liegen als Rüstung, Arbeitslosigkeit, 
Waldsterben? Jedes andere Problem — und Pro-
bleme werden wir immer haben — eignet sich als 
ein solcher Stolperstein, kann als Ursache für Pro-
test angesehen werden. Der Bericht hat doch ge-
zeigt: Es sind Orientierungslosigkeit, Zukunfts-
angst, eine undurchsichtige Gesellschaft, der Stil,  

wie wir debattieren, wie wir miteinander umgehen, 
der Parlamentarismus insgesamt. Das sind Ursa-
chen. Sie sind durch Gesetze allein nicht zu beseiti-
gen. 

Ich habe bei der Beratung des Antrags zur Ein-
setzung der Kommission am 10. April 1981 gesagt: 
Wenn sich Politiker gegenseitig unterstellen, daß 
der andere böse, unfähig oder dumm ist, dürfen wir 
uns nicht wundern, wenn Jugendliche, die anderer 
Meinung sind als wir, uns ebenfalls als dumm oder 
böse hinstellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir machen heute leider immer noch das gleiche 
Spiel. Ich habe die Angst, daß wir nichts hinzuge-
lernt haben. Meine Bitte an Herrn Schreiner: Lesen 
Sie bitte Ihre Rede doch noch einmal durch. Das 
war der Stil, den uns Jugendliche in der Öffentlich-
keit sozusagen immer um die Ohren schlagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Unsere Jugend hat Zukunftsangst — und nicht 
nur sie. Wer heute diese Grundstimmung anspricht, 
ist sich des Beifalls sicher. Diese Grundstimmung 
wird verstärkt. Ich weigere mich aber, der Jugend 
wider besseres Wissen Angst zu machen, nur weil 
es Stimmung machen und Stimmen bringen könn-
te. 

(Beifall bei der FDP) 

Vor zehn Jahren hatten wir zwei Meter hohe 
Schaumwände an den Wehren unserer Flüsse. Das 
Detergentiengesetz des damaligen Innenministers 
Genscher hat sie beseitigt. Vor zirka zehn Jahren 
konnte das Gras an den Autobahnen wegen Bleihal-
tigkeit nicht verfüttert werden. Das Benzinbleige-
setz des damaligen Innenministers Genscher hat 
den Bleigehalt drastisch verringert. Vor zirka acht 
Jahren verging kein Monat ohne Sendung im Fern-
sehen, daß der Bodensee umkippen werde. Heute 
spricht keiner mehr davon. Nein, es ist nicht alles 
schlechter geworden. Nein, ich sehe durchaus Ten-
denzen zur Besserung. 

Im Herbst wollen wir über uns selbst debattieren, 
über die Stellung des Parlaments, über die Aufgabe, 
die wir haben. Meine Kollegin Frau Dr. Hamm-Brü-
cher ist in dieser Frage außerordentlich stark enga-
giert. Diese Debatte, Frau Dr. Hamm-Brücher, sehe 
ich im Zusammenhang mit der Unzufriedenheit der 
Jugend. Hier können wir auch Protestpotential ab-
bauen und im Sinne der Enquete-Kommission tätig 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Parteien müssen stärker als bisher den Hinter-
grund ihres Handelns, die zugrundeliegende Wert-
ordnung deutlich machen. Das alles zusammen ist 
nötig, wenn Ursachen des Protests abgebaut wer-
den sollen; nicht nur die Änderung einiger Ge-
setze. 

Ich will nicht, daß Jugendprotest und dessen Ur-
sachen so verengt gesehen werden. Nur in dem Zu-
sammenhang ist diese — Gott sei Dank gemeinsam 
zustande gekommene — Aufforderung an die Bun-
desregierung sinnvoll. Die letzte Verantwortung, 
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auch für entsprechende Initiativen, tragen wir, 
nicht die Regierung, nicht die Koalition, nein, wir 
Abgeordneten, wir als Parlament. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Herr Kollege Eimer, sicherlich wird 
es immer wieder Kritik in der Öffentlichkeit insge-
samt an dem Ablauf mancher Debatten geben, und 
zwar nicht nur bei jungen Menschen, sondern auch 
bei mittelalterlichen und bei älteren. Aber wir müs-
sen uns ebenso den Vorwurf gefallen lassen, unse-
rer Arbeit nicht richtig nachzugehen, wenn wir hier 
Interessengegensätze verkleistern wollten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Hier muß klar herausgearbeitet werden, wo die un-
terschiedlichen Positionen liegen. In der Gemein-
samkeit alleine liegt noch kein Wert, Herr Kollege 
Eimer. 

Ich muß mich doch ernsthaft fragen, warum Sie 
denn ursprünglich Bauchschmerzen hatten, unse-
ren Antrag mitzutragen, die Bundesregierung auf-
zufordern, zu den Forderungen der Enquete-Kom-
mission nun endlich einmal Stellung zu nehmen. 
Sie können mit dem, was Sie dem Hause gestern als 
eigenständigen Antrag vorgelegt haben — ich will 
in keine Bewertung eintreten —, nicht den An-
spruch erheben, wie wir das können; denn wir ha-
ben unseren Antrag entsprechend den Aussagen 
der Enquete-Kommission formuliert. 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Herr Kollege, auch 
da hatte ich Bauchweh!) 

Wir haben die dort geforderten Positionen zum In-
halt des Antrages gemacht, und zwar nicht, um von 
der Verantwortung des Parlamentes abzulenken. 
Aber es ist doch wohl legitim, wenn wir fordern, die 
Bundesregierung möge endlich mal aus der Dek-
kung herauskommen, möge endlich mal sagen, was 
sie davon übernehmen will und in gesetzgeberi-
sches Handeln einbringt. Sie wissen doch ganz ge-
nau, Herr Kollege Eimer und Herr Kollege Breuer, 
wieviel Prozent an Gesetzesinitiativen vom Parla-
ment ausgeht und wieviel von der Bundesregierung. 
Wenn wir im übrigen fordern, daß man bei Geset-
zesmaßnahmen auch der Frage nachgeht — — 

(Abg. Breuer [CDU/CSU] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

— Ich habe nur noch drei Minuten Zeit, es tut mir 
leid. — Wenn man fordert, zu berücksichtigen und 
auszudrücken, daß man damit auf Forderungen des 
Enquete-Berichts oder der Kommission Bezug ge-
nommen hat, dann, meine ich -- und das steht ja 
jetzt in dem gemeinsamen Antrag drin —, ist das in 
Ordnung. Aber hier ist eine Gemeinsamkeit erzielt 
worden, die auch auf der Basis unseres Antrages 
hätte erzielt werden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will nun in den wenigen Minuten noch zu 
einem anderen Punkt Stellung nehmen, nämlich zu  

unserem Antrag auf Wiederverbesserung des 
Krankenversicherungsschutzes arbeitsloser Ju-
gendlicher. Es dürfte Ihnen hoffentlich nicht 
schwerfallen, diesem Antrag Ihre Zustimmung zu 
geben. Er wird zunächst überwiesen, aber unmittel-
bar nach der Sommerpause werden wir ihn hier im 
Parlament zur Abstimmung stellen. Ich will jetzt 
nicht streiten über die Anzahl, ob es hunderttau-
send oder über hunderttausend junge Menschen 
sein werden, die keinen Ausbildungsplatz bekom-
men, aber für jene sind die Folgen auf dem Sektor 
der Krankenversicherung evident. Dies wollen wir 
dadurch verhindern, daß wir sie vom 1. Oktober an 
wieder in den Schutz der Familienkrankenversiche-
rung einbeziehen. 

(Beifall bei der SPD — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Wir haben doch einen Be

-

schluß gefaßt im Ausschuß!) 

— Der Ausschuß kann doch keinen Gesetzesbe-
schluß fassen, Herr Kollege Kroll-Schlüter. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Aber eine In- 
itiative!) 

Diesen Antrag hatten wir zusammen bereits im 
Haushalt 1984 vorgelegt. Da haben Sie ihn abgebü-
gelt. Am 1. Oktober beginnt ein neues Jahr, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Bis dahin wer

-

den wir es längst geregelt haben, Herr Jau

-

nich!) 

wo Menschen, die nicht in den Beruf kommen, vor 
der Notwendigkeit stehen, sich für das Risiko der 
Krankheit selbst versichern zu müssen. Deswegen 
können wir hier nicht so tun, als wäre das ein Pro-
blem, das wir schieben könnten. Wir können es 
auch nicht bei Ihren Ankündigungen, auf das Jahr 
1986 bezogen, bewenden lassen. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Wir regeln es 
noch in diesem Jahr! — Cronenberg [Arns

-

berg] [FDP]: Es besteht ein Koalitions

-

beschluß!) 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat gestern der Öffentlichkeit und zum 
Teil j a auch dem Parlament neue Ankündigungen 
übergeben, die Familienpolitik betreffend. Wenn 
man versucht, das zu begreifen — er hat sich dann 
auf den Artikel 6 des Grundgesetzes bezogen —, 
dann kommt man zu dem Schluß, das Grundgesetz 
wäre nicht am 23. Mai 1949 verkündet, sondern 
würde erst am 1. Januar 1986 in Kraft gesetzt. Die 
Familie zu schützen ist eine Aufgabe, die wir auch 
heute haben. Da können wir also nicht auf 1986 ver-
tagen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Sie haben die Familien in Milliardenhöhe belastet. 
Es ist jetzt an der Zeit, wenigstens die kleinsten 
Schritte zu unternehmen. Deswegen kündige ich 
an, daß wir darauf bestehen werden, daß unverzüg-
lich nach der Sommerpause in den zuständigen 
Ausschüssen über diesen Antrag befunden wird, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das ist doch 
schon alles klar!) 
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damit das Plenum zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
darüber befinden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat die Frau Parla-
mentarischer Staatssekretär Karwatzki. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! In der Debatte am 19. Mai 1983, also vor mehr 
als einem Jahr, habe ich darauf hingewiesen, daß 
dem Schlußbereicht der Enquete-Kommission nicht 
nur ein großes politisches Gewicht zukommt, son-
dern daß dieser Bericht eine ganz entscheidende 
Grundlage für die Arbeit der Bundesregierung sein 
wird. Zur Behandlung des Schlußberichtes möchte 
ich allerdings eine Bemerkung machen. 

Es handelt sich bei der Einsetzung der Enquete-
Kommission um eine Initiative des Parlaments zur 
Fundierung seiner eigenen Urteilsbildung. Das 
wollten wir seinerzeit. Daß die Bundesregierung so 
oder so zum Verlauf der Debatte und ihren Ergeb-
nissen würde Stellung nehmen müssen, ist die an-
dere Seite der Medaille, deren Erscheinen sie vor-
hergesehen hat und auf die sie gut vorbereitet ist. 
Der Respekt vor einer eigenen Initiative des Parla-
ments gebot zunächst eine gewisse Zurückhaltung 
unsererseits. Jetzt haben wir keinen Anlaß mehr 
dazu. Eben weil die Bundesregierung den Schlußbe-
richt der Enquete-Kommission für ein wichtiges ju-
gendpolitisches Dokument hält, hat sie sich natür-
lich damit auseinandergesetzt und ihre eigene Posi-
tion zu den Forderungen des Enquete-Berichts in 
der Zwischenzeit erarbeitet. 

Wir begrüßen es, daß wir zum Enquete-Bericht 
„Jugendprotest im demokratischen Staat" eine auf 
spezifische Forderungen dieses Berichtes bezogene 
Stellungnahme abgeben können. Es ist das gute 
Recht der Opposition, von der Bundesregierung zu 
verlangen, daß sie jugendpolitisch Farbe bekennt. 
Dies wollen wir im Interesse der Jugend gern tun. 

(Zuruf von der SPD: Das müssen Sie tun!) 
— Natürlich, wir tun das gern. 

Die Bundesregierung kündet hiermit ihre Stel-
lungnahme zum Schlußbericht der Enquete-Kom-
mission noch vor Ablauf der im Antrag der SPD 
enthaltenen Frist an, und dann wünsche ich mir 
eine lebhafte Debatte. — Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache zu 
diesem Punkt. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorla-
gen zu den Tagesordnungspunkten 39, 41 und 42 auf 
den Drucksachen 10/1337, 10/1135, 10/1574 an die 
Ausschüsse vor. Die Überweisungsvorschläge des 
Ältestenrates ersehen Sie aus der Tagesordnung. 
Für die beiden Entschließungsanträge auf den 
Drucksachen 10/1639 und 10/1673 ist Ausschußüber-
weisung beantragt, und zwar zur federführenden 

Beratung an den Ausschuß für Bildung und Wissen-
schaft, zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirt-
schaft, den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, 
den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
und an den Haushaltsausschuß. — Ich sehe keinen 
Widerspruch. 

Für den Zusatzpunkt 8, Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP, hochschulpolitische 
Zielsetzung der Bundesregierung, Drucksache 
10/1675, ist ebenfalls Ausschußüberweisung bean-
tragt, und zwar federführend an den Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft, zur Mitberatung an den 
Innenausschuß, an den Ausschuß für Forschung 
und Technologie und den Haushaltsausschuß. Gibt 
es weitergehende Vorschläge? — Das ist nicht der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Tagesord-
nungspunkt 40 und über den Zusatzpunkt 7. Hierzu 
liegt Ihnen auf Drucksache 10/1695 ein Änderungs-
antrag der Fraktionen der CDU/CSU, der SPD und 
der FDP vor. Wir stimmen zuerst über den Ände-
rungsantrag ab. Wer dem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Bei einigen Enthaltungen ist der Ände-
rungsantrag angenommen. Die Abstimmung über 
die Ursprungsvorlagen auf den Drucksachen 
10/1155 und 10/1692 erübrigt sich durch die soeben 
beschlossene Neufassung. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 43 auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines ... Geset-
zes zur Änderung dienstrechtlicher Vor-
schriften 

— Drucksache 10/930 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/1619 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Olderog 
Bernrath 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung 

— Drucksache 10/1681 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Gerster (Mainz) 
Kühbacher 
Frau Seiler-Albring 

(Erste Beratung 56. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat hat 
für die Aussprache einen Beitrag von bis zu zehn 
Minuten für jede Fraktion vereinbart. Ich sehe kei-
nen Widerspruch. — Es ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 
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Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 

hat der Herr Abgeordnete Broll. 

Broll (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zunächst darf ich im 
Namen der beiden Berichterstatter diese kleine 
Korrektur, Herr Präsident, übergeben, die bei der 
Beschlußfassung berücksichtigt werden muß *). Es 
sind nur redaktionelle Änderungen. 

Zur Debatte selbst: Wir erweitern durch das vor-
liegende Gesetz vorhandene Möglichkeiten, aus fa-
milienpolitischen Gründen und aus arbeitsmarktpo-
litischen Gründen Beamten entweder ganz ohne 
Bezüge Urlaub zu gewähren oder bei entsprechen-
den Abzügen von den Bezügen Teilzeitbeschäfti-
gung zu gewähren, teils schaffen wir auch neue 
Möglichkeiten in diesem Bereich, obwohl wir wis-
sen, daß es vom Beamtenrecht her Bedenken gegen 
eine so weite Ausdehnung dieser Möglichkeiten 
gibt. 

Wir sahen uns gezwungen, aus personalwirt-
schaftlichen Gründen, angesichts eines Tages klei-
ner werdender Jahrgänge, die Möglichkeiten, sol-
che Erlaubnisse zu geben, bis auf das Jahr 1990 zu 
beschränken, und wir haben uns andererseits ge-
zwungen gesehen, Abzüge von den Versorgungsbe-
zügen vorzunehmen, wenn ein Beamter oder eine 
Beamtin in einem größeren Umfang Urlaub oder 
Teilzeit beansprucht hat. 

Wir haben es in der Hoffnung getan, daß wir im 
öffentlichen Dienst einen kleinen Beitrag zur Be-
hebung der Arbeitslosigkeit jener jungen Männer 
und Frauen leisten können, die für einen Beruf aus-
gebildet worden sind oder sich ausbilden lassen 
wollen, aber keine Lehrstelle oder keinen Arbeits-
platz finden. 

Wir fordern die Bundesregierung, die Landesre-
gierungen und die Gemeinden auf, auf diesem Wege 
freiwerdende Stellen so schnell wie möglich mit 
neuen Kräften zu besetzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit 
bin ich — womit ich sicher nicht Ihren Unwillen 
errege — bereits am Ende meiner Ausführungen 
angekommen, auf das ich von Anfang an unermüd-
lich hingearbeitet habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Arbeitszeitverkürzungen wird es zur 
Bewältigung der Massenarbeitslosigkeit sicher 
auch im öffentlichen Dienst geben müssen. Dabei 
wird der Verkürzung der Wochenarbeitszeit beson-
dere Bedeutung zukommen. Aber auch die anderen 
Formen des Personaleinsatzes, der Arbeitszeitver-
kürzung — hier also der Teilzeitarbeit und der Be-
urlaubung sowohl aus familienpolitischen wie aus 
arbeitsmarktpolitischen Gründen — werden dabei 
eine große Rolle spielen. 

*) Anlage 3 

Insofern wird das Gesetz auch unsererseits be-
grüßt. Auch wir gehen davon aus — ich möchte hier 
Herrn Broll ausdrücklich zustimmen —, daß es im 
Ergebnis dann zu Neueinstellungen für diejenigen, 
die befristet oder auch für längere Zeit aus dem 
Arbeitsprozeß ganz oder teilweise ausscheiden, 
kommen muß. 

Ich begrüße besonders das arbeitsmarktpoliti-
sche Merkmal dieser Entscheidungen, obwohl Sie, 
Herr Broll — das muß ich noch einmal ganz deut-
lich sagen — dieses Merkmal beim Nebentätig-
keitsrecht nicht gelten lassen wollen. Aber viel-
leicht werden wir uns darüber nach der Sommer-
pause noch einmal unterhalten können. 

Bedenken begegnet an verschiedenen Stellen die 
Regelung zum Versorgungsabschlag. Wir kennen 
die einstimmige Entschließung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung. Wir haben das ausgiebig 
erörtert. Es ist nicht eindeutig zu beurteilen. Es 
spricht vieles auch dafür, im System zu bleiben. 
Aber wir werden uns überlegen müssen, ob diese 
Abschläge auf Dauer nicht an ähnlichen Regelun-
gen in den übrigen Arbeitsverhältnissen, also au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes, gemessen wer-
den müssen. Insofern sollte der Bericht der Bundes-
regierung, der über die Entschließung angefordert 
wird, auf diese Frage der Angemessenheit der Ab-
schläge und der Vergleichbarkeit mit Versorgungs-
abschlägen in anderen Versorgungssystemen ein-
gehen. Wir sollten uns dabei auch nicht zu sehr 
durch das, was die Ideologen althergebrachte 
Grundsätze für das Berufsbeamtentum nennen, 
schrecken lassen. Sie sind meist weit hergeholt. Das 
einzige, was althergebracht und modern ist, ist die 
Gemeinwohlbindung des Beamten. Sie sollte Maß-
stab für unsere Entscheidungen sein. 

Wir werden der Entschließung und dem Gesetz-
entwurf zustimmen. 

Danke schön. 
(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Inhalt dieses Geset-
zes ist hinreichend dargestellt worden. Es ist eine 
Hoffnung, daß er zur Entlastung des Arbeitsmark-
tes beiträgt, und es ist eine Hoffnung, daß die Rege-
lungen, die wir gefunden haben, kostenneutral sind. 
Ob das der Fall ist, ob es eine Entlastung am Ar-
beitsmarkt gibt oder nicht, ist eine Frage der Pra-
xis, wie dieses Gesetz verwirklicht wird, ob also die 
freiwerdenden Stellen auch sofort und unverzüglich 
besetzt werden. Darum ist es ein wichtiger Gedan-
ke, daß die Bundesregierung innerhalb absehbarer 
Zeit einen Bericht darüber vorlegt, in welchem Um-
fang von den Möglichkeiten des Gesetzes Gebrauch 
gemacht wird und in welchem Umfang eine Arbeits-
marktentlastung tatsächlich eintritt. 

Die Sorge um die althergebrachten Grundsätze 
des Beamtentums ist nicht gänzlich überflüssig, 
Herr Kollege Bernrath, weil wir in der Tat wenig-
stens vorgesehen haben, daß die Hälfte der Lebens- 



5762 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 78. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. Juni 1984 

Dr. Hirsch 
arbeitszeit nicht überschritten wird durch Sonder-
urlaub und Teilzeitarbeit. Daran sollten wir wenig-
stens festhalten, wenn wir von den Beamten for-
dern, daß sie ihre gesamte Arbeitskraft ihrem 
Dienstherren widmen sollen. 

Wir hoffen also, den erstrebten Erfolg mit diesem 
Gesetz zu erreichen, und werden dem Entwurf da-
her zustimmen. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die  Art. 1 bis 12, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung mit den in An-
lage 3 niedergegebenen Korrekturen auf. Wer den 
aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Bei einigen Enthal-
tungen sind die aufgerufenen Vorschriften ange-
nommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen ? — Bei einigen Enthaltungen ist der 
Gesetzentwurf angenommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Innenausschusses abzu-
stimmen. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
10/1619 unter Buchstabe b) die Annahme einer Ent-
schließung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltun-
gen ist die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 44 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Änderung 
des Atomgesetzes 
— Drucksache 10/1117 — 

Im Ältestenrat ist auch hierzu ein Beitrag von bis 
zu zehn Minuten Dauer für jede Fraktion verein-
bart worden. — Kein Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Wird zur Begründung das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Wir treten in die Aussprache ein. Meine Damen, 
meine Herren, als erster hat der Abgeordnete War-
rikoff das Wort. 

Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die SPD steigt aus der Kern-
energie aus. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Das wäre gut!) 

— Gar kein Zweifel daran. 

Das wurde beim Bundesparteitag in Essen vor 
wenigen Wochen mit überwältigender Mehrheit so 
beschlossen. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Davon haben 
wir nichts gemerkt!) 

Und folgerichtig sucht sie jede Gelegenheit, die Ab-
kehr von dieser Energietechnik, die umweltfreund-
lich ist, Frau Professor Hickel, 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Nein, ist sie 
nicht!) 

und die Arbeitsplätze schafft, praktisch zu vollzie-
hen. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang die 
atomrechtliche Novelle der SPD zur Änderung der 
Atomhaftung. Wenn man etwas bekämpfen will, 
meine Damen und Herren, so muß man die Erfül-
lung sinnloser oder, besser noch: unmöglicher Vor-
aussetzungen verlangen, ein Rezept übrigens, mein 
Kompliment, das die GRÜNEN zur Perfektion ent-
wickelt haben. 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Das von 
Ihnen ist ganz neu!) 

Man sollte der SPD nicht vorwerfen, daß sie in die-
sem Punkt nicht lernfähig ist. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Wann verlas

-

sen Sie denn den Aufsichtsrat?) 

— Ich bin in keinem Aufsichtsrat und werde des-
halb auch keinen verlassen und schon überhaupt 
nicht zu Ihrer Freude. Wenn ich Sie irgendwo ir-
gendwie irritieren kann, werde ich das immer mit 
Vergnügen tun. 

Eine auf dem Versicherungsmarkt zu beschaf-
fende Deckungsvorsorge von 3 Milliarden DM ist 
schlicht unmöglich. Alles hat seine Grenzen. Ich 
hoffe, meine Damen und Herren von der SPD und 
den GRÜNEN, daß es Grenzen für die Irrationalität 
in Technik und Politik gibt. Auf alle Fälle gibt es 
Grenzen auf dem Versicherungsmarkt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Diese Grenzen sind, was den deutschen Versiche-
rungsmarkt betrifft, bei 500 Millionen DM erreicht. 
Mehr geht nicht. Der SPD-Antrag ist in diesem 
Punkt unmöglich. 

Der weitere Vorschlag, zusätzlich 7 Milliarden 
DM staatliche Versicherung bereitzustellen, hat nur 
einen Grund, meine Damen und Herren: Die SPD 
will der Öffentlichkeit suggerieren, daß Schäden in 
dieser Höhe denkbar sind. Wenn dies zuträfe, soll-
ten wir nicht über Versicherungsfragen debattie-
ren, sondern darüber, daß diese Technik eingestellt 
wird. Das müßte sie dann nämlich. — Aber es trifft 
nicht zu. 

Im Gegenteil, praktische Erfahrungen mit jetzt 
über 300 Kernkraftwerken in aller Welt, aber auch 
wissenschaftliche Forschungen, insbesondere das 
Reaktorsicherheitsprogramm in Karlsruhe, zeigen, 
daß die Kerntechnik ganz besonders sicher ist. Ich 
kann jedem, der sich vor Kernenergie fürchtet, nur 
empfehlen, wenn möglich, einmal in einer kerntech-
nischen Anlage zu arbeiten. Im allgemeinen sind 
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das dort krisensichere Arbeitsplätze, solange wir 
die Regierungsverantwortung tragen, und das wird 
sehr lange dauern. 

(Beifall des Abg. Carstensen [Nordstrand] 
[CDU/CSU]) 

Vielleicht verschwindet dann diese unheilvolle 
Wechselbeziehung zwischen Unkenntnis und 
Angst. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Ettlingen] 
[GRÜNE]) 

— Sie wissen doch gar nicht, wovon Sie reden. Ge-
hen Sie doch einmal hin. — Für Tausende von Mit-
arbeitern solcher Anlagen gibt es gar kein Pro-
blem. 

Die SPD muß sich auch hier die Frage gefallen 
lassen, angenommen, sie glaubt das, was sie hier 
beantragt — und davon darf man doch ausgehen —, 
warum sie erst jetzt mit dem Antrag kommt. Was 
hat sich nach dem Übergang der Regierungsverant-
wortung im Herbst 1982 an neuen Erkenntnissen 
ergeben, das einen so dramatischen Antrag recht-
fertigte? Die Antwort ist einfach: Es hat sich über-
haupt nichts ergeben. Im Gegenteil, wir haben fast 
zwei Jahre zusätzlicher positiver Erfahrung. Un-
sere Mitbürger haben dies längst begriffen. Die 
Kontroverse ist der wachsenden Akzeptanz gewi-
chen — beim Bürger wohlgemerkt, nicht aber bei 
der SPD. Man kann die Kernenergie natürlich aus 
weltanschaulichen Gründen ablehnen, z. B. weil sie 
von Windmühlen und Biogas ablenkt, was sie in der 
Tat tut, oder den ersehnten Weg in die Welt der 
Sammler und Jäger aufhält, was sie auch tut. Dann 
sollte man dies aber sagen und sollte nicht den 
komplizierten Umweg über atomrechtliche Haf-
tungsmodalitäten wählen. 

Es gibt aber auch einen Punkt, meine Damen und 
Herren von der SPD — ich freue mich, dies feststel-
len zu können —, wo wir mit Ihnen übereinstim-
men. Es handelt sich um die Aufhebung der Haf-
tungshöchstgrenze. Nach heutigem Recht haften 
die Betreiber über einer Milliarde DM nicht mehr. 
Die Betreiber kerntechnischer Anlagen haben uns 
immer wieder versichert, daß diese Anlagen sicher 
sind. Dies ist bestätigt worden von Gerichten und 
ist bestätigt worden in den entsprechenden Geneh-
migungsverfahren. 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Harris

-

burg!) 

— Harrisburg ist ein hervorragendes Beispiel. 
Nicht bei einem einzigen Menschen sind die Grenz-
werte für den Normalbetrieb überschritten worden. 
Von Unfallwerten kann überhaupt nicht geredet 
werden. 

Die Betreiber haben uns also versichert, daß sol-
che Unfälle nicht vorkommen können. Wir sind be-
reit, diesem Vortrag, der wohlfundiert ist, zu glau-
ben, verlangen aber, daß es nicht beim bloßen Wort 
bleibt. Die Betreiber sollen ihre Überzeugung von 
der Sicherheit ihrer Anlagen dadurch dokumentie-
ren, daß sie über eine Milliarde hinaus selbst haf-
ten, und zwar mit ihrem gesamten Vermögen. Ei-
nen solchen Antrag werden wir einbringen, und der  

wird Gesetz werden. Übrigens ist er mehrfach vom 
Bundesinnenminister angekündigt worden, und 
zwar lange vor dem Antrag der SPD. 

Im übrigen würde die Sache mit der Staatsversi-
cherung von 3 bis 7 Milliarden DM, wie die SPD 
will, die Verbraucher mit etwa 100 Millionen DM 
zusätzlichen Kosten belasten, was angesichts der 
Verteuerung des Stromes aus vielen anderen Ge-
sichtspunkten nicht vertretbar ist. 

Ich muß noch darauf hinweisen, wie die Sache im 
internationalen Vergleich aussieht. Da ist das, was 
Sie verlangen, nämlich eine in ungewöhnlicher 
Weise herausragende Monstrosität, wenn Sie die 
Haftungssummen in sämtlichen Ländern ver-
gleichen, z. B. die europäische Haftungskonvention, 
das sogenannte Pariser Übereinkommen mit 120 
Millionen Rechnungseinheiten. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Aus dem 
Jahre 1975!) 

— Es gilt heute. Die Schweizer sind die einzigen in 
Europa, die in vergleichbarer Höhe sind, aber auch 
nur mit einer Milliarde. Wenn Sie sich erinnern, 
Herr Schäfer: Ihr Antrag lautet auf 10 Milliarden, 
nicht auf eine Milliarde. Die Amerikaner haben 560 
Millionen Dollar. 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Das ist 
viel zuwenig!) 

— Das ist nicht zuwenig, im Gegenteil. Aber Ihre 
Vorurteile sind überhaupt nicht abbaubar, Herr 
Ehmke, das weiß ich schon. 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Ich 
werde Ihnen nachher eine konsequente Lö

-

sung zeigen!) 

Ich verlasse jetzt das Thema der Haftung und 
komme zu dem Vorschlag, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Noch zwei Mi

-

nuten!) 

— ich weiß, vier Minuten habe ich hier — die För-
derung aus § 1 des Atomgesetzes zu streichen. Die-
ser Antrag hat nur dann einen Sinn, wenn tatsäch-
lich beabsichtigt ist, die Kernenergie nicht weiter 
zu fördern. Wenn Sie sie weiter fördern wollen, 
wäre dieser Antrag sinnlos. Wenn das so ist, müs-
sen Sie sich folgende Fragen gefallen lassen: Erste 
Frage: Ist etwa beabsichtigt, die großen Kernfor-
schungszentren, die ganz überwiegend kerntechni-
sche Forschung betreiben, aufzugeben? Sollen alle 
staatlich geförderten Forschungen zur Entsorgung 
eingestellt werden? 

(Zurufe von den GRÜNEN: Ja!) 

— Ich frage jetzt ausnahmsweise die SPD. Ihre Ant-
wort ist mir bestens bekannt. Sie sind auf dem 
schnellsten Wege in eine ganz, ganz dumme Ver-
gangenheit. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was, Vergan

-

genheit?) 
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— Jawohl, die Vergangenheit auf Bäumen und in 
Feldern als Sammler und als Jäger. 

(Zurufe von der SPD und von den GRÜ

-

NEN - Schäfer [Offenburg] [SPD]: Herr 
Ehmke sammelt Sie gleich ein!) 

— Ja, er ist übrigens ein liebenswürdiger Mensch. 
Er sollte den hohen Verstand, den er hat, endlich 
einmal dazu benutzen, seine Vorurteile abzubauen 
und nicht dauernd wieder zu bestätigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Soll das 

etwa ein Lob sein?) 

Wollen Sie, daß der Staat sein Engagement bei 
der Endlagerung bestrahlter Elemente, also bei der 
Entsorgung, aufgibt? Hier besteht ein besonders ho-
her Nachholbedarf. Wie sieht es mit den fortge-
schrittenen Reaktoren aus? Daß Sie sich von dem 
Schnellen Brüter verabschieden wollen, ist be-
kannt. 

(Abg. Frau Nickels [GRÜNE] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Ich habe leider keine Zeit. — Obwohl sozialdemo-
kratische Minister den Schnellen Brüter jahrelang 
mit Milliardenbeträgen gefördert haben — ich 
nehme an, auch mit Ihrer Zustimmung —, wollen 
Sie sich davon verabschieden. Wollen Sie sich auch 
vom Hochtemperaturreaktor verabschieden? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Nicht verab

-

schieden! Pause!) 

Wollen Sie das auch tun? Ich erinnere daran, daß 
die sozialdemokratische Regierung in Nordrhein-
Westfalen in bezug auf die Kohleveredlung durch-
aus an diesem System interessiert ist. Das wollen 
Sie aber nicht. 

Das Allerschönste ist: Der Vorschlag, den Sie mit 
der Übernahme von Versicherungsrisiken durch 
den Staat im ersten Teil Ihres Antrages machen, ist 
präzise auch eine Form von Förderung. Wie können 
Sie im ersten Teil beantragen, Sie wollen die Über-
nahme von Risiken der Kernenergie durch den 
Staat, und im zweiten Teil beantragen, daß die För-
derung dieser Dinge durch den Staat gestrichen 
werden soll? All das macht nicht sehr viel Sinn. 

Was mich betroffen macht, ist im übrigen, mit 
welcher Leichtfertigkeit Sie, wenn Sie jetzt die För-
derung zurücknehmen oder beseitigen wollen, über 
jahrzehntelange intensive Arbeit vieler Menschen 
— nicht nur in den Zentren, sondern auch in der 
Wirtschaft, in der Industrie — hinweggehen, über 
eine Arbeit, die zum Aufbau dieses Zweiges von 
Wissenschaft und Technik geführt hat. Was Sie wol-
len, ist ja 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— nicht so bösartig; lächeln, lächeln, lächeln! —, daß 
diese jahrzehntelange Arbeit vieler Menschen in 
den Papierkorb geworfen wird. 

(Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Ihr Antrag ist außerordentlich beeindruckend, aller-
dings nur im negativen Sinne. 

Meine Damen und Herren, noch eine Minute: Die 
CDU/CSU-Fraktion steht zur weiteren kerntechni-
schen Entwicklung. Kerntechnik muß sicher und 
zuverlässig sein. Hier dürfen keine Anstrengungen 
gescheut werden. Für einen Verzicht auf Förderung 
dort, wo sie notwendig ist — z. B. in den genannten 
Fällen —, gibt es keinen vernünftigen Anlaß. 
Ebenso wenig gibt es einen Anlaß für ein Haftungs-
recht mit unmöglichen und unverständlichen For-
derungen. Der SPD-Antrag ist auch im internatio-
nalen Vergleich eine Solonummer. Sorgen wir da-
für, daß sie bald vergessen wird! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen! Meine Herren! Liebe Kolle-
ginnen! Liebe Kollegen! Herr Kollege Warrikoff, ich 
darf aus dem Handbuch des Deutschen Bundesta-
ges zitieren: 

WARRIKOFF, Dr. Alexander 
Geschäftsführer 

Ende 1961 Jurist bei Nukem GmbH in Hanau, 
(Zuruf von der CDU/CSU: Ein ordentlicher 

Beruf!) 

ab 1969 Geschäftsführer der Reaktor-Brennele

-

ment Union GmbH und der Alkem GmbH 
(Branche: Kernbrennstoff-Kreislauf) in Hanau; 
(Zuruf von den GRÜNEN: Jetzt kommt es 

heraus!) 

Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des 
Wirtschaftsverbandes Kernbrennstoff-Kreis-
lauf e. V. in Bonn 

(Dr. Warrikoff [CDU/CSU]: Das ist mir be

-

kannt!) 
und Vorsitzender des Verwaltungsrates der 
NVD-Nuklearer Versicherungsdienst GmbH, 
Hanau. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Warrikoff, in die-
ser Eigenschaft haben Sie hier eine gute Rede ge-
halten! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Das wollte ich Ihnen nur bescheinigen. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, es gibt inzwi-
schen drei Meldungen zu Zwischenfragen. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Nein, ich lasse jetzt 
keine Zwischenfrage zu. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Sie haben hier — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Studienrat mit 
Pensionsberechtigung! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 
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Schäfer (Offenburg) 
— Wenn Sie bei Ihren Zwischenrufen mehr den 
Kopf und weniger den Kehlkopf benutzen, kann ich 
Sie auch verstehen! 

Herr Warrikoff, Sie haben jetzt mehr oder weni-
ger das Hohelied der Kernenergie gesungen. Sie 
haben sich für die fortgeschrittenen Reaktorlinien 
ausgesprochen, für den Schnellen Brutreaktor, für 
den Hochtemperaturreaktor. 

Dies ist nur bedingt unser heutiges Thema. Ich 
habe nur eine Bitte an Sie: Nutzen Sie die Sommer-
pause und lesen Sie das gerade jetzt zur Veröffentli-
chung freigegebene Gutachten der Prognos AG, 
vom Bundeswirtschaftsministerium angefordert, 
über den bis zum Jahr 2000 zu erwartenden Ener-
gieverbrauch. Da werden Sie zwei Dinge feststellen 
können: erstens daß der Endenergieverbrauch bis 
zum Jahre 2000 in allen drei dort aufgeführten Vari-
anten etwa auf dem Level der Jahre 1978 oder 1982 
bleibt. Zweitens — das ist das, was uns Sozialdemo-
kraten mehr Sorgen macht — wird auf Grund der 
in den 80er Jahren zu erwartenden Kapazitäten der 
Kernenergie die Steinkohle mit Sicherheit ver-
drängt. 

(Gerstein (CDU/CSU): Es kommt doch nur 
auf die Annahmen der Prognose an!) 

Hinzu kommt, daß auch auf Grund von Überkapazi-
täten mit jährlichen Energiepreissteigerungsraten 
von 2 bis 3 % zu rechnen ist. Dies nur zur Einord-
nung dessen, was wir gesamtenergiepolitisch zu be-
trachten und zu diskutieren haben, wenn wir über 
Kernenergie reden. 

(Gerstein (CDU/CSU): Sie sollten doch ge

-

lernt haben, was wir von solchen Progno

-

sen halten müssen!) 

Nun zu unserem Antrag, wie er vorliegt. Er hat im 
wesentlichen zwei Elemente: zum einen in der Tat 
das Streichen des Gebotes der besonderen Förde-
rung durch den Staat in § 1 des Atomgesetzes. Wir 
Sozialdemokraten sind der Auffassung, daß 1959 
dieses spezielle Förderungsgebot einen Sinn ge-
macht hat. Man stand bei der Nuklearenergie am 
Anfang. Förderung war damals - auch im Bewußt-
sein aller politisch Verantwortlichen — in der Tat 
eine staatliche Aufgabe. Heute hat die Kernenergie 
schon längst die Stufe der Kommerzialisierung er-
reicht, und dieses zusätzliche Gebot der Förderung 
durch den Staat ist durch nichts mehr gerechtfer-
tigt. Insoweit fordern wir Chancengleichheit für die 
Kernenergie im Vergleich zu anderen Energieträ-
gern. 

Zweitens zur Haftung, zum Nuklearhaftungs-
recht: Herr Kollege Warrikoff, nennen Sie mir bitte 
einen Bereich der Versicherungswirtschaft, in dem 
seit Mitte der 70er Jahre bis ins Jahr 1984 die Haf-
tungsgrenzen und die Versicherungsbeiträge nicht 
erhöht worden sind! Die Autofahrer würden sich 
glücklich schätzen, wenn ihre Autoversicherungs-
prämien von 1975 bis 1984 gleichgeblieben wären. 
Exakt ist dies nur bei den Betreibern kerntechni-
scher Anlagen der Fall. 

Sie haben die Frage gestellt: Warum habt ihr in 
der sozialliberalen Koalition das nicht geändert? — 

Ich will die Frage beantworten: Das, was wir hier 
vorgelegt haben, geht im Grundsatz exakt auf Vor-
arbeiten aus dem von Herrn Baum geführten In-
nenministerium zurück. 

(Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Das trifft nicht 
zu!) 

— Ich kann Ihnen die Unterlage herübergeben. — 
Über die Haftungsobergrenze von 10 Milliarden DM 
gab es unter Innenminister Baum keine exakten 
Vorstellungen, aber das Prinzip — Erhöhung der 
Haftungsgrenze, genereller Wegfall der Haftungs-
grenze, Anhebung der Deckungsvorsorge durch die 
Betreiber — geht exakt auf die Vorarbeiten zurück; 
das ist auch sinnvoll. 

Sie sagen ja selbst — jedenfalls Herr Zimmer-
mann in der Rede vor der Kerntechnischen Gesell-
schaft — , daß die Aufhebung der Haftungsgrenze 
generell sinnvoll ist. Darin folgen Sie uns. Was die 
Deckungsverpflichtung anlangt, haben Sie soeben 
Ihren Minister zitiert; unseren Vorschlag von 10 
Millarden DM haben Sie für unnötig, ja unsinnig 
erklärt. 

Dann wollen wir einmal klarstellen, worüber wir 
reden. Übrigens: Ähnlich wie von Ihnen eben ist in 
den Vereinigten Staaten vor dem Unfall in Harris-
burg argumentiert worden. Ich würde Ihnen emp-
fehlen, sich einmal die Kosten für die Evakuierung 
— darum geht es ja — nach dem Unfall in Harris-
burg und zusätzlich, was nicht Gegenstand dieses 
Tagesordnungspunktes ist, die Kosten für die De-
kontamination anzugucken. 

(Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Keine Haf

-

tung!) 

— Das sage ich ja, das ist nicht Gegenstand; aber 
das sind die ökonomischen Folgen von Unfällen in 
kerntechnischen Anlagen. 

Bleiben wir in der Bundesrepublik Deutschland 
und berufen wir uns auf diejenigen, die in der Reak-
torsicherheit gemeinhin als Reaktorpäpste gelten! 
Ich möchte aus der deutschen Risikostudie Kern-
kraftwerke zitieren, die, wie Sie wissen, von dem 
Geschäftsführer der GRS, der Gesellschaft für Re-
aktorsicherheit, Herrn Birkhofer, im Auftrag erar-
beitet worden ist. Ich nenne Ihnen einmal den 
größtmöglichen Unfall, und ich nenne Ihnen einmal 
die Schäden, die dort — ich gebe zu: mit einer sehr, 
sehr geringen Eintrittswahrscheinlichkeit — ge-
nannt werden; sie sind aber immerhin als denkbare 
Schäden zu Papier gebracht. — Ich kann Ihnen 
nachher die Fundstelle überreichen; ich habe sie 
vorsorglich fotokopiert, weil ich vermutete, daß Sie 
das wissen wollen. — In der deutschen Risikostudie 
wird für einen größtmöglichen Unfall — sehr, sehr 
geringe Eintrittswahrscheinlichkeit, aber ist nicht 
auszuschließen — folgendes genannt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Nennen Sie das Da- 
tum!) 

— 1977. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ja, inzwischen ist 
doch die Entwicklung weitergegangen!) 
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Schäfer (Offenburg) 
— Ich zitiere ja aus der Studie, Herr Kollege Laufs. 
— 104 000 Todesfälle, 42 000 zu evakuierende Perso-
nen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

2,9 Millionen umzusiedelnde Personen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Typisch Panikmache

-

rei! — Gerstein [CDU/CSU]: Angstmache

-

rei!) 

— Ich sage noch einmal: Sicher sind diese Schäden 
sehr unwahrscheinlich, aber sie sind nicht völlig, 
nicht mit letzter Gewißheit auszuschließen. Es sind 
Schäden, die sicher über 10 Milliarden DM Opfer-
schutz hinausgehen würden. Andere Länder — bei-
spielsweise die Schweiz — sind ja im Kern unseren 
Überlegungen vorausgegangen. 

Ich unterstreiche noch einmal, daß unsere Kern-
kraftwerke im internationalen Maßstab einen ver-
gleichsweise hohen Sicherheitsstandard haben. 
Aber das, was ich soeben als sehr unwahrschein-
lich, aber als nicht auszuschließend dargestellt 
habe, macht deutlich, meine Damen und Herren, 
daß die 10 Milliarden DM alles andere, bloß nicht 
unsinnig sind. 

Eine vorletzte Bemerkung. Sie wissen, daß der 
Risikobegriff — den wir übrigens auch in der Tech-
nik, in kerntechnischen Anlagen oder in Chemiean-
lagen, benutzen — der Versicherungswirtschaft ent-
lehnt ist: Eintrittswahrscheinlichkeit mal Scha-
densfolge. Wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit 
tatsächlich so gering ist, wie Sie es hier darstellen, 
dann werden die entsprechenden Prämien, die die 
Betreiber an die Versicherer zu zahlen haben, auch 
tatsächlich gering sein. Das heißt, wer unserem An-
trag zustimmt, der kann das auch guten Herzens 
tun, weil die Prämien — da j a die Schäden angeb-
lich so unwahrscheinlich sind — entsprechend ge-
ringer sind. 

Meine Damen und Herren, wir meinen, daß Ihr 
Argument — 100 Millionen DM mehr an Kosten pro 
Jahr für die Betreiber — kein durchschlagendes 
Argument sein kann, wenn es darum geht, einen 
optimalen Opferschutz — das ist der Terminus 
technicus; ich weiß, es ist ein schlechtes Wort — 
auch über den Weg einer Änderung des Nuklearhaf-
tungsrechts zu erreichen. 

Wir werden nachher unseren Antrag dem Innen-
ausschuß überweisen. Wir werden dabei auch Gele-
genheit haben, über weitere mögliche — aus meiner 
Sicht notwendige — Änderungen des Atomgesetzes 
zu beraten. Einstweilen bedanke ich mich bei Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche besonders 
Ihnen, Herr Warrikoff, angenehme Sommerpause. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Warrikoff 
[CDU/CSU]: Gleichfalls! — Frau Nickels 

[GRÜNE]: Strahlen Sie doch!) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Schäfer,  

ich habe den Eindruck, daß Sie für ein richtig er-
kanntes Problem eine falsche Lösung vorschlagen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich möchte einmal den ganzen ideologischen Bal-
last weglassen, weil über die Frage, in welchem 
Umfang man Kernenergie braucht, haben sollte, 
vermeiden kann, ohnehin nur zu einem Teil in die-
sem Hause entschieden wird. 

Worum geht es eigentlich? Nach dem Atomgesetz 
ist die atomrechtliche Haftung — das gibt es bei 
keinem anderen Industriezweig — auf 1 Milliarde 
DM der Höhe nach begrenzt, als reine Gefähr-
dungshaftung. Davon müssen die Betreiber 500 Mil-
lionen DM decken. Die anderen 500 Millionen DM 
Haftung übernimmt der Staat gratis und franko. 
Von diesen 500 Millionen DM, die die Betreiber dek-
ken müssen, müssen sie 200 Millionen DM bei den 
Versicherungsgesellschaften unterbringen, also 
prämienwirksam und 300 Millionen DM werden da-
durch erbracht, daß sie sich gegenseitig Deckung 
versprechen. Das ist der gegenwärtige Zustand. 
Diese Regelung ist in der Tat überholt. Sie stammt 
aus der Zeit, in der man die hoch veranschlagten 
Risiken der Kernenergie abdecken wollte und die 
Einführung dieser Energieform durch staatliche 
Beteiligung und auch durch staatliche Subvention 
— so sage ich einmal — erleichtern und fördern 
wollte. 

Ich habe schon vor Jahren in diesem Hause, 1981, 
in einer Rede vorgeschlagen, daß dann, wenn der 
Sicherheitsgrad der Kernkraftwerke so hoch ist, 
wie er j a dargestellt wird, man in der Tat auf eine 
Haftungshöchstgrenze verzichten kann, und zwar 
ersatzlos, und daß ein solcher Schritt die Akzeptanz 
dieser Energieform erleichtern würde. Denn wie 
kann man sonst erwarten, daß mehr für die eigene 
Sicherheit eines Unternehmens getan und inve-
stiert wird, als wenn man für einen Fehler mit der 
gesamten wirtschaftlichen Existenz haftet? — Also: 
Wegfall der Haftungshöchstgrenze. 

Wir müssen die Kernenergieindustrie in die Nor-
malität überführen und nicht mehr notwendige 
Subventionen abbauen. Das ist der Punkt. Wir wer-
den noch aus einer anderen Entwicklung heraus 
dazu gebracht, an dieser Regelung etwas zu ändern, 
nämlich der, die Sie dargestellt haben: daß durch 
ein Herausrechnen der Geldentwertungsentwick-
lung in der Tat die heutige Haftungsgrenze von 
1 Milliarde DM unterdimensional ist. Man müßte 
sie, wenn man den Zustand bei der Einführung des 
Atomgesetzes auch nur erhalten will, wesentlich an-
heben. 

Nun zu Ihrem Entwurf, Herr Kollege Schäfer. Sie 
wissen ja, daß wir an einer Novellierung des Geset-
zes arbeiten. Es ist begrüßenswert, daß Sie sich 
eigene Gedanken gemacht haben, um uns zuvorzu-
kommen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Vielen Dank, 
Herr Hirsch! Zu liebenswürdig!) 
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Dr. Hirsch 
Aber den Vorschlag, den Sie machen, finde ich ein-
fach nicht gut. Sie schlagen vor, daß es bei einer 
Haftungshöchstgrenze bleiben soll, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Nein!) 

nämlich 10 Milliarden DM, und sagen, daß der Staat 
praktisch für 9 Milliarden DM eintreten sollte. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Nicht korrekt 
wiedergegeben!) 

Sie überschätzen die Möglichkeiten, ein Risiko die-
ser Größe am Versicherungsmarkt unterzubringen. 
Bei Ihrem Vorschlag würde der Staat nach sach-
kundiger Auskunft der Versicherungswirtschaft, 
die ja nicht uninteressiert wäre, die Prämie herein-
zuholen, für 9 Milliarden DM eintreten müssen, 
würde ein großer Versicherer werden. Hier taucht 
die erste Frage auf: Warum eigentlich nur bei der 
Kernenergie? Wenn man diesen Weg geht, müßte 
man für viel mehr Risiken, die wir haben — bei der 
chemischen Industrie und bei anderen —, überall 
sagen: Da muß der Staat eintreten und anfangen, 
eine Versicherung hereinzunehmen. 

Die Kosten, die bei einer Deckung von 10 Milliar-
den DM erwartet werden müssen, auch wenn Sie 
den staatlichen Anteil fair berechnen, werden uns 
etwa mit 100 Millionen DM im Jahr angegeben. Ich 
bin der Überzeugung, daß man diese 100 Millionen 
DM sinnvoller ausgeben kann, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
indem man sie nämlich — das hoffen wir — in 
Sicherheit investiert. Dazu muß der Anreiz geschaf-
fen werden, und zwar eben dadurch — ich wieder-
hole es —, daß man — unabhängig von der Dek-
kungshöhe einer Versicherung — demjenigen, der 
ein Unternehmen betreibt, sagt: Für die Schäden, 
die entstehen können, haftest du mit deiner ganzen 
Existenz; das ist der Punkt. Das bedeutet die Aufhe-
bung der Haftungshöchstgrenze und damit auch die 
Aufhebung der Kongruenz von Deckung und Haf-
tung und die fortlaufende Anpassung der Dek-
kungspflicht, die in einer bestimmten Höhe beste-
hen bleiben muß, an die Geldwertentwicklung. 

Die Koalitionsfraktionen haben sich auf Grund-
sätze dieser Art verständigt. Ich hoffe, daß wir Ih-
nen in absehbarer Zeit, also kurz nach der Sommer-
pause, einen Gesetzentwurf vorlegen werden, der 
diesen Grundsätzen entspricht, und dann werden 
wir im Ausschuß gemeinsam darüber beraten. Ich 
hoffe, daß wir dann eine Lösung finden, mit der wir 
die Kernenergie in die Normalität zurückführen 

(Zuruf von den GRÜNEN: Kernenergie ist 
keine Normalität!) 

und das anliegende Problem nicht nur für ein, zwei 
oder fünf Jahre, sondern auf Dauer, endgültig ent-
scheiden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Ehmke (Ettlingen). 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Freundinnen und 

Freunde! Der uns vorliegende Antrag zur Änderung 
des Atomgesetzes macht deutlich, daß die SPD der 
Atomenergie nach wie vor die Stange hält und le-
diglich die Frage der Haftung bei Atomunfällen zur 
Disposition stellt. Wir, die GRÜNEN, gehen jedoch 
davon aus, daß die Stromerzeugung durch Kern-
spaltung auch als Übergangstechnologie untragbar 
ist und grundsätzlich abgelehnt werden muß. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erlauben Sie mir eine Bemerkung vorweg. § 9 a 
Abs. 1 und 2 des Atomgesetzes wurde von der Bun-
desregierung wiederholt dahin gehend interpre-
tiert, daß die Wiederaufarbeitungstechnologie 
rechtlich zwingend geboten sei. Auf Ihrem letzten 
Parteitag faßten Sie von der SPD, Herr Kollege 
Schäfer, den begrüßenswerten Beschluß, die Wie-
deraufarbeitung nicht weiter zu verfolgen. In Nie-
dersachsen hat die SPD-Landtagsfraktion inzwi-
schen die Konsequenz gezogen und den Bau einer 
Wiederaufarbeitungsanlage abgelehnt. Laut Be-
schlußlage der bayerischen SPD wird die Wieder-
aufarbeitungsanlage dort grundsätzlich noch be-
j aht. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wir sind eben 
vielfältig, wie Sie!) 

Wir hoffen aber, daß die Einsicht auch dort siegen 
wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ihre Änderungsanträge lassen jedoch den um-
strittenen § 9 a Abs. 1 und 2 des Atomgesetzes hier 
und heute gänzlich ungeschoren. Wie ist das zu 
interpretieren, Herr Kollege Schäfer? Heißt das, 
daß Sie entgegen der Beschlußlage Ihrer Partei an 
der Wiederaufarbeitungstechnologie festhalten? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der Antrag lag 
vor dem Essener Parteitag! So einfach ist 

das!) 

— Wir werden uns im Ausschuß darüber noch ein-
mal unterhalten können. — Dazu hätte ich von Ih-
nen gern ein klärendes Wort gehört. — So viel vor-
weg. 

Betrachten wir nun die vorgelegten Änderungs-
anträge im einzelnen. 

Die Förderung der Atomenergie als Zweckbe-
stimmung des Atomgesetzes soll wegfallen. Das 
klingt ganz gut. Damit wird aber nicht mehr gefor-
dert, als daß das Atomgesetz unparteiisch sein soll, 
was eine weitere direkte und indirekte Förderung 
der Atomwirtschaft überhaupt nicht ausschließt. In 
Hessen beispielsweise ist es Ihre Partei, die den 
Ausbau der Plutoniumbunker in Hanau betreibt. 
Dies aber sind Anlagen, für die auch in Zukunft 
eine jährliche Finanzspritze von 100 Millionen DM 
aus Bundesmitteln vorgesehen ist. 

Unter Punkt 2 fordern Sie die ersatzlose Strei-
chung einer Haftungsobergrenze bei Atomunfällen. 
Die generelle Aufhebung der Höchstgrenze wurde 
im Mai dieses Jahres auf der Jahrestagung Kern-
technik auch von Innenminister Zimmermann be-
fürwortet. Damit wird von der Bundesregierung 
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Dr. Ehmke (Ettlingen) 

auch offiziell eingestanden, daß die möglichen Fol-
gen eines Atomunfalls gar nicht abzusehen sind. 

(Dr. Warrikoff [CDU/CSU]: Genau umge

-

kehrt!) 

Das war für uns eine interessante Feststellung. 

Mit dem letzten Punkt Ihres Antrages sollen die 
Deckungshöchstbeträge zur Erfüllung der Scha-
densersatzverpflichtung bei Atomunfällen auf den 
aktuellen Stand gebracht und somit erhöht werden. 
Zusätzlich soll der Geldbetrag, der bei Atomunfäl-
len staatlicherseits zu erstatten ist, von 1 Milliarde 
DM auf 10 Milliarden DM heraufgesetzt werden, 
wobei dieser Erstattungsservice für die Atomwirt-
schaft nicht mehr — wie jetzt -- kostenlos, sondern 
nur noch gegen Gebühren erfolgen soll. 

Meine Damen und Herren von der SPD, in Ihrer 
Begründung schreiben Sie, daß die Schadensgrenze 
von 10 Milliarden DM bei Nuklearunfällen eine un-
tere Grenze sei. Dies allein ist schon eine deutliche 
Aussage über die Sozialverträglichkeit der Atom-
energie. 

Besonders fragwürdig erscheint mir jedoch der 
Grundansatz, der Ihrem Änderungsantrag zu-
grunde liegt. Was kosten denn die mißgebildeten 
oder die totgeborenen Kinder, die einige Monate 
nach dem Harrisburg-Unfall in der Umgebung die-
ses Reaktors zur Welt kamen? Können Sie sich 
ernsthaft damit zufrieden geben, einige Milliarden 
draufzusatteln, um zukünftige mögliche Katastro-
phen statt verhindern besser verwalten zu kön-
nen? 

Die grüne Opposition hat demgegenüber eine 
überzeugende Alternative anzubieten, die das Pro-
blem an der Wurzel packt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Und da sind wir konsequent, Herr Kollege Warri-
koff: Sofortiger Ausstieg aus einer Technologie, die 
eine Schadensersatzrücklage von 10 Milliarden DM 
oder mehr nötig macht! Eine diesbezügliche Geset-
zesinitiative zur Stillegung aller Atomkraftwerke 
werden wir schon im kommenden Monat einbrin-
gen. 

Herr Warrikoff, wir wollen uns nicht aus unserer 
Gesellschaft insgesamt verabschieden und zurück 
zu den Jägern und Sammlern, sondern wir wollen 
uns aus der Atomtechnologie verabschieden. Das ist 
ein Unterschied. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerstein 
[CDU/CSU]: Da fehlt aber nicht viel!) 

Atomanlagen stillzulegen bedeutet den Ausstieg 
aus einer Technologie, die erstens angesichts des 
Stromüberschusses energiewirtschaftlich überflüs-
sig ist, die zweitens als besonders kapitalintensive 
Technik Arbeitsplätze vernichtet, die drittens bei 
Berücksichtigung der mit einer halbwegs sicheren 
Entsorgung verbundenen Kosten nicht wirtschaft-
lich betrieben werden kann, sondern Milliardenbe-
träge bindet, die viertens die Grundlage schafft für 
eine mögliche militärische Verwendung der Spalt-
stoffe und die schließlich unter ökologischen Ge-

sichtspunkten — ich erinnere an das ungelöste Pro-
blem der Entsorgung — 

(Dr.  Warrikoff [CDU/CSU]: Helfen Sie, es 
zu lösen!) 

unverantwortlich ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Anerkannte Wissenschaftler wie Professor Herr-
mann aus Göttingen und Professor Grimmel aus 
Hamburg haben vergangene Woche vor dem Innen-
ausschuß ganz entschieden davor gewarnt, Atom-
müll im Salzstock Gorleben einzulagern, da dieser 
unsicher sei. Von dem Nachweis einer geordneten 
Beseitigung aller radioaktiven Abfälle kann späte-
stens nach den neuesten Befunden über den Salz-
stock Gorleben keine Rede mehr sein. 

Wie Sie alle wissen, ist nach dem Atomgesetz die 
Nutzung der Atomenergie jedoch nur gestattet, 
wenn dieser Nachweis vorliegt. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Das gehört genau zum Thema. — Insofern gibt 
es auch unter diesen Gesichtspunkten nur einen 
Ausweg aus dem nuklearen Dilemma: die unverzüg-
liche Einstellung jeglicher Atommüllproduktion. 

(Abg. Dr. Bugl [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Tut mir leid, Herr Kollege; ich bin gleich am 
Ende. 

Welchen Irrweg die Unionsparteien und auch die 
Atomlobby mit dem weiteren Ausbau der Atom-
energie eingeschlagen haben, wird heute besonders 
deutlich im Ursprungsland der Atomkraftwerke, in 
den USA. Dort befindet sich die Atomwirtschaft we-
gen sinkender Stromverbrauchsraten und explo-
sionsartig ansteigender Baukosten in einer schwe-
ren Krise. Viele der in diesem Gebiet engagierten 
Energieversorgungsunternehmen sehen sich kon-
frontiert mit existenzgefährdenden Finanzproble-
men. Über hundert Atomkraftwerke wurden dort in 
den letzten zehn Jahren aus den Auftragsbüchern 
gestrichen. Von den 48 in den USA noch in Bau 
befindlichen Atomkraftwerken werden nach seriö-
sen Schätzungen 50 % voraussichtlich nie in Betrieb 
gehen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Erzählen Sie doch 
mal etwas von denen, die da laufen!) 

Erst kürzlich wurde im Bundesstaat Indiana der 
Bau eines Atommeilers eingestellt und wurden 2,5 
Milliarden Dollar abgeschrieben. Im Bundesstaat 
Ohio sah man sich genötigt, ein bereits zu 97 % fer-
tiggestelltes Atomkraftwerk in ein Kohlekraftwerk 
umzuwandeln. 

Daß auch bei uns die Atomenergie auf der Kippe 
steht, zeigt die vorgestern in Bonn vorgestellte und 
bereits zitierte Prognos-Studie, die im Auftrag des 
Bundeswirtschaftsministeriums erstellt worden ist, 
über die zukünftige Entwicklung des Energiever-
brauchs. Betont wird darin, daß der Kernkraft- 
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werksausbau gegenüber den ursprünglichen Pla-
nungen kräftig zurückgenommen werden müsse. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie halten doch 
nichts von Prognosen!) 

Eine Ablehnung des vorgelegten Gesetzentwurfs 
durch die Regierungskoalition würde auch bedeu-
ten, daß man sich selbst noch bei der Zweckbestim-
mung dieses Gesetzes, des Atomgesetzes, an die 
Förderung einer ökologisch verheerenden und öko-
nomisch kaum noch haltbaren Technologie klam-
mert. Meine Damen und Herren, wann lösen Sie 
sich aus dieser für uns alle unglückseligen Ver-
klammerung? Ich kann nur sagen: Je früher, desto 
besser! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 10/1117 zu überweisen 
zur federführenden Beratung an den Innenaus-
schuß, zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirt-
schaft, den Ausschuß für Forschung und Technolo-
gie und den Haushaltsausschuß. Gibt es weitere 
Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist das 
so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 45 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Dr. Steger, Catenhusen, 
Roth, Fischer (Homburg), Grunenberg, Nagel, 
Stahl (Kempen), Stockleben, Vahlberg, Vo-
sen, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 

Einsetzung einer Enquete- Kommission 
„Gen-Technologie" zu dem Antrag der Abge-
ordneten Frau Dr. Hickel und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Einsetzung einer Enquete-Kommission 
„Gen-Technik" 
— Drucksachen 10/1353, 10/1388, 10/1581 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Neumeister 
Catenhusen 
Kohn 
Frau Dr. Hickel 

Hierzu liegt Ihnen ein interfraktioneller Ände-
rungsantrag auf Drucksache 10/1693 vor. 

Der Ältestenrat hat einen Beitrag bis zu zehn 
Minuten für jede Fraktion verabredet. — Ich sehe 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Was viele Menschen an den Entschei-
dungsprozessen auch dieses Parlaments bedrückt, 
ist das häufig zu kurzfristige, häufig auch zu kurz-

sichtige Denken, das längerfristige Prozesse in die-
ser Gesellschaft aus dem Blick verliert. Es wird 
zunehmend eine Ohnmacht der Politik gegenüber 
grundlegenden technischen und gesellschaftlichen 
Veränderungsprozessen registriert — ich persön-
lich denke, nicht immer zu Unrecht. Das Wort der 
Technikfeindlichkeit, das in diesem Hause auch von 
dieser Seite so gern benutzt wird, versperrt uns 
häufig den Blick auf das Gefühl vieler Bürger, Poli-
tik stehe ohnmächtig der Entwicklung und Einfüh-
rung neuer Techniken gegenüber. Beschränken wir 
uns nicht tatsächlich zu sehr darauf, an den durch 
neue Techniken geschaffenen Sachzwängen nur 
herumzukurieren und herumzureparieren? 

Daß wir unsere Hilflosigkeit gegenüber der Ent-
stehung technischer Innovationen und gegenüber 
ihrer von ökonomischen Interessen diktierten 
Durchsetzung überwinden müssen, zeigt ganz nüch-
tern die Tatsache, daß eine bloße Fortschreibung 
der Trends unserer Industriegesellschaft zu einer 
Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen des 
Menschen führen muß. Der Mensch kann mit Hilfe 
der Technik Natur in solchem Umfang zerstören, 
daß er damit das Leben der Gattung Mensch aufs 
Spiel setzt. 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Richtig!) 

Ohne sinnvollen Gebrauch von Technik — das füge 
ich allerdings hinzu — können wir dieser Gefahren 
nicht Herr werden. Ohne Technik kein Weg aus die-
sen Gefahren! 

Die Gen-Technologie als Methode, Erbinformatio-
nen unter allen Lebewesen, Bakterien, Hefen, Pil-
zen, Pflanzen, Tieren oder Menschen auszutau-
schen, wird in Zukunft wie keine andere Technik in 
das Verhältnis des Menschen zur Natur und zu sich 
selbst eingreifen. Der Mensch kann sich — das kön-
nen wir heute nicht ausschließen — zum Schöpfer 
der Natur und seiner selbst erheben. Sind wir ei-
gentlich dieser Verantwortung gewachsen? Darf 
sich der Mensch — um es mit den Worten von 
Erhard Eppler auszudrücken — zum lenkenden 
Subjekt der Evolution machen, die ihn selbst her-
vorgebracht hat? 

Wir brauchen den Frieden mit der Natur in unse-
rem eigenen Interesse. Wir müssen unsere Zukunft 
so gestalten, daß wir unsere natürlichen Lebens-
grundlagen nicht weiter ausbeuten und zerstören. 
Michael Meyer-Abich drückt diese Aufgabe so aus: 
„Der Frieden mit der Natur kann nur gefunden wer-
den, wenn sie nicht mehr nur als Objekt und Res-
source, sondern auch im Sinne einer Verantwor-
tung — ,unserer Verantwortung' — wahrgenommen 
wird." Wir dürfen auch im genetischen Erbe dieser 
Erde nicht nur Objekt und Ressource sehen, die zu 
Erträgen und Profiten führen kann. Gerade hier 
stellt sich die Frage nach unserer Verantwortung 
für die Natur, von der wir nur ein kleiner Teil 
sind. 

Die Gen-Technologie und die damit zusammen-
hängenden neuen Bio-Techniken stehen in 
Deutschland an der Schwelle zur kommerziellen 
Nutzung, in vielen Bereich befinden wir uns noch 
im Stadium der Grundlagenforschung. Wir überse- 
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hen heute nur einen schmalen Bereich möglicher 
Anwendungen. Ich sehe heute schon durchaus auch 
positive Anwendungsmöglichkeiten für die Lösung 
von Gesundheitsproblemen, für die Rohstoffsiche-
rung, für die Lösung von Umweltproblemen. Ich 
warne nur schon heute vor zu hoch gespannten Er-
wartungen an die ökonomische Bedeutung der Gen

-

Technologie. Sie ist für mich in absehbarer Zeit 
kein entscheidender Beitrag zur Lösung unserer 
ökonomischen Probleme. 

Doch schon heute stellt sich eine Fülle von Fra-
gen, die nach einer Abwägung von Chancen und 
Risiken, von Hoffnungen und Sorgen drängen. Wir, 
das Parlament, wollen uns diesem Abwägungspro-
zeß nicht entziehen. Das kann ich wohl für alle 
Fraktionen feststellen. Die Enquete-Kommission 
„Chancen und Risiken der Gen-Technologie" wird 
diese Abwägung unter ökonomischen, ökologischen, 
ethischen, rechtlichen und Sicherheitsgesichts-
punkten vornehmen. So heißt es im Einsetzungs-
beschluß. Wir wollen gemeinsam in einem offenen 
Lernprozeß unterschiedliche Ausgangspositionen 
und den Sachverstand verschiedener wissenschaft-
licher Disziplinen einbringen. Unser Ja oder Nein 
zu den verschiedenen erkennbaren Anwendungs-
möglichkeiten der Gen-Technologie kann und sollte 
an dieser Stelle nicht vorweggenommen werden. 

Aufgabe dieser Enquete-Kommission ist der Ver-
such einer Abschätzung von Folgen der Gen-Tech-
nologie. Wir werden uns bei unserer Arbeit die 
Frage stellen müssen, welche Möglichkeiten, die 
uns die Gen-Technologie bietet, wir nutzen und för-
dern wollen und wo wir der Anwendung in einer 
Abwägung von Chancen und Risiken auch Grenzen 
setzen müssen. Diese Frage nach den Grenzen stellt 
sich für uns als Sozialdemokraten in besonderer 
Dringlichkeit bei der Anwendung gen-technischer 
Verfahren am Menschen und bei der gezielten Frei-
setzung gen-technisch manipulierter Lebewesen in 
unsere Umwelt. 

Ich denke, daß die Akzeptanz der Gen-Technolo-
gie in unserer Gesellschaft davon abhängt, ob wir 
die erkennbaren Risiken und negativen Folgen wei-
testgehend ausschließen können. Man kann zu 
Recht die Frage stellen: Können wir es heute ei-
gentlich schon verantworten, die ganze Breite mög-
licher Anwendungsbereiche und möglicher Risiken 
der Gen-Technologie zu bewerten, da wir das auch 
angesichts der in rasendem Tempo weitergehenden 
Entwicklung und der ständig neuen Erkenntnisfort-
schritte der Grundlagenforschung noch gar nicht 
überblicken? Müssen wir mit unserer Diskussion 
nicht noch warten, weil vieles von dem, was uns 
Sorgen macht, heute technisch noch nicht möglich 
ist? 

Der Ingenieur Kurt Detzer hat in dieser Woche in 
einem lesenswerten Beitrag für die „VDI-Nachrich-
ten" festgestellt, daß wir bei der Anwendung von 
Technik, ob wir Ingenieure, Wirtschaftler oder Poli-
tiker sind, immer, in jedem Zeitpunkt, auf unzurei-
chender Informationsbasis entscheiden müßten. 
Für mich steht fest: Ist eine Technologie erst ausge-
reift und in breitem Umfang vermarktet, ist die 
Chance gesellschaftlicher Einflußnahme auf techni-

sche Entwicklungen und ihre Anwendung schon 
vertan. Dann wird uns auch die Gen-Technologie 
nur noch als Sachzwang gegenübertreten. 

Hans Jonas hat in seiner Rede bei der Firma 
Hoechst in diesen Tagen die Eigengesetzlichkeit 
technischer Entwicklungen so umschrieben: „Ist 
diese oder jene neue Möglichkeit erst einmal — 
meist durch die Wissenschaftler — eröffnet und 
durch Tun im kleinen entwickelt worden, so hat sie 
es an sich, ihre Anwendung im großen und immer 
größeren zu erzwingen und diese Anwendung zu 
einem dauernden Lebensbedürfnis zu machen." 
Das Argument, man könne und dürfe sich einer 
technologischen Innovation grundsätzlich nicht in 
den Weg stellen, müssen wir für die Zukunft über-
prüfen. Es muß, so denke ich, die Aufgabe der Poli-
tik werden, zu entscheiden, was wir von dem, was 
wir technisch können, auch dürfen und wollen. 

Politik, die auf die Einflußnahme darauf verzich-
tet, was an technischen Möglichkeiten realisiert 
wird, kapituliert ohne Not vor Sachzwängen. Diese 
Sachzwänge werden durch Entscheidungen gesetzt, 
die nur unter rein ökonomischen Gesichtspunkten 
getroffen werden, wenn sich die Industrie der 
neuen Technik annimmt und unter Vermarktungs-
gesichtspunkten entscheidet, welche Richtung diese 
Technikentwicklung nehmen muß. 

Es stimmt mich für die Arbeit der Enquete-Kom-
mission, die nach der Sommerpause mit ihrer Tä-
tigkeit beginnen wird, sehr optimistisch, daß wir 
einen so breiten Konsens über die Aufgabenstel-
lung und die personelle Zusammensetzung dieser 
Kommission erzielt haben. Ich möchte mich bei den 
anderen Fraktionen des Hauses für diese konstruk-
tive Zusammenarbeit bedanken. 

Die Enquete-Kommission „Chancen und Risiken 
der Gen-Technologie" wird Empfehlungen für die 
Arbeit des Deutschen Bundestages erarbeiten. Ich 
sehe in der Arbeit dieser Kommission aber auch 
eine Chance für das ganze Parlament, eine gestal-
tende Rolle in dem beginnenden breiten öffentli-
chen Diskussionsprozeß um die Einführung und 
den Gebrauch der Gen-Technologie zu übernehmen. 
Wir setzen heute als Parlament ein Zeichen dafür, 
daß diese Diskussion nicht den Forschern und der 
interessierten Industrie allein überlassen bleiben 
wird. 

Daß diese Diskussion an Breite und an Gewicht 
zunimmt, zeigen etwa der Beschluß des Deutschen 
Ärztetages zur In-vitro-Fertilisation, der Vortrag 
von Hans Jonas beim Jubiläum der Firma Hoechst, 
verstärkte Aktivitäten der Industriegewerkschaft 
Chemie und vieler kirchlicher Bildungsstätten so-
wie Artikelserien in Wissenschaftsmagazinen. Wir 
Sozialdemokraten möchten die Öffentlichkeit, die 
Kirchen, die Gewerkschaften, die Wissenschaftler 
und Wissenschaftsorganisationen ausdrücklich er-
muntern, in die Arbeit der Enquete-Kommission 
mit Stellungnahmen und kritischen Fragen einzu-
greifen und so den Prozeß politischer Willensbil-
dung aktiv zu beeinflussen. 

Ich hoffe, daß die Arbeit der Enquete-Kommis-
sion zu gemeinsamen, breit getragenen Ergebnis- 
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sen führt. Mir ist aber bewußt, daß es bei der Abwä-
gung der Chancen und Risiken der Gen-Technolo-
gie keine konfliktfreien Antworten geben wird. 
Hans Jonas fordert alle Verantwortlichen zu einer 
zukunftsbezogenen Wahrnehmung unserer Verant-
wortung auf. Ich hoffe, meine Damen und Herren, 
daß wir durch die bevorstehende Arbeit dieser En-
quete-Kommission dieser Verantwortung gemein-
sam gerecht werden. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Dr. Neumeister. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Technischer Fortschritt, 
naturwissenschaftliche Erkenntnisse und daraus 
entwickelte neue Technologien werden bei uns 
heute nicht mehr, wie es noch vor gar nicht allzu 
langer Zeit geschah, in der öffentlichen Meinung 
als Wohltat, als Entlastung von schwerster körperli-
cher Arbeit, als Hilfe gegenüber bisher unangreif-
baren Krankheiten, nicht einmal mehr als Sieger 
über Hunger und Elend — z. B. in der Dritten Welt 
— erkannt oder gar begrüßt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Warum wohl?) 

Sie werden auch nicht mehr mit der Begeisterung 
und dem Elan vorangetrieben, wie es für die Siche-
rung der Lebensgrundlage einer Industrienation 
notwendig wäre. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Vielleicht war die Wissenschaft zu schnell, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Oder zu leichtsin

-

nig!) 

die Themen zu bekannt, die Forschung zu erfolg-
reich und die Forscher zu wenig erfahren oder zu 
wenig bemüht, um eine verständliche Darstellung 
ihrer neuen Erkenntnisse überhaupt in die Öffent-
lichkeit zu bringen. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Vielleicht war auch unsere Bildungspolitik zu 
schwerfällig, um Naturwissenschaft und exaktes 
Wissen zu vermitteln und junge Menschen zu einer 
rationalen Denkweise zu befähigen. Statt dessen 
machte sich Desinteresse breit, wurden Ängste und 
Abwehr gegen neue Technologien erzeugt. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Das haben wir gerade bei dem vorigen Tagesord-
nungspunkt noch einmal in voller Breite erlebt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die schwierigsten Probleme im Zusammenhang 
mit neuen Technologien entstehen aus der Angst 
vor Unbekanntem und Unverständlichem sowie aus 
dem Mangel an Vertrauen in all diejenigen, die Ver-
antwortung dafür tragen. Das wirliche Defizit aber 
liegt in der mangelnden Verbindung der naturwis-
senschaftlich-technischen Entwicklung einerseits 
und der geistig-politischen Beherrschung dieser 

Entwicklung andererseits. Technik verursacht nun 
einmal immer Veränderungen. Wenn diese Verän-
derungen aber schneller vor sich gehen als die Ge-
schwindigkeit des Lernens und der Akzeptanz, 
dann entsteht ein für neue Technologien ungünsti-
ges Klima, wie wir es z. B. bei der friedlichen Nut-
zung der Kernenergie und ebenso bei der Mikro-
elektronik erlebt haben und wie es sich heute wie-
der bei der Gen-Technologie abzuzeichnen beginnt. 

Sind nun aber die Wissenschaftler an dieser Ent-
wicklung schuld? Ist nicht die Herstellung einer ge-
sellschaftlichen Akzeptanz technischer Entwick-
lung für die Politik eine neue Herausforderung? Sie 
muß Lernprozesse beschleunigen, um die Bürger 
besser zu informieren 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

und in die Lage zu versetzen, unvoreingenommen 
Nutzen und Risiken des Neuen beurteilen zu kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Von den Politikern wird nicht nur die Fähigkeit ver-
langt, naturwissenschaftliche Gesetzmäßigkeiten 
und Möglichkeiten auf Grund eigenen Wissens zu 
beurteilen; eine gute Politik verlangt auch die Fä-
higkeit von ihnen, das, was dem Bürger an Einsicht 
in die Nützlichkeit technischer Entwicklungen an-
gesichts ihrer Kompliziertheit fehlt, 

(Burgmann [GRÜNE]: Den Politikern fehlt 
die Einsicht, nicht den Bürgern!) 

durch Vertrauen zu ersetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau das ist 
das Wichtige!) 

Erst das Ersetzen dieser fehlenden Einsicht durch 
Information und Vertrauen schafft die nötige Vor-
aussetzung der Akzeptanz der Technik auch in Zu-
kunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Nickels 
[GRÜNE]: Die Bürger wissen oft mehr als 

die Politiker!) 

Wissenschaft ist politisch geworden. Sie darf sich 
in einer Demokratie nicht im Verborgenen abspie-
len. Naturwissenschaftliche Ergebnisse und Er-
kenntnisse — z. B. in der Gen-Technologie — dür-
fen nicht in der Exklusivität der Wissenden verblei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Sie müssen offen dargelegt werden, damit der Öf-
fentlichkeit die Möglichkeit gegeben ist, die For-
schungsergebnisse zu reflektieren. Hierzu aller-
dings bedarf es bei denen, die die Öffentlichkeit 
informieren, der Kenntnisse über naturwissen-
schafliche Zusammenhänge und ihre Rückkoppe-
lung auf die Wertvorstellungen unserer Zeit, auch 
über Chancen und Risiken. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Um dies aber verstehen zu können, müssen Hilfen 
angeboten werden. 

Unser Forschungsminister Heinz Riesenhuber 
antwortete vor kurzem auf die Frage, wer denn nun 
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die Risiken der Gen-Technologie beurteilen solle, 
daß es die fachlichen Autoritäten nicht allein kön-
nen, auch nicht allein die moralischen Autoritäten. 
Die Politik aber hat seiner Meinung nach in der 
ganzen Komplexität dieser Auseinandersetzung vor 
allem die Rolle, unter denen, die zu der anstehen-
den Entscheidung Position bezogen haben, ein Ge-
spräch zu vermitteln, und dies so frühzeitig, daß es 
nicht von Emotionen erschlagen wird, zu einem 
Zeitpunkt, an dem diese Technik sich selbst noch 
gestaltet, wo ihre Möglichkeiten noch beeinflußbar 
sind, ihre Risiken erkennbar geworden sind, aber 
wo diese Technik noch nicht durch massenhaften 
Einsatz zu einem Grundsatzproblem geworden ist. 

Meine Damen und Herren, aus diesem Grunde 
haben wir in der CDU/CSU-Fraktion den Antrag 
der SPD auf Einsetzung einer Enquete-Kommis-
sion sofort mit aufgegriffen und sind erfreut, daß 
die Überschrift, die über dieser nunmehr gemeinsa-
men Arbeit des Parlaments stehen wird, „Chancen 
und Risiken der Gen-Technologie" heißt und damit 
auf breiterer Basis als auf dem ersten Entwurf auf-
gebaut ist, der sich allein auf die gesellschaftlichen 
Folgen der Gen-Technologie berufen wollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Bei den vorangegangenen Beratungen sind be-
reits weitere Präzisierungen des Aufgabenspek-
trums vorgenommen worden, und ich muß sagen, 
diese Zusammenarbeit läßt wirklich hoffen. Herr 
Catenhusen, da sind wir uns vollkommen einig: 
Diese Zusammenarbeit zeigt, daß in der Kommis-
sion durchaus ein Konsens gefunden werden kann 
und wir sehr hoffnungsfreudig in diese Arbeit hin-
eingehen können. 

In unserer Beschlußfassung, die j a vorliegt, ha-
ben wir ebenfalls auf die grundgesetzlich garan-
tierte Freiheit der Forschung hingewiesen, zugleich 
aber auch auf Konflikte, die eine falsch verstandene 
Freiheit gegenüber anderen Grundrechten, vor al-
lem der Würde des Menschen, wozu auch das Recht 
des Menschen auf ein unmanipuliertes Erbgut ge-
hört, heraufbeschwören könnte. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich zitiere in diesem Zusammenhang Eibach, der da 
sagt: 

Weil wir Menschen auch für die unbeabsichtig-
ten negativen Nebenfolgen unseres Handelns 
verantwortlich sind, bedarf es der ständigen 
Kontrolle der Auswirkungen der Forschung auf 
die Gesamtheit des menschlichen Lebens und 
seiner Umwelt und eines immer neuen Beden-
kens der Ziele der Forschung. 

Alle neuen Forschungsgebiete und die daraus 
entwickelten Technologien stellen uns vor Proble-
me, die die ethische Betrachtung verstärkt notwen-
dig machen. Hierbei gilt nach wie vor Platons Defi-
nition der Ethik, die ich uns allen einmal wieder ins 
Gedächtnis zurückrufen möchte, nämlich als einer 
„Lehre von den unüberschreitbaren Grenzen des 
Handelns und zugleich einer Lehre von der End-
lichkeit des menschlichen Wissens", die die Aufgabe  

hat, „zu zeigen, warum der Mensch sich selbst den 
Untergang bereitet, wenn er die Grenzen seines 
Wissens nicht sieht oder nicht anerkennen will". 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD — Zurufe von den GRÜNEN) 

Es ist nun aber nicht Aufgabe der Forschung 
allein festzustellen, was gut für die Menschheit ist. 
Diese Abgrenzung kann nur in einem kritischen 
Dialog möglichst vieler kompetenter Vertreter aus 
allen Bereichen des Lebens ermittelt werden. Wir 
sind daher sehr dankbar, daß die von uns angespro-
chenen Persönlichkeiten, die wir zu diesem Kreis 
zählen, ihre Bereitschaft erklärt haben, mit uns ge-
meinsam die Grundlage für künftige Entscheidun-
gen des Deutschen Bundestages im Zusammen-
hang mit der Entwicklung der Gen-Technologie zu 
erarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bitte Sie, meine Kolleginnen und Kollegen, 
der Beschlußvorlage und ebenso dem Änderungsan-
trag auf Drucksache 10/1693 zuzustimmen, so daß 
unverzüglich die Enquete-Kommission berufen 
werden kann. Denn die Frage nach der gesell-
schaftlichen Legitimation technischen Fortschritts 
und damit nach der Nutzanwendung naturwissen-
schaftlicher und technischer Erkenntnisse muß po-
litisch entschieden werden. Nur wenn der politische 
Charakter dieser Entscheidung allgemein akzep-
tiert wird und das Verfahren der Entscheidungen 
ihrem politischen Charakter entsprechend gestaltet 
wird, läßt sich der Widerstand zwischen technischer 
Neuerung und ihrer gesellschaftlichen Akzeptanz 
überwinden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Dr. Hickel. 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es wurde hier ja jetzt sehr 
bemüht philosophiert. Ich möchte jetzt zur Politik 
zurückkommen. 

Eigentlich müßte für uns GRÜNE hier heute aller 
Anlaß zu großer Befriedigung sein; denn endlich 
haben wir im Bundestag das Erlebnis, daß eine An-
regung von uns aufgegriffen wird, die wir bereits im 
Herbst 1983 gegeben haben und mit der wir zu-
nächst auf taube Ohren gestoßen sind. 

(Catenhusen [SPD]: Die berühmte Vater
-schaftsdiskussion!) 

Im März 1984 hat sich dann aber die SPD-Fraktion 
ebenfalls dazu durchgerungen, eine solche Enquete

-

Kommission zu diesem problematischen Gebiet der 
Gen-Technik zu fordern, was wir sehr begrüßt ha-
ben, weil wir allein j a nicht genügend Abgeordnete 
dazu hätten. 

Heute nun wird diese Enquete-Kommission ein-
gesetzt. Aber was ist daraus geworden? 

(Gerstein [CDU/CSU]: Die fängt doch erst 
an!) 
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Die in der Politik allgegenwärtige Gefahr, daß 

man Kommissionen einsetzt, wenn man in Wirk-
lichkeit nicht handeln will, aber der Öffentlichkeit 
vortäuschen möchte, daß gehandelt werde, diese 
Gefahr des Vortäuschens von Maßnahmen wird 
auch mit dieser Enquete-Kommission bis jetzt nicht 
ausgeräumt. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Warum wollen 
Sie denn dann überhaupt eine? — Gerstein 
[CDU/CSU]: Die Kommission hat doch 

noch gar nicht angefangen!) 

Ich kann nur hoffen, daß sich das noch ändert. 

Vor uns haben wir die Formulierung der Aufga-
ben. Die überzeugt mich aber nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Ihr Pro

-

blem!) 

Es sieht so aus, als sollte diese Enquete-Kommis-
sion arbeiten, um in Wirklichkeit erst einmal alles 
beim alten zu lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kaffeesatzlese

-

rei! — Dr. Bugl [CDU/CSU]: Es gibt nicht 
nur Risiken, sondern auch Chancen!) 

— Vergleichen Sie die ursprünglichen Anträge mit 
dem jetzt vorliegenden. Wenn Sie genau lesen kön-
nen, dann wird Sie das nachdenklich machen. 

Der Antrag der GRÜNEN, einen Stopp gen-tech-
nischer Manipulationen anzustreben und so lange 
wirken zu lassen, bis die Folgen dieser Manipulatio-
nen in den Laboratorien von Forschung und Indu-
strie einigermaßen überschaubar sind, wurde im 
Ausschuß abgeschmettert. Die Erstellung einer po-
sitiven Liste von überschaubaren und daher verant-
wortbaren gen-technischen Manipulationen wurde 
als Aufgabe für die zukünftige Enquete-Kommis-
sion ebenfalls abgelehnt, obwohl es sich hierbei 
endlich einmal um eine neue und längst überfällige 
Art des Umgangs mit gefährlichen neuen Technolo-
gien gehandelt haben würde. 

Die SPD-Fraktion war sich in dieser Ablehnung 
mit der CDU/CSU völlig einig. Was aus den Bera-
tungen des Ausschusses für Forschung und Techno-
logie in Form der Ihnen nun vorliegenden Be-
schlußempfehlung herausgekommen ist, ist ein An-
trag von CDU/CSU und SPD und nicht mehr das, 
was zumindest Teile der SPD ursprünglich gewollt 
hatten, nämlich einen eigenständigen SPD-Antrag, 
der neue Maßstäbe in der Technologiefolgenab-
schätzung gesetzt hätte. Der jetzige Antrag setzt 
keine neuen Maßstäbe in der Technologiefolgenab-
schätzung. 

Präsident Dr. Barzel: Frau Kollegin, erlauben Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Catenhu-
sen? 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Am Schluß meiner 
Rede, Herr Catenhusen. Ich komme auf Ihre Argu-
mente noch zu sprechen. 

Wird hier, so frage ich mich, die große Koalition 
für Nordrhein-Westfalen vorbereitet? Geht hier die 
Planung politischer Zusammenarbeit womöglich,  

was ich nicht hoffen möchte, auf Kosten der biologi-
schen Sicherheit von Mensch und Natur? 

(Catenhusen [SPD]: Ist Ihnen diese Taktik 
bei diesem Thema nicht zu billig, Frau 

Hickel?) 

— Nein, ich bin wirklich sehr nachdenklich gewor-
den, als Sie mit ungeheuerem Eifer und ungeheue-
rer Geschwindigkeit auf Vorschläge der CDU einge-
gangen sind, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das liegt daran, 
daß die Vorschläge gut waren!) 

die Ihren ursprünglichen Vorschlägen in meinen 
Augen entgegengesetzt waren. 

(Dr. Bugl [CDU/CSU]: Herr Catenhusen ist 
lernfähig!) 

Der vorliegende gemeinsame Antrag von CDU/ 
CSU und SPD auf Einsetzung einer Enquete-Kom-
mission Gen-Technik läuft jetzt darauf hinaus, daß 
bis zum Abschluß der Kommissionsarbeit, also 
Ende 1986, erst einmal alles beim alten bleibt, d. h. 
daß sich gen-technische Manipulationen in den For-
schungsinstituten und der Industrie wildwüchsig 
wie bisher entwickeln werden, und zwar unter den 
Sicherheitsbestimmungen lediglich der Zentralen 
Kommission für Biologische Sicherheit. Diese Si-
cherheit ist, wie wir im Ausschuß im März hören 
konnten, völlig unzureichend. Ich kann nur hoffen, 
daß der Druck der Öffentlichkeit während der Ar-
beit der Kommission dazu führen wird, daß diese 
Sicherheitsbestimmungen noch vor Abschluß unse-
rer Arbeiten verschärft werden. 

Schwerpunkt der Kommissionsarbeit sollen sein, 
„Chancen und Risiken," wie auch Frau Neumeister 
gesagt hat, der Gen-Technik zu erörtern und „die 
Förderung sinnvoller Forschung" auf diesem Gebiet 
zu bedenken. Chancen und Risiken zu erörtern, 
heißt aber, sich der Illusion der Beherrschbarkeit 
der neuen Technologie hinzugeben. Risiken sind 
doch etwas, das man bei einigermaßen sorgfältigem 
Umgang eingrenzen, verhindern und beherrschen 
kann. Gerade dies ist aber angesichts der Gen-
Technik außerordentlich in Frage zu stellen. Allein 
das, was bis jetzt bereits bekanntgeworden ist über 
die Entstehung von krebserregenden neuen Genen 
durch die Fusion von Zellen oder durch die Neu-
kombination von DNA und was wir hören und lesen 
konnten über die Entstehung oder Aktivierung von 
latent vorhandenen, neu entstehenden, krank ma-
chenden Viren als Folge gen-technischer Manipula-
tionen zeigt uns, daß diese Technik potentiell unbe-
herrschbar ist und der Begriff „Chancen und Risi-
ken" bei weitem nicht abdeckt, was uns hier bevor-
steht. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Wenn Sie schon al- 
les besser wissen, dürften Sie gar nichts 

mehr dazu sagen!) 

— Das ist doch die Frage der Methode in der Tech-
nikfolgenbewertung, in der hier jetzt eben keine 
neuen Maßstäbe gesetzt werden, wie ich es mir ge-
wünscht hätte. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Nein, Sie wissen 
vorher schon alles besser!) 
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Der Ausdruck „Förderung sinnvoller Forschun-

gen", der sich jetzt in dem Antrag findet, nährt fer-
nerhin die Illusion, daß es sinnvolle Aufgaben für 
die Gen-Technik geben könnte. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Gibt 
es auch!) 

Anscheinend will man von Anfang an Erkenntnisse 
ignorieren, die besagen, daß die Anwendung gen-
technischer Forschungen sinnvoll nur für die Pro-
fitrate der industriellen Produktion sein kann. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
reden, wie Sie das verstehen! — Gerstein 
[CDU/CSU]: Wieso haben Sie eine Kom

-

mission  beantragt, wenn Sie das schon al

-

les wissen?) 

und daß die Behauptung, mit dieser Technik könn-
ten die Menschheitsprobleme Hunger und Krank-
heit beherrscht oder bekämpft werden, absolut illu-
sionär ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Hunger kann nur durch die Umverteilung von 
Nahrungsmitteln bekämpft werden. Gerade die 
ehemals hochgejubelte Grüne Revolution hat uns 
doch gezeigt, daß Hochleistungssorten in der Land-
wirtschaft nur die Abhängigkeit der Kleinbauern 
von den internationalen Großkonzernen vergrö-
ßern, ihre Selbständigkeit vernichten. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: So 
ein Unsinn! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Aber .sicher doch. Kennen Sie nicht die Dritte 
Welt und die Kleinbauern, die jetzt arbeitslos in den 
Suburbs der Großstädte leben? 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Bei Frauen 
werden Männer immer aggressiv!) 

Und sie hat auch gezeigt, daß diese Kleinbauern in 
die Arbeitslosigkeit getrieben werden, weil sie die 
teuren Produkte der Pflanzen- und Tierzüchter am 
Ende gar nicht bezahlen können, vor allem in der 
Dritten Welt, von der Sie immer sagen, daß ihre 
Probleme durch Gen-Technik lösbar wären. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Wenn Sie bloß von Sachen redeten, von de

-

nen Sie etwas verstehen, hätten Sie nur 
drei Minuten Sendezeit nötig!) 

Wenn Krankheiten durch gen-technische Metho-
den bekämpft werden sollen, wie man das bisher 
allerdings vergeblich im Hinblick auf einige Erb-
krankheiten erhofft hat, kann dies allenfalls da-
durch geschehen, daß die alte Krankheit zwar be-
kämpft wird, aber neue Krankheiten entstehen, die 
erst durch die Behandlung mit gen-technischen Me-
thoden auftreten werden. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
können wohl nicht ohne Horror leben?) 

Nach der hier in der neuen Beschlußempfehlung 
für die Enquete-Kommission vorliegenden Aufga-
benbeschreibung bleibt in deren Arbeit nach mei-
ner Befürchtung überhaupt kein Raum für die Ein- 

sicht, daß die Gen-Technik weder beherrschbar 
noch sinnvoll sein könnte. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Hickels Horror

-

Show!) 
Ich wünsche uns, daß uns diese Einsicht vielleicht 
doch noch kommt — oder wir wenigstens darüber 
diskutieren. 

Wenn diese Kommission nicht bloß eine Ver-
schwendung von Steuergeldern und ein Forum für 
die Profilierung einzelner Fachleute sein soll — und 
diese Gefahr besteht doch —, wäre es unerläßlich, 
daß auch folgende, bisher noch ignorierte Fragen in 
dieser Gen-Technik-Kommission geklärt und beant-
wortet würden. Vor allem sind das zwei Fragen. 

Erstens. Welche Befunde deuten darauf hin, daß 
es in gen-technischen Laboratorien zum Entstehen 
von Krebsgenen und von neuartigen krankheitser-
regenden Viren kommen kann, womöglich auch 
schon gekommen ist? Gibt es eine Sicherheit dafür, 
daß eine solche Entstehung von neuen Keimen aus-
geschaltet werden kann? — Ich fürchte, diese Si-
cherheit werden wir nicht erarbeiten können. 

Zweitens: Welches sind die Vorteile der konven-
tionellen Pflanzen- und Tierzüchtung gegenüber 
der gen-technischen Methode, gerade auch im Hin-
blick auf die Ernährung der Bevölkerung in der 
Dritten Welt? Für diese Frage ist bisher niemand in 
der Kommission zuständig, selbst nicht nach der 
Erhöhung auf acht Experten. Ich kann nur drin-
gend fordern, diesen Mangel durch auswärtige Gut-
achter auszugleichen. Das sollte möglich sein. 

Wenn wir den Blick für die Alternativen verlieren 
und die Gen-Technik von vornherein als unver-
meidlich hinstellen, ist die Kommission überflüssig, 
und wir werden in 20 Jahren vor einem biologi-
schen Fiasko stehen, so wie wir heute vor dem ato-
maren stehen, mit dem uns unsere Atomkraftwerke 
und Atomraketen bedrohen. — Bitte schön! 

Präsident Dr. Barzel: Verzeihen Sie, Frau Kollegin, 
ich muß Sie bitten, zum Ende zu kommen. 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Ich bin zu Ende. Geht 
die Frage noch? 

Präsident Dr. Barzel: Herr Catenhusen, bitte 
schön. 

Catenhusen (SPD): Frau Dr. Hickel, sind Sie be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß eine Abwägung 
von Chancen und Risiken sicherlich nicht nur für 
mich, sondern für viele andere Kollegen in diesem 
Hause einen offenen Abwägungsprozeß bedeutet, 
an dessen Ende auch eine Erkenntnis stehen kann, 
daß wegen prinzipieller Nichtbeherrschbarkeit eine 
oder mehrere Anwendungsmöglichkeiten dieser 
Technik auszuschließen sind? Sind Sie ferner be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß eine Enquete-
Kommission nur dann sinnvoll ist, wenn die er-
kennbar vorhandenen unterschiedlichen Positionen 
in der Gesellschaft in einem offenen Dialog mitein-
ander abgewogen werden können? Ich möchte als 
letztes die Frage stellen: Frau Hickel, sind Sie nicht 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 78. Sitzung. Bonn, Freitag, den 29. Juni 1984 	5775 

Catenhusen 
eigentlich nach dieser Rede der Meinung, daß Sie 
auf Ihre Teilnahme an der Enquete-Kommission 
verzichten und bei Ihrer ursprünglichen Position 
bleiben sollten, die Sie in den Haushaltsberatungen 
im Forschungsausschuß vertreten haben in der 
Form, daß Sie dort gefordert haben, daß die gen-
technologische Forschung grundsätzlich gestoppt 
werden soll? 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, die Fragen sol-
len kurz und präzise sein. Es ist der Rednerin kaum 
möglich, auf diese Fragen in der einen Minute, die 
sie höchstens noch hat, zu antworten. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Doch, kann ich! 
— Heiterkeit) 

— Hervorragend. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Wenn Sie mich 
reden lassen!) 

— Eine Minute. 

Frau Dr. Hickel (GRÜNE): Zu dem zweiten und 
dritten Punkt möchte ich sagen, daß ich diese En-
quete-Kommission im Sinne des Ausgleichs der 
Meinungen und der offenen Diskussion begrüße 
und deswegen daran teilnehmen möchte. Zu dem 
ersten Punkt muß ich sagen, wenn das wirklich Ihre 
Meinung und die Meinung Ihrer Fraktion oder auch 
der ganzen Enquete-Kommission ist, daß diese 
Möglichkeit offen sein sollte, dann nehme ich das 
hier gerne zur Kenntnis und zu Protokoll. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Catenhusen 
[SPD]: Lesen Sie unsere Reden nach!) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kohn. 

Kohn (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Die Bundestagsfraktion 
der Freien Demokratischen Partei begrüßt und un-
terstützt nachdrücklich die Einsetzung einer En-
quete-Kommission des Deutschen Bundestages 
über Chancen und Risiken der Gen-Technologie. 
Wir tun dies in der Überzeugung, daß eine breit 
angelegte ergebnisoffene Diskussion mit allen in-
teressierten Bürgern einsetzen muß, denn mit 
kaum einer anderen technologischen Entwicklung 
verbinden sich in gleicher Weise Erwartungen und 
Befürchtungen, aber auch Hoffnungen und Ängste 
unserer Mitbürger. Ich spreche mit Absicht von ei-
ner ergebnisoffenen Diskussion, denn wir haben 
leider auch gerade eben wieder in diesem Hause 
Versuche registrieren müssen, die Ergebnisse der 
Untersuchung durch einschränkende Formulierun-
gen der Aufgabe der Enquete-Kommission vorweg-
zunehmen. 

Jede Epoche wird maßgeblich charakterisiert 
durch ihre Schlüsseltechnologien. Die Gen-Techno-
logie ist zweifellos eine solche Schlüsseltechnolo-
gie, die allergrößte Bedeutung für unser Leben er-
langen wird. Das gilt für die Bereiche der Ernäh-
rung der Weltbevölkerung, es gilt für den Umwelt-
schutz, für die Medizin, für die Gewinnung von Roh-
stoffen und Energie, um nur einige Beispiele zu 
nennen. Diese Anwendungsfelder mögen einen Ein-

druck vermitteln von den Chancen, die in dieser 
Technologie liegen. 

Um so schwerwiegender ist es, daß wir Europäer 
nach Aussage eines führenden amerikanischen 
Wissenschaftlers, Professor Robert Tjian, fünf 
Jahre hinter den Vereinigten Staaten zurückliegen, 
auch mit all den ökonomischen Konsequenzen, die 
sich daraus ergeben können. Die Kommission hat 
deshalb die Aufgabe, Maßnahmen zur Förderung 
und Unterstützung gen-technologischer Forschung 
aufzuzeigen. Wir dürfen aber auch nicht die Augen 
verschließen vor den Gefährdungen, die mit der 
Gen-Technologie einhergehen können. 

Ein wichtiges Ergebnis der Werturteilsdebatte ist 
die Einsicht, daß wissenschaftlicher Erkenntnisfort-
schritt an sich weder gut noch böse ist. Das mora-
lisch-ethische Problem ergibt sich allein aus dem 
Gebrauch, den wir Menschen von unserem neuen, 
erweiterten Wissen machen. Die Möglichkeiten der 
Genmanipulation sind besonders eindringliche Bei-
spiele für diesen Sachverhalt, denn hier stoßen wir 
an Kernfragen menschlicher Existenz und mensch-
licher Würde. 

Aus diesem Grunde habe ich bei den Beratungen 
über den Arbeitsauftrag der Enquete-Kommission 
darauf gedrängt, dem Grenzbereich der  gen-tech-
nologischen Anwendung beim Menschen unter et-
hischen Aspekten besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Auf den Erkenntnisfortschritt mit Technikfeind-
lichkeit, mit der Haltung moderner Maschinenstür-
merei zu reagieren, wäre falsch, aber ebenso falsch 
wäre es, blindlings und unreflektiert die Dinge ein-
fach treiben zu lassen. Wir wollen die Freiheit von 
Wissenschaft und Forschung nicht in Frage stellen, 
aber in einem demokratisch verfaßten Gemeinwe-
sen ist die Akzeptanz neuer Technologien von be-
sonderer Bedeutung. Zu Recht hat deshalb Profes-
sor Laermann bei der ersten Beratung von dieser 
Stelle aus gesagt — ich zitiere —: 

Behinderung der freien Entfaltung wissen-
schaftlicher Kreativität muß um so eher zu be-
fürchten sein, je weniger es denen, die politi-
sche und wissenschaftliche Verantwortung tra-
gen, gelingt, rechtzeitig und glaubhaft darzu-
stellen, daß die drängenden Fragen der Men-
schen aufgenommen und beantwortet werden 
müssen. 

Die Kommission soll deshalb nach unserer Auf-
fassung mögliche Zielkonflikte zwischen der grund-
gesetzlich garantierten Freiheit der Forschung und 
anderen Grundrechten untersuchen, Kriterien für 
die Grenzen der Anwendung neuer biologischer 
Methoden auf menschliche Zellen und den Men-
schen insgesamt erarbeiten sowie Kriterien für 
Richtlinien und Sicherheitsstandards beim indu-
striellen Einsatz gen-technologischer Verfahren 
aufzeigen. 

Uns Liberalen geht es darum, die Balance zwi-
schen der Notwendigkeit der Erhaltung unserer 
wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Leistungs- 
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Kohn 
fähigkeit einerseits und dem Erfordernis der ethi-
schen Verantwortbarkeit unseres Handelns ande-
rerseits zu finden. Einfache Lösungen dieser Auf-
gabe sind wohlfeil, aber sie führen nicht weiter. 
Machen wir uns deshalb an die Arbeit, einen auf-
klärenden und konstruktiven Diskussionsprozeß in 
Gang zu setzen. Machen wir uns an die Arbeit, ein 
Stück Zukunft zu gewinnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Zuerst stimmen 
wir über den interfraktionellen Änderungsantrag 
auf Drucksache 10/1693 ab. Wer diesem Antrag zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Der Antrag ist bei einigen Enthaltungen angenom-
men. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Forschung und Technologie auf Drucksache 
10/1581 mit der soeben beschlossenen Änderung zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. . Enthaltun-
gen? — Die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
mit der Änderung ist bei wenigen Enthaltungen an-
genommen. 

Ich rufe Punkt 46 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Lebens-
mittel- und Bedarfgegenständegesetzes 
— Drucksache 10/1361 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 
— Drucksache 10/1684 — 

Berichtstatter: 
Abgeordneter Kroll-Schlüter 

(Erste Beratung 71. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aus-
sprache gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die §§ 1 bis 4, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ich sehe weder 
Gegenstimmen noch Enthaltungen. Die aufgerufe-
nen Vorschriften sind angenommen. Damit ist die 
zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Offenbar niemand. Wer möchte sich der Stimme 
enthalten? — Auch niemand. Das Gesetz ist damit 
angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 der Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes-
regierung 
Aufhebbare Zweiundfünfzigste Verordnung 
zur Änderung der Ausfuhrliste 
— Anlage AL zur Außenwirtschaftsverord-
nung — 

 — Drucksachen 10/1446, 10/1677 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Reuschenbach 

Der Ausschuß empfiehlt, die Aufhebung der Ver-
ordnung nicht zu verlangen. Wird dazu das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft auf 
Drucksache 10/1677 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Niemand. Enthaltungen? — Bei ei-
nigen Enthaltungen ist die Beschlußempfehlung an-
genommen. 

Meine Damen, meine Herren, wir sind damit am 
Schluß der Tagesordnung, aber nicht ganz am 
Schluß der Sitzung. Der Deutsche Bundestag tagt 
am kommenden Sonntag, dem 1. Juli, um 11.00 Uhr 
zusammen mit dem Bundesrat. Die vorgesehene 
Sitzung findet gemäß Art. 56 des Grundgesetzes 
statt. 

Ich möchte wegen sehr zahlreicher Anfragen aus 
der Bevölkerung darauf hinweisen, daß wir nicht 
die Absicht haben, künftig sonntags zu arbeiten, 
sondern daß eine gesetzliche Vorschrift uns zwingt, 
am 1. Juli, dem Tag des Amtsantritts des neuen 
Bundespräsidenten, die Vereidigung vorzunehmen. 
Das ist zwingenden Rechts. Nur aus diesem Grunde 
wird der Deutsche Bundestag zusammen mit dem 
Bundesrat hier arbeiten. 

Sie sind darüber unterrichtet, daß besondere 
Transportmöglichkeiten für diese Sonntagssitzung 
geschaffen worden sind. 

Wir sind am Ende mit unserer Arbeit eines etwas 
turbulenten und manchmal auch hektischen Halb-
jahres. Ich hoffe, daß wir soviel Kraft schöpfen, daß 
wir hier im nächsten Halbjahr wieder mit Wort und 
Widerwort ringen können. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.36 Uhr) 

Berichtigung 

75. Sitzung, Seite 5456 B: Bei Punkt 39 ist statt 
„Drucksache 10/22" „Drucksache 10/1022" und bei 
Punkt 40 statt „Drucksache 10/900" „Drucksache 10/ 
990" zu lesen. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 	 29. 6. 
Antretter * 	 29. 6. 
Frau Dr. Bard 	 29. 6. 
Büchner (Speyer) * 	 29. 6. 
Conradi 	 29. 6. 
Duve 	 29. 6. 
Dr. Enders * 	 29. 6. 
Engelsberger 	 29. 6. 
Frau Fischer 	 29. 6. 
Haase (Fürth) * 	 29. 6. 
Haehser 	 29. 6. 
Hauck 	 29. 6. 
Frau Hoffmann (Soltau) 	29. 6. 
Dr. Holtz ** 	 29. 6. 
Hornung 	 29. 6. 
Ibrügger 	 29. 6. 
Jäger (Wangen) * 	 29. 6. 
Junghans 	 29. 6. 
Kittelmann * 	 29. 6. 
Kretkowski 	 29. 6. 
Dr. Kunz (Weiden) 	 29. 6. 
Lenzer * 	 29. 6. 
Dr. Mertes (Gerolstein) 	29. 6. 
Dr. Müller * 	 29. 6. 
Neumann (Bramsche) * 	29. 6. 
Pesch 	 29. 6. 
Pohlmann 	 29. 6. 
Polkehn 	 29. 6. 
Porzner 	 29. 6. 
Reddemann * 	 29. 6. 
Reimann 	 29. 6. 
Dr. Riedl (München) 	 29. 6. 
Dr. Rumpf * 	 29. 6. 
Saurin 	 29. 6. 
Schanz 	 29. 6. 
Schlatter 	 29. 6. 
Schmidt (Hamburg) 	 29. 6. 
Schmidt (München) * 	29. 6. 
Schröder (Hannover) 	29. 6. 
Schröer (Mülheim) 	 29. 6. 
Schulte (Unna) * 	 29. 6. 
Schwarz * 	 29. 6. 
Seiters 	 29. 6. 
Dr. Solms 	 29. 6. 
Dr. Stark (Nürtingen) 	29. 6. 
Verheyen (Bielefeld) 	 29. 6. 
Vogt (Kaiserslautern) * 	29. 6. 
Voigt (Sonthofen) 	 29. 6. 
Weiskirch (Olpe) 	 29. 6. 
Dr. Wulff * 	 29. 6. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an einer Arbeitsgruppe der Interparlamenta-
rischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 8. Juni 1984 beschlossen, 
den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen Antrag ge-
mäß Artikel 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen: 

Gesetz über die Anpassung der Renten der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und der Geldleistungen der gesetzlichen Un-
fallversicherung im Jahre 1984 

Gesetz über die dreizehnte Anpassung der Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz (Dreizehntes Anpassungsge-
setz - KOV - 13. AnpG-KOV) 

Seefischereigesetz 

Gesetz zu der in Genf am 23. Oktober 1978 unterzeichneten 
Fassung des Internationalen Übereinkommens zum Schutz 
von Pflanzenzüchtungen 

Die mit Schreiben vom 29. März 1984 zugeleitete Vorlage des 
Bundesministers des Innern zur Fortschreibung von Angaben zur 
Entwicklung der Besoldungs-, Vergütungs- und Versorgungsausga-
ben im öffentlichen Dienst wird in Abweichung von § 77 Abs. 1 GO 
gemäß § 77 Abs. 2 GO nicht gedruckt und verteilt. Die Vorlage ist 
dem Haushaltsausschuß zur Verteilung als Ausschußdrucksache 
zugeleitet worden. 

Der Präsident hat gemäß § 92 der Geschäftsordnung die nachste-
hende Vorlage überwiesen: 

Aufhebbare Neunzigste Verordnung zur Änderung der Ein-
fuhrliste - Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz - (Druck-
sache 10/1672) 

Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte, 
den Bericht dem Plenum möglichst bis zum 4. Oktober 1984 
vorzulegen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Verkehrssicher-
heitsprogramm 1984 der Bundesregierung (Drucksache 
10/1479) 
zuständig: Ausschuß für Verkehr 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Zusammenstel-
lung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben im 1. Vier

-

teljahr des Haushaltsjahres 1984 (Drucksache 10/1569) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Zukunft der Erdölversorgung aus dem Nahen Osten 
für die Länder außerhalb des kommunistischen Machtbe-
reichs (Drucksache 10/1597) 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Ausschuß für Forschung und Technologie 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu Gemeinschaftsmaßnahmen zur Sanierung der Bin-
nenschiffahrt (Drucksache 10/1607) 
zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu einem gemeinsamen Vorgehen der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft im Hinblick auf verschie-
dene Rechtsverletzungen neuerer Organisationen, die im 
Schutz der Religionsfreiheit arbeiten (Drucksache 10/1608) 
zuständig: Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
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Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu den Beziehungen der EWG zu Namibia (Drucksache 
10/1609) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Prüfung der 
Anhebung der Renten wegen Contergan-Schadensfällen 
(Drucksache 10/1651) 
zuständig: Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

(federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Überplanmäßige 
Ausgabe bei Kap. 1215 Tit. 681 02 — Schadensersatzleistun-
gen aus Anlaß der Fluglotsenaktion 1973 — (Drucksache 
10/1644) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Bericht-
erstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung über die 
nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Kampf gegen eine übermäßig starke Zusammen-
ballung in den Städten und zur Förderung einer institutionel-
len Dezentralisierung durch eine Raumordnung auf europäi-
scher Ebene und den Einsatz moderner Verkehrs- und  Kom-
munikationsmittel (Drucksachen 9/2048, 10/358 Nr. 96) 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der 
Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen absieht: 

Bericht über die Entwicklung der mit den Verkaufserlösen 
und Betriebsausgaben in der Land- und Forstwirtschaft an-
fallenden Mehrwertsteuer (Vorsteuerbelastung) (Drucksache 
10/1122) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Steuerharmonisierung in der Gemeinschaft (Druck-
sache 10/779) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Mitteilung der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften an den Rat über das Programm 1982 für die 
Verwirklichung der Zollunion (Drucksache 9/2392) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu den Fortschritten bei der Vollendung von Zollunion, 
gemeinsamem Binnenmarkt und freiem Personenverkehr ge-
mäß den einschlägigen Bestimmungen der EG-Verträge 
(Drucksache 9/2432) 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat mitgeteilt, daß 
der Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genom-
men hat: 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates betreffend 
im Gemeinschaftsinteresse liegende Sondermaßnahmen im 
Beschäftigungsbereich — KOM (83) 696 endg. — 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend im 
Gemeinschaftsinteresse liegende Sondermaßnahmen auf 
dem Gebiet der Infrastruktur — KOM (83) 697 endg. — 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend im 
Gemeinschaftsinteresse liegende Sondermaßnahmen auf 
dem Gebiet der Energiestrategie — KOM (83) 698 endg. — 
(Drucksache 10/938) 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden ECK  Vorlagen zur Kenntnis genom-
men hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Verlängerung der 
Irland gewährten Abweichung bezüglich der Regelung auf 
dem Gebiet der Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern 
im grenzüberschreitenden Reiseverkehr — KOM (83) 779 
endg. — 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Verlängerung der 
Irland gewährten Abweichung bezüglich der Regelung auf 
dem Gebiet der Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern 
im grenzüberschreitenden Reiseverkehr — KOM (83) 786 
endg. — (Drucksache 10/929 Nr. 13) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die 
vorübergehende Verwendung von Beförderungsmitteln 
(Drucksache 10/929 Nr. 14) 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates über den Abschluß 
des internationalen Übereinkommens über das Harmoni-
sierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren 
und 

Entwurf eines Beschlusses der Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl über die Annahme des Internationalen 
Übereinkommens über das Harmonisierte System zur Be-
zeichnung und Codierung der Waren — KOM (84) 141 endg. 
— (Drucksache 10/1404 Nr. 28) 

Anlage 3 

Korrekturen in der Beschlußempfehlung und in 
dem Bericht des Innenausschusses zu dem vom 
Bundesrat eingebrachten Entwurf eines ... Geset-
zes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
(Drucksache 10/930) auf Drucksache 10/1619 

1. Vorblatt 

Unter „B. Lösung" muß es zur Klarstellung 

a) am Ende des ersten Spiegelstriches heißen: 
„... auf alle Beamten und die Richter im Lan-
desdienst erweitert," 

b) im zweiten Spiegelstrich am Ende heißen: 
„... für alle Beamten aus Monopolausbil-
dungsgängen ohne bestimmte Dienstzeit- 
und Lebenszeitvoraussetzungen eingeführt." 

2. Zusammenstellung  

In Artikel 7, Nr. 1 ist im § 14 Abs. 1 Satz 1 im 
2. Halbsatz (Seite 12 der Drucksache, rechte 
Spalte, am Ende der 3. Zeile von oben) das Wort 
„tatsächliche" zu streichen. 

3. Bericht 

1. Auf Seite 19, linke Spalte, muß am Ende des 
3. Absatzes der Satzteil: , „wobei nichtgeneh-
migungspflichtige Nebentätigkeiten unbe-
rührt bleiben." entfallen. 

2. Auf Seite 20, linke Spalte, letzte Zeile muß es 
an Stelle von „§ 72 a Abs. 2" heißen: „§ 72 a 
Abs. 1 Nr. 2". 
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Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Frage 
des Abgeordneten Ibrügger (SPD) (Drucksache 10/ 
1656 Frage 1): 

Haben die Verhandlungen zur Beseitigung der Salzfracht 
der Weser einen Stand erreicht, der in absehbarer Zeit „Er-
gebnisse" erwarten läßt? 

Expertengespräche mit der DDR sind Mitte 1982 
mit einem Bericht der technischen Lösungsmög-
lichkeiten vorläufig abgeschlossen worden. Seither 
bemüht sich die Bundesregierung, mit den Weser-
Anliegerländern Einvernehmen über die Vorausset-
zungen zur Aufnahme abschließender Gespräche 
mit der DDR über konkrete Maßnahmen zur Redu-
zierung der Werra-Versalzung herzustellen. Insbe-
sondere zwischen Hessen und Bremen bestehen 
noch Meinungsverschiedenheiten. Die Bundesre-
gierung ist jedoch zuversichtlich, daß die Abstim-
mung mit den Ländern nunmehr in Kürze abge-
schlossen sein wird. Sie wird sich danach bemühen, 
in Gesprächen mit der DDR möglichst bald eine 
Regelung für die Reduzierung der Salzfracht der 
Werra/Weser zu erreichen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Becker (Nienberge) (SPD) (Druck-
sache 10/1656 Fragen 11 und 12): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussagen des Bun-
despostministers, daß eine Anschlußdichte von 80 v.  H.  bzw. 
90 v. H. bei den anschließbaren Wohneinheiten in den verka-
belten Gebieten „nicht zu den entscheidenden Einflußgrö-
ßen" gehöre, angesichts der Feststellung des Bundesrech-
nungshofes, daß die Anschlußdichte der Breitbandverteil-
netze „von ausschlaggebender Bedeutung für die Entwick-
lung der erwarteten Einnahmen" ist und somit grundlegende 
Bedeutung für die Wirtschaftlichkeit hat? 

Trifft es zu, daß der Bundespostminister entgegen seinen 
öffentlichen Aussagen in der Pressekonferenz vom 19. Juni 
1984 beabsichtigt, die Gebühren für den Breitbandanschluß 
im Zuge der bundesweiten Einspeisung der dritten Pro-
gramme im Jahre 1985 zu erhöhen? 

Zu Frage 11: 

Der Bundesrechnungshof hat bei seiner Untersu-
chung neben den mit der Deutschen Bundespost 
übereinstimmenden Ergebnissen, hinsichtlich der 
Gesamtinvestitionen je Übergabepunkt, der Be-
triebskosten, der Zahl der Wohneinheiten je Über-
gabepunkt und der Sättigungsgrenze der Akzep-
tanz abweichende Daten ermittelt. Der Bundespost-
minister mißt dabei der Sättigungsgrenze der Ak-
zeptanz nicht eine gleichrangige Bedeutung bei wie 
den Gesamtinvestitionen je Übergabepunkt und der 
Zahl der Wohneinheiten je Übergabepunkt. 

Der Bundesrechnungshof kommt bei seiner Be-
trachtungsweise für die Amortisationsdauer auch 
zu dem Schluß, daß von allen Einflußgrößen die 
Wohneinheit je  Übergabepunkt und die Investi-
tionsausgaben je Übergabepunkt am stärksten auf 
das Ergebnis einwirken. 

Die unterschiedliche Einschätzung der Anschluß-
dichteentwicklung besteht zudem lediglich hinsicht-
lich des Sättigungswertes. Im derzeitigen Frühsta-
dium des Netzausbaus und bei der jetzt sich ab-
zeichnenden Möglichkeit zusätzlicher Programm-
angebote kann jede Annahme zu diesem Punkt nur 
sehr unsicher sein. 

Zu Frage 12: 

Für die Einspeisung von 3. Programmen gelten 
die in der 23. Änderungsverordnung zur Fernmelde-
ordnung festgelegten Gebühren. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Reimann (SPD) (Drucksache 10/1656 
Fragen 13 und 14): 

Welche Gebiete gibt es, die im Jahre 1983 bzw. 1984 nach 
den bisher gültigen Prämissen verkabelt wurden, nach den 
neuen Kriterien des Bundespostministers nunmehr aber für 
eine Verkabelung nicht mehr in Frage kämen? 

Wie verträgt sich die vom Bundespostminister gegenüber 
dem Bundesrechnungshof vorgebrachte Einlassung, dieser 
habe „bei seinen Untersuchungen auf deutlich umfangrei-
chere und aussagefähigere Daten zurückgreifen können, als 
dies ihm bei seinen Kalkulationen seinerzeit möglich gewe-
sen sei" mit der Auffassung der Deutschen Bundespost, die 
Untersuchung sei entschieden verfrüht erfolgt? 

Zu Frage 13: 

Die Deutsche Bundespost ist bei ihrer Ausbau-
strategie auch bisher davon ausgegangen, mög-
lichst kostengünstige großflächige Netze mit zu er-
wartenden hohen Anschlußdichten anzustreben. 
Diese Zielsetzung, nach der die Ausbauprogramme 
der Jahre 1983 und 1984 geplant und größtenteils 
bereits realisiert worden sind, gilt nach wie vor. 

Zu Frage 14: 

Der Deutschen Bundespost stand bei ihren Be-
rechnungen Ende 1982 und Anfang 1983 nur be-
grenzt Datenmaterial für die Kalkulation zur Verfü-
gung. Der Bundesrechnungshof konnte bei seiner 
Kostenuntersuchung jetzt auf die Daten des gesam-
ten Jahres 1983 zurückgreifen, die aufgrund des 
verstärkten Netzausbaus vorliegen. 

Trotzdem bleiben auch jetzt noch erhebliche Un-
sicherheiten, da für die vorzunehmenden Berech-
nungen schon in der derzeitigen Anlaufphase An-
nahmen für die gesamte Lebensdauer der Investi-
tionen getroffen werden mußten. 

So fehlt bisher ein entsprechend vermehrtes Pro-
grammangebot und die daraus resultierenden Re-
aktionen des Marktes. 
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Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Liedtke (SPD) (Drucksache 10/1656 
Fragen 15 und 16): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß sich 
der Bundespostminister einerseits bei seiner Verkabelungs-
strategie immer wieder auf die Entwicklungen im Ausland 
beruft, andererseits aber der Bundesrechnungshof festge-
stellt hat, daß bei der Deutschen Bundespost entsprechende 
Unterlagen über das Ausland nicht vorhanden sind? 

Ist die neue Linie, nur noch Teile der Bundesrepublik 
Deutschland zu verkabeln, mit dem Bundeskabinett, z. B. un-
ter regional- und strukturpolitischen Aspekten, abgestimmt, 
und welche Gebiete kommen nach Auffassung der Bundesre-
gierung, z. B. in Niedersachsen und Schleswig-Holstein, für 
eine Verkabelung jetzt noch in Frage? 

Zu Frage 15: 

Entwicklungen im Ausland bei der leitergebunde-
nen Versorgung der Bevölkerung mit Ton- und 
Fernseh- und Rundfunkprogrammen sind bei der 
Deutschen Bundespost nicht unbekannt. Entspre-
chende Unterlagen — Veröffentlichungen, Studien 
und Reiseberichte — sind, soweit sie als Orientie-
rungshilfen für die Überlegungen zur Ausbaustrate-
gie herangezogen wurden, bei der Deutschen Bun-
despost vorhanden. 

Zu Frage 16: 

Die Deutsche Bundespost schlägt keine neue Li-
nie ein. Im Regierungsbericht zur Informations-
technik vom 23. Februar 1984 ist formuliert, daß die 
Bundesregierung die Errichtung von Breitbandver-
teilnetzen entsprechend der Nachfrage nach wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten zügig vorantreiben 
wird. 

Dies erfolgt nach Vorgaben, die den Oberpostdi-
rektionen bereits 1982 gegeben worden sind. 

Auch für Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
bleiben Ziel und Ausbaustrategie der Schwerpunkt-
ausbau. Vorhandene Keimzellen werden zu großflä-
chigen Netzen erweitert und miteinander ver-
mascht. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Bernrath (SPD) (Drucksache 10/1656 
Fragen 17 und 18): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Bun-
despostminister Dr. Schwarz-Schilling plötzlich erklärt, es 
sei „unabdingbar, für locker bebaute Bereiche andere Lösun-
gen zu finden" als den Anschluß an BK-Netze und damit 
„Stadtrandlagen und Gemeinden mit lockerer Bebauung" 
ausgenommen werden im Hinblick auf die Aussage der 
Bundesregierung noch vor einem halben Jahr (Drucksache 
10/499), die Bundesrepublik Deutschland werde „nahezu voll-
ständig" verkabelt, und kann sie darüber Aufklärung geben, 
ob mit „Versorgung mit Kabelanschlüssen bei 80 v. H. oder 
sogar darunter" nach der neuesten Aussage des Bundespost-
ministers 80 v. H. der Haushalte oder 80 v. H. der bebauten 
Fläche gemeint sind? 

Welche Auswirkungen auf die Anschlußbereitschaft der 
Bürger an BK-Netze in dichter bebauten Gebieten wird der 
Einsatz von direktstrahlenden Satelliten haben, wenn auch 
dort Satellitenprogramme über Gemeinschaftsantennenanla-
gen billiger empfangbar sind? 

Zu Frage 17: 

Eine vollständige Verkabelung der gesamten 
Bundesrepublik durchführen zu wollen, war von der 
Deutschen Bundespost nie beabsichtigt. Ihr ging 
und geht es um die großflächige Verkabelung und 
um die Vermaschung von Netzen. Dabei soll wirt-
schaftlich vorgegangen werden, um die Refinanzie-
rung der eingesetzten Finanzmittel zu ermögli-
chen. 

Untersuchungen haben gezeigt, daß es bei der 
Bauweise in Städten und Gemeinden mehrere inve-
stitionsrelevante Kategorien gibt wie: 

Gebiete mit hoher Bebauungsdichte (Kerngebiete), 
Gebiete mit mittlerer Bebauungsdichte (Randge-
biete), 
Gebiete mit lockerer, zum Teil weit auseinanderge-
zogener Bebauung. 

Angesichts solcher Unterschiede, die in vielen 
Städten und Gemeinden bestehen, strebt die Deut-
sche Bundespost als mittelfristiges Ausbauziel an, 
die Gebiete dichterer Bebauung, in denen ca. 80 % 
der Wohneinheiten liegen, zu versorgen, um eine 
wirtschaftliche Vorgehensweise sicherzustellen. 

Auch die restlichen 20 % werden zu gegebener 
Zeit durch die kostengünstigste Technologie ver-
sorgt werden. Je nach den Umständen können z. B. 
Großgemeinschaftsantennenanlagen, Rundfunksa-
telliten oder Richtfunkstrecken hierfür in Betracht 
kommen. 

Zu Frage 18: 

Die Anschlußbereitschaft der Bürger wird gerade 
in dichter bebauten Gebieten nicht berührt, da die 
Programme der direktempfangbaren Satelliten 
ohne zusätzliche Kosten in Breitbandkabelanlagen 
eingespeist werden können. 

Darüber hinaus übertrifft der Kabelanschluß so-
wohl hinsichtlich der Anzahl der Programme als 
auch der Anzahl möglicher anderer Dienste die 
Möglichkeiten der direktempfangbaren Satelliten. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Mertes auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP) 
(Drucksache 10/1656 Fragen 24 und 25): 

Besteht nach Ansicht der Bundesregierung Anlaß, und 
wenn ja, bestehen Aussichten für eine Fortschreibung des 
Harmel-Berichtes des Jahres 1967? 

Hinsichtlich welcher Aussagen des Harmel-Berichtes 
sollte diese Fortschreibung gegebenenfalls erfolgen? 

Der Harmel-Bericht vom Dezember 1967 ist ein 
Grundsatzdokument des Atlantischen Bündnisses. 
Er enthält bestimmte Prinzipien und Aufgaben, die 
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das bis heute gültige politische Konzept der Atlanti-
schen Allianz darstellen. Nach diesem Konzept der 
umfassenden Friedenssicherung hat die Allianz 
zwei Hauptfunktionen: 

— Gewährleistung des Gleichgewichts durch aus-
reichende militärische Stärke und politische So-
lidarität; 

— Dialog und Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
mit dem Osten mit dem Ziel echter Entspan-
nung. 

Man kann diese beiden Hauptfunktionen auch in 
einer prägnanteren Formel als ,Friedenserhaltung 
und Friedensgestaltung' bezeichnen. Verstärkt ha-
ben sich seit 1967, wie Sie wissen, erheblich die 
Bemühungen um Rüstungskontrolle und Abrüstung 
als integrale Bestandteile der Sicherheitspolitik des 
Bündnisses. 

Die Außenminister der NATO-Mitgliedsstaaten 
haben in der Washingtoner Erklärung vom 31. Mai 
1984 ausdrücklich festgestellt, daß die im Harmel-
Bericht von 1967 enthaltene Betrachtung nach wie 
vor gültig ist. Es gibt daher keinen Anlaß für eine 
Fortschreibung des politischen Grundkonzepts der 
Allianz; denn nach wie vor bekennen sich zu ihm 
alle Mitgliedsstaaten uneingeschränkt. Erforderlich 
ist vielmehr seine zielstrebige und umfassende An-
wendung, bezogen auf die jeweilige internationale 
Lage und unter Berücksichtigung der seit 1967 ge-
machten Erfahrungen. 

Dem dienen die Anstrengungen im Bündnis zur 
Gewährleistung der Verteidigungsfähigkeit, die Be-
wertung des West-Ost-Verhältnisses einschließlich 
der politischen Ziele der Sowjetunion und der mili-
tärischen Optionen, die diesen Zielen dienen und 
die sie seit 1967 — weit über ihre legitimen Verteidi-
gungsnotwendigkeiten hinaus — beträchtlich aus-
gebaut hat. Unser Ziel bleiben ausgewogene und 
nachprüfbare Vereinbarungen über Rüstungskon-
trolle und Abrüstung; aber darüber hinaus kon-
struktivere Beziehungen mit den Staaten des War-
schauer Paktes und — dies bleibt selbstverständ-
lich — ein Zustand des Friedens in Europa, in dem 
das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine 
Einheit wiedererlangt. Dieses nationale und ge-
samteuropäische Friedensziel fand auch im Har-
mel-Bericht einen beredten Ausdruck. Dort heißt 
es: 

— „Das höchste politische Ziel der Allianz ist es, 
eine gerechte und dauerhafte Friedensordnung 
in Europa mit geeigneten Sicherheitsgarantien 
zu erreichen." 

— „Jeder Bündnispartner sollte an der Förderung 
besserer Beziehungen zur Sowjetunion und den 
osteuropäischen Staaten in vollem Maße mitwir-
ken, sich dabei aber bewußt sein, daß die Ent-
spannungspolitik nicht zu einer Spaltung der Al-
lianz führen darf." 

— „Die Möglichkeit einer Krise kann nicht ausge-

schlossen werden, solange die zentralen politi-
schen Fragen in Europa, zuerst und zunächst die 
Deutschlandfrage, ungelöst bleiben." 

— „Eine endgültige und stabile Regelung in Europa 
ist nicht möglich ohne eine Lösung der Deutsch-
landfrage, die den Kern der gegenwärtigen 
Spannungen in Europa bildet; jede derartige Re-
gelung muß die unnatürlichen Schranken zwi-
schen Ost- und Westeuropa beseitigen, die sich 
in der Teilung Deutschlands am deutlichsten 
und grausamsten offenbaren." 

Auch folgende Aussage des Harmel-Berichts 
scheint mir wichtig: 

— „Das Gebiet des Nordatlantikvertrages kann 
nicht getrennt von der übrigen Welt behandelt 
werden; Krisen und Konflikte, die außerhalb des 
Vertragsgebietes entstehen, können seine Si-
cherheit entweder unmittelbar oder durch Ände-
rung des globalen Kräftegleichgewichts beein-
trächtigen." 

All das gilt selbstverständlich nach wie vor. 

Angesichts des nicht einfachen Standes der West-
Ost-Beziehungen erschien es politisch zweckmäßig, 
daß die Minister in Washington mit der Fortgeltung 
des Harmel-Berichts noch einmal die von Bundes-
kanzler Kohl und Außenminister Genscher mehr-
fach dargelegte Bündnispolitik gegenüber dem 
Osten bekräftigen. Diese Politik entspricht derjeni-
gen, die in der Bonner Erklärung vom 10. Juni 1982 
zum Abschluß der Bonner Gipfelkonferenz der 
NATO formuliert wurde, desgleichen in der Ant-
wort der damaligen Bundesregierung vom 14. Juni 
1982 auf eine Große Anfrage der CDU/CSU-Opposi-
tion. Die Bundesregierung hat sich für die Washing-
toner Erklärung besonders eingesetzt. Sie beruht 
auf einer gründlichen Untersuchung der Entwick-
lung des West-Ost-Verhältnisses seit der Annahme 
des Harmel-Berichts im Jahre 1967, die der Stän-
dige Rat der NATO im Auftrag der Minister ausge-
arbeitet hatte. Dem Auftrag der Minister lag eine 
Initiative des belgischen Außenministers Tinde-
mans zugrunde. 

Im Bündnis hat über die Fortgeltung des im Har-
mel-Bericht niedergelegten politischen Konzepts 
insgesamt stets Einvernehmen bestanden. Dies und 
die richtige Anwendung des Konzepts wurde durch 
die Konferenz in Washington bestätigt. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) 
(Drucksache 10/1656 Frage 64): 

Welche wichtigsten Grundstoffe für die Gewinnung von 
Bioenergie sind der Bundesregierung bekannt, und zu wel-
chen Preisen sind diese Grundstoffe auf dem EG-Binnen-
markt bzw. auf dem Weltmarkt zu beziehen? 
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Bei den in der Anfrage angesprochenen biogenen 
Grundstoffen handelt es sich um organische Rest-
und Abfallstoffe, Holz, stärke- und zuckerhaltige 
Agrarerzeugnisse, Zellulose, Stärke, Zucker sowie 
pflanzliche Öle und Fette. Als nachwachsende Roh-
stoffe werden sie künftig energie- und agrarpoli-
tisch größere Bedeutung gewinnen. 

Was Holz und Zellulose angeht, so haben wir in 
der EG einen liberalisierten Markt. Die Preise für 
Holz und seine Folgeprodukte auf den internen 
Märkten werden von der Weltmarktsituation be-
stimmt. 

Bei den klassischen Agrarprodukten Getreide 
und Zucker haben wir bekanntermaßen durch die 
EG-Marktordnungen ein vom Weltmarkt abgehobe-
nes Agrarpreisniveau. Der Preisabstand kann je 
nach weltweiter Versorgungslage beträchtlich 
schwanken. 

Um künftig stärker petrochemische Grundstoffe 
durch nachwachsende Rohstoffe zu ersetzen, 
kommt es darauf an, der deutschen und europäi-
schen Wirtschaft agrarische Grundstoffe, wie Zuk-
ker und Stärke, für Industriezwecke zu wettbe-
werbsfähigen Preisen zur Verfügung zu stellen. So 
gehen bei Zucker die gegenwärtigen Bemühungen 
dahin, der chemischen Industrie die Möglichkeit zu 
eröffnen, innerhalb der EG sog. C-Zucker kaufen zu 
können. Dieser wird zu Weltmarktpreisen gehan-
delt und darf bisher nur auf dem Weltmarkt abge-
setzt werden. 

Bei Stärke streben wir ebenfalls über die bisheri-
gen Produktionserstattungen hinaus eine gezielte 
Verbilligung der industriell-technisch eingesetzten 
Stärke an. 

Bei den heimischen pflanzlichen Ölen und Fetten 
gibt es ebenfalls gewisse Wettbewerbsnachteile. 
Diese sind aber weniger in der Marktordnung be-
gründet als vielmehr in besonderen Qualitätserfor-
dernissen. Über spezielle Züchtungsprogramme 
dürfte sich langfristig dieses Wettbewerbsdefizit be-
seitigen lassen. 

Ein wichtiger chemischer Grundstoff und Ener-
gieträger wird künftig Bioäthanol sein. Dieser Alko-
hol wird bereits in Brasilien aus Zuckerrohr und in 
den USA aus Mais in großtechnischem Maßstab 
hergestellt. Da Bioäthanol am Weltmarkt bislang 
nicht in nennenswertem Umfang gehandelt, son-
dern inländisch im Kraftstoffsektor verwendet 
wird, sind keine verläßlichen Weltmarktpreise be-
kannt. Um trotz des abgehobenen EG-Agrarpreis-
niveaus zu einer wettbewerbsfähigen Athanolerzeu-
gung zu gelangen, werden die Bestrebungen in der 
Bundesrepublik Deutschland dahin gehen müssen, 
soweit als möglich zucker- und stärkehaltige Rest-
stoffe (z. B. Melasse, Zuckerrübenabfälle, minder-
wertige Getreidestärke) zu nutzen und darüber hin-
aus — ähnlich dem Zuckerrohr — an europäische 
Verhältnisse angepaßte hochertragreiche Energie-
pflanzen zu züchten (z. B. spezielle Stärkekartof-
feln, Rüben, Zuckerhirse). 

Abschließend sei noch vermerkt, daß Bioenergie 
und agrarchemische Grundstoffe auch bei uns um 
so mehr an Wettbewerbsfähigkeit gewinnen,  

— je eher- die Energiepreise ansteigen und 
— je größere technische Fortschritte in der Bereit-

stellung und Stoffumwandlung der nachwach-
senden Rohstoffe sowie in der Reststoffverwer-
tung erzielt werden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Druck-
sache 10/1656 Frage 73): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch 
Wiederaufforstung und andere waldbauliche Maßnahmen 
die Folgen der von der Luftverschmutzung verursachten 
Waldschäden in Ostbayern (Bayerischer Wald, Oberpfälzer 
Wald, Steinwald, Frankenwald, Fichtelgebirge) wenigstens 
teilweise wiedergutzumachen? 

Die angesprochenen neuartigen Waldschäden 
lassen sich keiner der bekannten Schadursachen 
eindeutig zurechnen. Indizien sprechen dafür, daß 
Luftverunreinigungen wie vor allem Schwefeldio-
xid, Stickoxide und Photooxidantien, einzeln oder in 
Kombination, maßgeblich beteiligt sind. Ein eindeu-
tiger, wissenschaftlich gesicherter Beweis hat sich 
bisher nicht erbringen lassen. Die Bundesregierung 
mißt daher den Maßnahmen zur Verringerung der 
Luftschadstoffbelastung besondere Bedeutung zu. 

Waldbauliche Maßnahmen sollen flankierend 
dazu beitragen, die Waldschäden zu lindern und die 
Wälder hinüberzuretten, bis die Schadstoffbela-
stung entscheidend abgenommen hat. In den beson-
ders geschädigten Gebieten Ostbayerns werden 
großflächige Düngungsversuche durchgeführt. 
Durch die Düngung mit magnesiumreichen Kalken 
kann die Erkrankung zwar nicht verhindert, aber 
verzögert und abgemildert werden. Die Standort-
und insbesondere die Bodenverhältnisse sind im 
Einzelfall ausschlaggebend für Erfolgsaussichten. 
Eine unmittelbare Vitalisierung erkrankter Waldbe-
stände ist allerdings kaum zu erwarten. Praxisreife 
Düngungsverfahren mit unmittelbar therapeuti-
scher Wirkung stehen bisher noch nicht zur Verfü-
gung. Maßnahmen zur Wiederaufforstung von 
Schadensflächen spielen bislang noch keine Rolle, 
weil großflächige Ausfälle auf Grund der Waldschä-
den kaum zu beklagen sind. In lückenhaft wer-
dende ältere Bestände werden im Einzelfall geeig-
nete Baumarten eingebracht, um den noch vorhan-
denen Schutz des bestehenden Bestandes für die 
Verjüngung auszunutzen (Voranbau) oder um der 
Auflösung älterer Bestände eingegenzuwirken (Un-
terbau). 

Die Düngung, der Vor- und Unterbau und die Wie-
deraufforstung von Schadflächen werden seit die-
sem Jahr im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes" gefördert. Die Bundesmittel wurden 
hierzu um 20 Millionen DM aufgestockt, so daß zu-
sammen mit den Länderanteilen rund 33 Millionen 
DM zur Verfügung stehen. 
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Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/1656 
Frage 77): 

Welche Schäden sind den Forstwirten in Ostbayern (Baye-
rischer Wald, Oberpfälzer Wald, Steinwald, Frankenwald und 
Fichtelgebirge) unmittelbar und mittelbar als Folge der Luft-
verschmutzung entstanden, und was wird die Bundesregie-
rung zur Regulierung dieser Schäden vorschlagen? 

Als Folge der neuartigen Waldschäden hat die 
Forstwirtschaft bereits jetzt Erlösminderungen und 
Wertverluste am Wald zu beklagen, die nach einer 
Schätzung der Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Waldbesitzerverbände für das Bundesgebiet bei 
jährlich rund einer Milliarde DM liegen. Besondere 
Schwierigkeiten bereitet dabei die Beurteilung der 
Zuwachsverluste, für die noch keine ausreichend 
gesicherten Daten vorhanden sind. Eine Abschät-
zung der ökonomischen Auswirkungen der Wald-
schäden auf die genannten Schadensgebiete in Ost-
bayern ist zur Zeit nicht möglich. 

Mit diesen Fragen sind in Bayern die einschlägig 
arbeitenden Universitätsinstitute befaßt. 

Die Regulierung dieser Schäden im Einzelfall im 
Wege des Schadensersatzes stößt, wie die laufenden 
Schadensersatzprozesse zeigen, an die Grenzen des 
geltenden Haftungsrechts. Besondere Schwierigkei-
ten bereitet dabei der Nachweis, daß die geltend 
gemachten Schäden auf Luftverunreinigungen be-
stimmter Emittenten zurückzuführen sind. 

Die Bundesregierung verfolgt die gegenwärtige 
Schadensentwicklung sehr sorgfältig und wird im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit die Möglichkeiten ei-
ner Hilfestellung bei sich verschärfender Schadens-
situation prüfen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/1656 Frage 78): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Fachtoxiko-
logen, nach der es vertretbar ist, bei Versuchen zur Langzeit-
wirkung von Pflanzenschutzmitteln den LD 50-Test durch den 
ALD-Test zu ersetzen, für den weniger Tiere benötigt wer-
den, wenn ja, wie will die Bundesregierung erreichen, daß 
künftig die Behörden in allen Ländern auf die Vorlage von 
LD50-Tests für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln ver-
zichten? 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
alle Möglichkeiten zur Einsparung von Tierversu-
chen, somit auch bei der Beurteilung von Pflanzen-
schutzmitteln, genutzt werden müssen. Sie ist über-
zeugt, daß es nach dem gegenwärtigen Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse, z. B. durch Nut-
zung des ALD-Tests für die Einstufung und Kenn-
zeichnung von Pflanzenschutzmitteln möglich ist,  

die Zahl der Tiere, die für die Bestimmung der aku-
ten Toxizität wesentlich ist, zu reduzieren. 

Die Bundesregierung wird sich für die Anwen-
dung des ALD-Tests weiterhin in den einschlägigen 
internationalen Gremien mit Nachdruck einsetzen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/1656 Fragen 79 und 80): 

Hält es die Bundesregierung im Rahmen der Neuordnung 
des Milchmarktes für richtig, daß Molkereien auf Grund 
direkter und indirekter Maßnahmen nun weniger flüssige 
Magermilch, dagegen unter hohem Energieaufwand getrock-
netes Magermilchpulver den landwirtschaftlichen Betrieben 
anbieten? 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unter-
nehmen, um wieder mehr flüssige Magermilch den landwirt-
schaftlichen Betrieben anzubieten und damit die Lage auf 
dem Milchmarkt zu entlasten? 

Die Bundesregierung hielte es nicht für richtig, 
wenn Molkereien aufgrund direkter und indirekter 
Maßnahmen nun weniger flüssige Magermilch, da-
gegen unter hohem Energieaufwand getrocknetes 
Magermilchpulver den landwirtschaftlichen Betrie-
ben anbieten würden. Die in der Frage anklingende 
Befürchtung ist jedenfalls für die Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt unbegründet. Denn im 
Jahre 1983 war gegenüber dem Vorjahr eine Steige-
rung der Magermilchverfütterung von 16,9 % und in 
den ersten fünf Monaten dieses Jahres gegenüber 
dem Vergleichszeitraum des Vorjahres sogar eine 
Steigerung von 41,4 % zu verzeichnen. In den EG 
betrug die Steigerung 1984 gegenüber 1983 22,7 %. 
Vorläufige Zahlen für 1984 weisen jeweils eine stei-
gende Tendenz gegenüber 1983 auf. 

Unter Berücksichtigung der Marktversorgung 
auch in der milcharmen Jahreszeit wird die Bun-
desregierung bemüht bleiben, daß die Verfütterung 
von Magermilch gegenüber der Herstellung von 
Magermilchpulver durch eine angemessene Verbil-
ligung und möglichst einfache Verwaltungshandha-
bung begünstigt wird. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 10/ 
1656 Fragen 81 und 82): 

Welche Referenzpreise wird die Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaft für Backweizen der Mindestqualität für 
die Intervention festsetzen, und was gedenkt die Bundesre-
gierung dagegen zu tun, daß die Kommission durch Verwal-
tungsanordnung die Preisbeschlüsse des Ministerrates un-
terläuft? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um zu verhindern, daß durch Maßnahmen der Kommission 
in Brüssel der Landwirtschaft weitere Verluste zugefügt wer-
den? 
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Zu Frage 81: 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten wird den Preis für den Ankauf von Brotweizen 
in den Monaten August bis Oktober 1984 auf 195,52 
ECU oder 494,42 DM je Tonne festsetzen. Die Kom-
mission ist zuständig für die Festlegung des  An-
kaufspreises. 

Der vorgesehene Betrag liegt 7 % über dem Inter-
ventionspreis für Futterweizen. In den Preisver-
handlungen hatte die Kommission zu erkennen ge-
geben, daß der Aufschlag auf den Interventions-
preis 7,67 % betragen solle. Inzwischen hatten die 
Dienststellen einen Aufschlag von nur 5 % erwogen. 
Der Bundesminister hat sich scharf hiergegen ge-
wandt und damit erreicht, daß der ursprünglich ge-
nannte Preis annähernd erreicht wird. 

Zu Frage 82: 

Bei der Durchführung der gemeinsamen Markt-
ordnung für Getreide sind der Kommission weitge-
hende Befugnisse eingeräumt. Vor Erlaß von Maß-
nahmen muß die Kommission die Stellungnahme 
der Mitgliedstaaten im Verwaltungsausschuß ein-
holen. Die Mitgliedstaaten können aber nur unter 
sehr erschwerten Bedingungen im Rat eine Ent-
scheidung der Kommission aufheben. 

Die Dienststellen der Kommission haben nach 
dem Preisbeschluß für 1984/85 die Absicht erken-
nen lassen, außer der Festsetzung des Ankaufsprei-
ses für Brotweizen folgende Maßnahmen zu treffen, 
die sich für die Landwirtschaft ungünstig ausge-
wirkt hätten: 

— Festsetzung des Währungsausgleichs für Weich-
weizen auf der Grundlage des Interventionsprei-
ses und nicht wie bisher auf der Grundlage des 
Ankaufspreises für Brotweizen. 

— Herabsetzung des Höchstgehaltes an Kornbe-
satz bei der Intervention von Futterweizen und 
Gerste. 

Wir haben im Zusammenwirken mit anderen Mit-
gliedstaaten erreicht, daß die Kommission diese Ab-
sichten nicht verwirklicht. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Männle (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/1656 Frage 83): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine mehr oder min-
der sich nur als im Hobbyberuf betätigende Schneidermei-
sterin nach dem Handwerker-Versicherungsgesetz Pflicht-
beiträge zu ihrer Altersversorgung zahlen muß, wenn sie 
Auszubildende einstellen will, obwohl sie selbst an einer Al-
tersversicherung wegen der Versorgung durch ihren Ehe-
mann nicht interessiert ist, und sieht die Bundesregierung 
darin nicht gerade in der heutigen lehrstellenknappen Zeit 
eine ausbildungshemmende Vorschrift? 

Die Bundesregierung teilt die in Ihrer Frage zum 
Ausdruck kommende Auffassung, daß ausbildungs-

hemmende Vorschriften soweit wie möglich abge-
baut werden sollten. Sie unterstützt daher alle dar-
auf gerichteten Bemühungen. Ich erinnere nur an 
den insoweit von der Bundesregierung bereits im 
September 1983 gefaßten Grundsatzbeschluß. 

Zu der von Ihnen in diesem Zusammenhang an-
gesprochenen Frage der Versicherungspflicht nach 
dem Handwerkerversicherungsgesetz ist darauf 
hinzuweisen, daß das Recht der gesetzlichen Ren-
tenversicherung grundsätzlich keine Befreiungs-
möglichkeit für Ehefrauen aufgrund ausreichender 
Altersversorgung des Ehegatten kennt. Eine solche 
Freistellung von dem rentenrechtlichen Schutz 
halte ich auch nicht für gerechtfertigt. Ob bei der 
von Ihnen geschilderten Tätigkeit allerdings über-
haupt eine beitragspflichtige selbständige Tätigkeit 
vorliegt, läßt sich ohne nähere Kenntnis der Einzel-
heiten nicht beurteilen. 

Im übrigen enthält aber die Handwerkerversiche-
rung bereits Vergünstigungen in der Beitragszah-
lung und -berechnung bei Ausbildung eines Lehr-
lings. Die Bundesregierung will diese Vergünsti-
gung nach dem schon erwähnten Grundsatzbe-
schluß in einem vertretbaren Umfang möglichst 
bald erweitern. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 10/ 
1656 Fragen 84 und 85): 

Wie viele Arbeitslose mit Ansprüchen auf Arbeitslosengeld 
oder -hilfe haben seit Beginn des Jahres 1983 begonnen, an 
schulischen oder außerschulischen Fortbildungs- oder Aus-
bildungsmaßnahmen teilzunehmen und haben infolgedessen 
auf Grund der Bestimmungen des Arbeitsförderungsgesetzes 
(AFG) weder Arbeitslosenunterstützung noch Sozialhilfe er-
halten? 

Welche Malinahmen will die Bundesregierung ergreifen, 
um den unhaltbaren Zustand, daß Arbeitslose mit einem An-
spruch auf Arbeitslosengeld oder -hilfe nach dem Arbeitsför-
derungsgesetz (AFG) jegliche Unterstützung verlieren, wenn 
sie an einer schulischen oder außerschulischen Fort- oder 
Ausbildungsmaßnahme teilnehmen, zu beseitigen? 

Bei der Teilnahme an außerschulischen berufli-
chen Bildungsmaßnahmen haben Arbeitslose, die 
Arbeitslosengeld auf Grund eines Anspruchs von 
einer Dauer von mindestens 156 Tagen oder im An-
schluß daran Arbeitslosenhilfe beziehen, Anspruch 
auf Unterhaltsgeld nach §§ 44 Abs. 2, 46 Arbeitsför-
derungsgesetz. In den Fällen, in denen die Beitrags-
pflicht zur Bundesanstalt für Arbeit nicht minde-
stens 540 Kalendertage bestanden hat, und daher 
ein Anspruch auf Arbeitslosengeld von einer Dauer 
von mindestens 156 Tagen nicht entstanden ist, hat 
das Gesetz keinen Anspruch auf die Unterhalts-
geldzahlungen eingeräumt. In diesen Fällen zahlt 
das Arbeitsamt das Arbeitslosengeld und die Ar-
beitslosenhilfe weiter, wenn der Teilnehmer an der 
Bildungsmaßnahme glaubhaft machen kann, daß er 
bereit ist, jederzeit für Beratungen oder Vorstellun-
gen bei Arbeitgebern den Bildungsgang zu unter-
brechen und ihn abzubrechen, wenn ihm ein zumut- 
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bares Arbeitsangebot unterbreitet wird. Diese Be-
reitschaft wird in den Fällen nicht vorliegen, in de-
nen die Bildungsmaßnahme zu einem Abschluß 
oder zu einem sonstigen allgemein anerkannten 
Zertifikat führt. In diesen Fällen ist mangels Ver-
fügbarkeit i. S. § 103 Arbeitsförderungsgesetz der 
Anspruch nicht mehr gegeben. Den Lebensunter-
halt hat in diesen Fällen die Sozialhilfe im Rahmen 
des Bundessozialhilfegesetzes sicherzustellen. 

Bei der Teilnahme an schulischen Bildungsmaß-
nahmen richtet sich die Förderung nach den Vor-
schriften des Bundesausbildungsförderungsgeset-
zes. Gemäß § 118 a Arbeitsförderungsgesetz ruhen 
während der Teilnahme an diesen Maßnahmen, da 
die Arbeitskraft des Schülers voll in Anspruch ge-
nommen wird, die Ansprüche auf Arbeitslosengeld 
und Arbeitslosenhilfe. 

Aus dem vorhandenen Zahlenmaterial ist die 
Zahl derjenigen Arbeitslosen, die bei der Teilnahme 
an Bildungsmaßnahmen keinen Anspruch auf Un-
terhaltsgeld oder Leistungen nach dem Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz haben und wegen der 
Teilnahme an Bildungsmaßnahmen den Anspruch 
auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe nicht 
geltend machen können, nicht zu ermitteln. Nach 
der Einschätzung der Bundesanstalt für Arbeit 
kann es sich nur um Einzelfälle handeln. 

Aufgrund der Tatsache, daß durch das im Jahre 
1980 in Kraft getretene Arbeitsförderungs-Konsoli-
dierungsgesetz der Grundsatz verstärkt worden ist, 
daß die teuren Unterhaltsgeldleistungen von der 
vorherigen Beitragsleistung abhängig sein sollen, 
und mit Rücksicht auf die Finanzlage der Bundes-
anstalt für Arbeit sehe ich im Augenblick keine 
Möglichkeit, die Anspruchsvoraussetzungen für das 
Unterhaltsgeld herabzusetzen. Auch auf die für die 
Zahlung von Arbeitslosengeld und Arbeitslosen-
hilfe erforderliche Voraussetzung der Verfügbar-
keit kann nicht verzichtet werden. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Heyenn (SPD) (Drucksache 10/1656 
Frage 86): 

Hat die vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
am 2. Mai 1984 gegenüber dem Hauptvorstand der Gewerk-
schaft ÖTV geäußerte Zuversicht, in der Frage des Zuschus-
ses zum Krankenversicherungsbeitrag für DO-Angestellte 
bald zu einer Lösung zu kommen, inzwischen eine Bestäti-
gung erfahren, oder trifft die Äußerung von Ministerialdirek-
tor Dr. Hauck vom 28. Mai 1984 vor dem Bundesvertretertag 
der Gewerkschaft der Sozialversicherungsträger zu, nach der 
keine Regelung in Aussicht steht? 

Sie sprechen mit Ihrer Frage die Problematik des 
Beitragszuschusses für dienstordnungsmäßig An-
gestellte der Orts- und Innungskrankenkassen und 
ihrer Verbände an. DO-Angestellte sind wie Beamte 
in der Renten-, Arbeitslosen- und Krankenversiche-
rung versicherungsfrei und müssen daher, wenn sie 
sich in der gesetzlichen Krankenversicherung frei-

willig versichern, ihren Krankenversicherungsbei-
trag voll selbst tragen. Dies gilt auch für freiwillig 
versicherte Beamte. 

Im Gegensatz zu Beamten haben die DO-Ange-
stellten einzelner Kassen etwa seit 1971 seitens ih-
rer dienstgebenden Krankenkasse einen Zuschuß 
zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag erhalten, so 
daß sie nur den halben Beitrag selbst zu zahlen hat-
ten und damit besser gestellt wurden als alle übri-
gen freiwillig der gesetzlichen Krankenversiche-
rung angehörenden DO-Angestellten und Beamten. 

Durch das Zweite Gesetz zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund 
und Ländern (1975) wurde festgelegt, daß DO-Ange-
stellten keine Geld- oder geldwerten Leistungen ge-
währt werden dürfen, die es ihrer Art nach für 
Beamte nicht gibt. Wegen dieses Harmonisierungs-
gebots wurden Satzungsbestimmungen, die die Zu-
schüsse weiter gewähren sollten, aufsichtsrechtlich 
durch die zuständigen Landesbehörden beanstan-
det. Klagen, die gegen die entsprechenden Auf-
sichtsanordnungen eingereicht worden waren, hat 
das Bundessozialgericht im April 1983 abgewiesen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung hat für den Wunsch, DO-Angestellte bei ihrer 
dienstgebenden Krankenkasse zu versichern, Ver-
ständnis. Deswegen hat er erwogen, die Versiche-
rungsfreiheit der betroffenen DO-Angestellten auf-
zuheben. Dies wollen jedoch weder die Betroffenen 
noch ihre Verbände. Eine Sonderregelung für die 
bei der dienstgebenden Krankenkasse freiwillig 
versicherten DO-Angestellten würde aber sowohl 
gegen das Harmonisierungsgebot als auch gegen 
die Gleichbehandlung aller freiwillig in der gesetzli-
chen Krankenversicherung versicherten DO-Ange-
stellten und Beamten verstoßen. 

Auf der 58. Konferenz der Arbeits- und Sozialmi-
nister und -senatoren des Bundes und der Länder 
am 15. Mai 1984 ist dieses Thema ebenfalls erörtert 
worden. Es wurde vereinbart, daß der Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung die dort gewon-
nen Erkenntnisse zusammenfaßt; eine entspre-
chende schriftliche Unterrichtung der Länder wird 
voraussichtlich in den nächsten Tagen erfolgen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Matthäus-Maier (SPD) (Druck-
sache 10/1656 Fragen 87 und 88): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, aus dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 18. April 1984 über die Un-
zulässigkeit einer Sozialgerichtsvorlage zur „Abtreibung auf 
Krankenschein" Konsequenzen zu ziehen, und wenn ja, wel-
che? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, nach der Karlsruher 
Entscheidung den „Gesetzentwurf von CDU/CSU-Abgeordne-
ten zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher Vor-
schriften", Drucksache 10/941, als Regierungsinitiative aufzu-
greifen? 
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Bundeskanzler Kohl hat in der Regierungserklä-
rung vom 4. Mai 1984 erklärt, daß die Bundesregie-
rung die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts abwarten und dann die gebotenen Konse-
quenzen ziehen werde. Die Bundesregierung steht 
nach wie vor zu dieser Aussage. Sie wird darüber 
beraten, ob und in welchem Umfang die derzeitige 
Regelung über die Finanzierung des nicht rechts-
widrigen Schwangerschaftsabbruchs geändert wer-
den soll. Eine Entscheidung hierüber ist noch nicht 
getroffen worden. 

Die Bundesregierung respektiert die hinter dem 
Gesetzentwurf von CDU/CSU-Abgeordneten zur 
Änderung krankenversicherungsrechtlicher Vor-
schriften über sonstige Hilfen stehende Haltung. 
Sie bezieht diesen Entwurf in die erwähnte Prüfung 
ein. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Gilges (SPD) (Drucksache 10/1656 
Fragen 89 und 90): 

Sind der Bundesregierung Verstöße gegen Kinderarbeit in 
der Bundesrepublik Deutschland bekannt, und gibt es Hin-
weise auf Schwerpunkte in den Bundesländern? 

Führt die Bundesregierung Verstöße gegen das Jugendar-
beitsschutzgesetz auf ein „offenbar nachlassendes Unrechts-
bewußtsein" bei einigen Arbeitgebern zurück, oder welche 
anderen Gründe vermutet die Bundesregierung für zuneh-
mende Kinderarbeit? 

Wie Ihnen bereits in der Fragestunde am 24. No-
vember 1983 zu Fragen nach Verstößen gegen das 
Verbot der Kinderarbeit mitgeteilt wurde, wird in 
den Jahresberichten der Gewerbeaufsicht der Län-
der vom Jahr 1981 an nur noch die Gesamtzahl der 
Beanstandungen gegen die Vorschriften des Ju-
gendarbeitsschutzgesetzes mitgeteilt. Diese Ge-
samtzahl hat sich im Jahr 1982 gegenüber dem Vor-
jahr von 29 000 auf 22 500 verringert. Aus dieser 
Gesamtzahl können Rückschlüse auf die Zahl der 
Verstöße gegen das Verbot der Kinderarbeit insbe-
sondere auf Schwerpunkte dieser Verstöße in den 
Bundesländern nicht gezogen werden. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Wie Sie aus der Antwort zu Ihrer ersten Frage erse-
hen können, hat sich die Gesamtzahl der Verstöße 
gegen Vorschriften des Jugendarbeitsschutzgeset-
zes verringert. Von einem „offenbaren Nachlassen 
des Unrechtsbewußtseins bei einigen Arbeitgebern" 
kann daher nicht die Rede sein. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Würtz (SPD) (Druck-
sache 10/1656 Frage 91): 

Welche Folgerungen zieht der Bundesminister der Vertei-
digung aus der Untersuchung des Bonner Rechtsprofessors 
Dr. von Maydell, der das Fehlen jeglicher Arbeitszeitrege-
lung für die Soldaten der Bundeswehr als verfassungswidrig 
(Artikel 3, 20 Grundgesetz) bezeichnet? 

Eine Untersuchung des Bonner Rechtsprofessors 
Dr. von Maydell liegt dem Bundesminister der Ver-
teidigung nicht vor. 

Der Bundesminister der Verteidigung geht auch 
weiter davon aus, daß die Verfassung eine gesetzli-
che Dienstzeitregelung für Soldaten nicht gebietet. 
Dauer und Zeiteinteilung des Dienstes richten sich 
nach den militärischen Erfordernissen des Verfas-
sungsauftrages der Streitkräfte. 

Alle Vorgesetzten sind bemüht, die zeitliche Bela-
stung ihrer Soldaten — dem Auftrag entsprechend 
— möglichst niedrig zu halten. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Horn (SPD) (Drucksache 10/1656 
Frage 92): 

Wie viele Übungen und Manöver der Landstreitkräfte in 
der Bundesrepublik Deutschland (Bundeswehr, nationale 
Übungen der Stationierungsstreitkräfte, NATO-Übungen) 
haben im Jahr 1983 das Gebiet des Vogelsberg-Kreises be-
rührt, und von wie vielen Übungen wird der Vogelsberg-
Kreis im Jahr 1984 voraussichtlich berührt werden? 

Im Jahre 1983 haben 115 Übungen der Landstreit-
kräfte das Gebiet des Vogelsberg-Kreises berührt. 
Hiervon entfielen auf die Bundeswehr: 42, auf die 
amerikanischen Streitkräfte: 73. Im größeren 
NATO-Rahmen fanden keine Übungen statt. Die 
entsprechenden Zahlen für 1984 können noch nicht 
angegeben werden, da kleinere Übungen von der 
Truppe, die in o. a. Zahlen enthalten sind, nicht 
langfristig geplant werden. Die Bestimmungen se-
hen für die Bundeswehr und die Alliierten Anmel-
defristen zwischen 3 bis 16 Wochen, je nach Größe 
der Übung, vor. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Lennartz (SPD) (Drucksache 10/ 
1656 Fragen 93 und 94): 

Trifft es zu, daß bei dem Absturz eines holländischen 
Kampfflugzeuges vom Typ F-16 in Linz der gesamte Tankin-
halt von 26 Litern des hochgiftigen Notstrom-Aggregat-Treib-
stoffes Hydrazin, der in einem angeblich absturzsicheren 
Tank aufbewahrt wird und zu Atembeschwerden und 
schlimmstenfalls zum Tod führt, freigeworden ist? 

Wenn ja, welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie-
rung zur Gesundheitssicherung der Linzer Bevölkerung zu 
ergreifen? 
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Zu Frage 93: 

Bei dem Absturz der F-16 am 28. Mai 1984 wurde 
der Hydrazintank aufgrund der Auftreffwucht zer-
stört. 

Hydrazin reagiert bei Kontakt mit porösem Mate-
rial wie Sand, Erde, Holz an der Luft spontan und 
verbrennt oder verpufft sofort. 

Nach keinem der bisherigen F-16 Unfälle wurde 
Hydrazin im Boden oder in der Umgebung der Un-
fallstelle festgestellt. Bei dem Unfall in Linz wurden 
lediglich geringe Hydrazinreste an einem Teil des 
zerstörten Vorratsbehälters gefunden. Diese Reste 
wurden neutralisiert. 

Zu Frage 94: 

Aufgrund der Ergebnisse der Überprüfungen am 
Unfallort und nach Neutralisierung der geringen 
Hydrazinreste bestand und besteht für die Bevölke-
rung keine Gefährdung. 

Ebenso haben die vorsorglich durchgeführten Un-
tersuchungen von Anghörigen der Berge- und Ret-
tungsmannschaften keine Anzeichen von Hydrazin-
einwirkungen ergeben. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Schily (DIE GRÜNEN) (Druck-
sache 10/1656 Fragen 95 und 96): 

Trifft die an Ärztinnen und Ärzte an der Akademie für das 
öffentliche Gesundheitswesen in Düsseldorf gegebene Infor-
mation zu, daß die von der Bundeswehr in Vorrat gehaltenen 
und später teilweise weiterverkauften Lebensmittel be-
strahlt werden, um sie haltbar zu machen? 

Falls ja, wie vereinbart die Bundesregierung eine solche 
Praxis mit dem grundsätzlichen Verbot der Lebensmittelbe-
strahlung nach dem Lebensmittelrecht? 

Nein, die Ihrer Frage zugrundeliegende — sach-
lich völlig unrichtige — Äußerung trifft nicht zu. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Druck-
sache 10/1656 Frage 97): 

Entspricht es den Tatsachen seitens der Amerikaner nach 
der Absichtserklärung im Dezember 1983 der Preis pro Feu-
ereinheit PATRIOT/ROLAND von 60 Millionen US-Dollar 
auf 100 Millionen US-Dollar erhöht worden ist, und wenn ja, 
wird die Bundesregierung dennoch die vorgesehenen 14 Feu-
ereinheiten PATRIOT/ROLAND ankaufen? 

Es trifft nicht zu, daß sich der Preis pro Feuerein-
heit PATRIOT seit Dezember 1983 von 60 Millionen 
auf 100 Millionen US-Dollar erhöht hat. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß im 
Rahmen des PATRIOT/ROLAND-Abkommens und 
innerhalb des vorgegebenen Finanzrahmens insge-

samt 28 Feuereinheiten PATRIOT beschafft wer-
den. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin 
(SPD) (Drucksache 10/1656 Frage 98): 

Hat die Bundesregierung mit der „Organisation und Ge-
schäftsführung" des 4. Familienberichts, der „Die Situation 
der älteren Menschen in der Familie" behandeln soll, das 
Deutsche Jugendinstitut beauftragt, wie einem Mitglieder

-

Rundschreiben der Deutschen Gesellschaft für Gerontologie 
zu entnehmen ist, und welche Gründe waren gegebenenfalls 
dafür ausschlaggebend, dieses Projekt nicht einer mit Alters-
fragen unmittelbar befaßten Institution wie etwa dem Deut-
schen Zentrum für Altersfragen e. V. oder dem Kuratorium 
Deutsche Altershilfe zu übertragen? 

Unabhängig von der jeweils zu behandelnden 
Thematik liegt die Geschäftsführung für die Ju-
gend- und Familienberichte grundsätzlich beim 
Deutschen Jugendinstitut (DJI), in dessen institu-
tionell geförderten Haushalt für jeden der Berichte 
drei Stellen zur Verfügung stehen. Diese Mitwir-
kung des DJI ist im Bundeshaushaltsplan aus-
drücklich berücksichtigt. Das DJI hat deshalb auch 
die Geschäftsführung für den 4. Familienbericht. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Druck-
sache 10/1656 Fragen 100 und 101): 

Wie hoch ist das finanzielle Gesamtvolumen der Kinder-
geldzahlungen von 1983 bis einschließlich 1987 anzusetzen, 
wenn die jetzige Rechtslage den Berechnungen zugrunde ge-
legt wird? 

Welches zusätzliche Finanzvolumen müßte jährlich, unter 
Berücksichtigung der rückläufigen Geburtenzahlen, ab 1988 
eingesetzt werden, wenn die Kindergeldzahlungen grund-
sätzlich bis zum 18. Lebensjahr gewährt würden und für das 
erste Kind eine Erhöhung um 25 DM pro Monat erfolgte und 
für alle weiteren Kinder um 50 DM? 

Zu Frage 100: 

Der Kindergeldaufwand — ohne Verwaltungsko-
sten — betrug 1983 15,075 Milliarden DM. Er dürfte 
auf der Grundlage des geltenden Rechts 

im Jahr 1984 14,615 Milliarden DM, 
im Jahr 1985 13,850 Milliarden DM, 
im Jahr 1986 13,280 Milliarden DM, 
im Jahr 1987 12,700 Milliarden DM 

betragen. 

Zu Frage 101: 

Die von Ihnen genannten Kindergeldverbesse-
rungen würden den Kindergeldaufwand für 1988 
um annähernd 5,7 Milliarden DM erhöhen. 
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Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Ehmke (Bonn) (SPD) 
(Drucksache 10/1656 Fragen 102 und 103): 

Ist es richtig, daß die Bundesregierung in dem Entwurf für 
die Novelle der Trinkwasserverordnung bei den Parametern 
für chlorierte Kohlenwasserstoffe und für Pestizide die in 
der EG-Richtlinie von 1980 genannten Richtwerte bzw. 
Höchstkonzentrationen überschreitet bzw. keine Höchstkon-
zentration oder keinen Richtwert nennt, und welche Begrün-
dung führt die Bundesregierung dafür an? 

Inwieweit ist der Entwurf für die Novelle der Trinkwasser-
verordnung dann mit der am 22. Februar 1984 in der Frage-
stunde der 55. Sitzung des 10. Deutschen Bundestages ge-
machten Aussage, daß die Bestimmungen der EG-Richtlinie 
ab Mitte 1985 zum Tragen kommen sollen, in Übereinstim-
mung zu bringen, und auf welche Weise will die Bundesregie-
rung dann das Vorkommen von chlorierten Kohlenwasser-
stoffen und Pestiziden im Trinkwasser auf eine für den Ver-
braucher ungefährliche Konzentration, wie in der EG-Richt-
linie vorgesehen, begrenzen? 

Zu Frage 102: 

Die Bundesregierung setzt die Trinkwasser

-

Richtlinie der Europäischen Gemeinschaft in die 
Trinkwasserverordnung und eine parallel dazu ent-
wickelte Richtlinie des Bundesgesundheitsamtes 
um. Im Falle chlorierter Kohlenwasserstoffe gibt 
die Europäische Gemeinschaft keine umzusetzende 
Höchstkonzentration vor. Hier geht die Trinkwas-
serverordnung weiter und setzt für einige Lösungs-
mittel aus dieser chemischen Klasse Grenzwerte 
ein. 

Die Grenzwerte für Pestizide, die in der EG-
Richtline zu finden sind, werden in der BGA-Richt-
line übernommen. Dies ist angesichts der Vielzahl 
in Betracht kommender Pestizide, ihrer Konzentra-
tion zum Teil im Grenzbereich der Meßbarkeit wie 
des Meßaufwandes, angemessen. 

Für das Vorliegen anderer Stoffe im Trinkwasser, 
die z. B. aus der großen Gruppe chlorierter Kohlen-
wasserstoffe nicht in dem Entwurf der novellierten 
Trinkwasserverordnung aufgeführt sind, gilt nach 
§ 2 Abs. 2 des Entwurfs der novellierten Trinkwas-
serverordnung, daß sie nicht in Konzentrationen 
enthalten sein dürfen, bei denen eine Schädigung 
der menschlichen Gesundheit zu besorgen ist. 

Zu Frage 103: 
Wie bereits gesagt, wird der Verbrauch mit den 

dargestellten Einstufungen chlorierter Kohlenwas-
serstoffe und der Pestizide in der Trinkwasserver-
ordnung und der BGA-Empfehlung und der An-
wendbarkeit des § 2 Abs. 2 Trinkwasserverordnung 
geschützt. Wir gehen nach wie vor davon aus, daß 
durch unsere Maßnahmen die EG-Richtlinie, wie 
am 22. Februar d. J. gesagt, umgesetzt wird. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) 
(SPD) (Drucksache 10/1656 Frage 104): 

Hat die Bundesregierung die behaupteten Auswirkungen 
der Luftverschmutzung auf Kleinkinder — Tod infolge Pseu-
do-Krupp-Erkrankung — geprüft, und hat sie insbesondere 
die in Oberfranken der Luftverschmutzung zugeschriebenen 
Todesfälle in ihre diesbezüglichen Betrachtungen einbezo-
gen? 

Die Bundesregierung hat das Bundesgesund-
heitsamt beauftragt, im Rahmen eines WHO-
Meetings Anfang Juli d. J. in Berlin auch die Frage 
zu prüfen, in welchem Zusammenhang Pseudo-
Krupp und Luftverschmutzung stehen können. Als 
Material dafür stehen Ergebnisse wissenschaftli-
cher Studien, kompetente Meinungsäußerungen 
und mehr oder weniger lokale Beobachtungen zur 
Verfügung,. so auch die aus Oberfranken. Bei einem 
Gespräch am 19. Juni d. J. von Eltern-Initiativen mit 
dem Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit wurde vereinbart, über das Bundesge-
sundheitsamt bemüht zu sein, lokale Zählungen 
und Beobachtungen stärker als bisher abzustim-
men und verfügbar zu machen. 

Dabei geht die Bundesregierung davon aus, daß 
nach bisherigen Informationen der Todesfall durch 
Pseudo-Krupp früher wie heute ein recht seltenes 
Ereignis ist, wobei gelegentlich Verwechselungen 
mit Fällen von Plötzlichem Kindstod vorkommen. 
Mit der Problematik des Plötzlichen Kindstodes 
wird sich das WHO-Meeting ebenfalls befassen. 

Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Reuschenbach (SPD) 
(Drucksache 10/1656 Frage 105): 

Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
vorliegenden örtlichen Untersuchungen über den Zusam-
menhang zwischen Luftverunreinigung und Pseudo-Krupp-
Erkrankungen, insbesondere für die zulässigen Belastungs-
grenzen nach der TA Luft? 

Die Bundesregierung verfolgt bereits seit länge-
rem mit großer Aufmerksamkeit in- und ausländi-
sche Beobachtungen über die Pseudo-Krupp-Er-
krankungen, ihre verschiedenen Formen und die 
Zusammenhänge ihres Auftretens. 

Am 19. Juni 1984 fand auf Einladung des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit ein 
Gespräch mit Vertretern von mehr als 30 Pseudo-
Krupp-Eltern-Initiativen statt. Diese unterrichteten 
Minister Dr. Geißler und die anwesenden Wissen-
schaftler des Bundesgesundheitsamtes über die Be-
obachtungen der Betroffenen beim Auftreten des 
Pseudo-Krupp. Die Ergebnisse werden mit in ein 
Expertengespräch der Weltgesundheitsorganisation 
einfließen. Dieses Expertengespräch über Luft-
schadstoffe und deren mögliche Einwirkung auf die 
menschliche Gesundheit findet auf Initiative des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund-
heit vom 3. bis 6. Juli 1984 im Bundesgesundheits-
amt mit internationaler Beteiligung statt. In dem 
WHO-Meeting werden auch Pseudo-Krupp und die 
hierzu vorliegenden Studien und Veröffentlichun-
gen behandelt. 
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Die Bundesregierung wird die Ergebnisse des 
WHO-Meetings im Hinblick auf gesundheitspoliti-
sche Konsequenzen und auf Maßnahmen im Um-
weltschutzbereich sorgfältig auswerten. Sie wird 
über diese Ergebnisse, . in den Ländern vorliegende 
örtliche Untersuchungen und weitere bereits ange-
laufene oder beabsichtigte Studien sowie über not-
wendige Maßnahmen mit den Ländern auch auf der 
nächsten Gesundheitsministerkonferenz beraten. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Berschkeit (SPD) (Druck-
sache 10/1656 Fragen 106 und 107): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche Touristen, 
die mit einem Omnibus in das EG-Land und unseren NATO-
Verbündeten Großbritannien einreisen, sich einer schikanö-
sen und entwürdigenden Einreiseprozedur unterwerfen müs-
sen? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen diese für westli-
che Demokratien unübliche Grenzabfertigung zu unterneh-
men? 

Zu Frage 106: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß über die 
Abfertigungsumstände im grenzüberschreitenden 
Kraftomnibusverkehr mit Großbritannien an be-
stimmten Grenzübergangsstellen von Reisenden 
und Verkehrsunternehmen Klage geführt wird. 

Zu Frage 107: 

Die Bundesregierung setzt sich sowohl in inter-
nationalen Gremien wie auch in bilateralen Ver-
handlungen für den Abbau von unnötigen admini-
strativen Hindernissen an den Grenzen ein. Dies 
gilt auch hinsichtlich des deutsch-britischen Stra-
ßenpersonenverkehrs mit Kraftomnibussen. Bei 
der letzten Sitzung der gemischten Kommission hat 
die britische Seite überzeugend dargelegt, daß die 
Bemühungen der britischen Regierung, zu einer 
verbesserten Abfertigung der Fahrgäste zu kom-
men, bereits Früchte getragen haben. Die Bundes-
regierung wird ihre Bemühungen, schrittweise zu 
Verbesserungen bei den Grenzabfertigungen zu 
kommen, fortsetzen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Diederich (Berlin) (SPD) 
(Drucksache 10/1656 Frage 108): 

Hat die Bundesregierung bei der Entscheidung der Deut-
schen Bundesbahn, auf dem Zug Berlin-Hof-München 
(9.02 Uhr ab Bahnhof Zoo) den Speisewagen abzuschaffen, 
mitgewirkt, und sind dabei die berlin- und deutschlandpoliti-
schen Aspekte dieser Rationalisierungsmaßnahme berück-
sichtigt worden? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) entscheidet über 
ihre Angebotsgestaltung in eigener, unternehmeri-

scher Verantwortung. Erfahrungen der DB mit an-
deren Zügen des Berlin-Verkehrs lassen erwarten, 
daß die aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten er-
folgte Umstellung auf eine Abteilbedienung mit Mi-
nibar der Nachfrage im D 308/309 sogar besser ge-
recht wird. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/1656 Fragen 109 und 110): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Be-
triebsplan für die Edertalsperre so zu ändern, daß der Hoch-
wasserschutz eine höhere Priorität als bisher erhält, so daß 
bei nicht vorhersehbaren außergewöhnlichen Niederschlä-
gen schneller und wirkungsvoller reagiert werden kann, als 
das offenbar im Rahmen des gegenwärtigen Betriebsplanes 
möglich ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß für die vom Hochwasser betroffene Bevölkerung der 
Hochwasserschutz erste Priorität hat, und welche Schlußfol-
gerungen werden daraus gezogen, auch wenn vor 70 Jahren 
beim Bau der Edertalsperre andere Zweckbestimmungen im 
Vordergrund standen? 

Für die vorn Hochwasser betroffene Bevölkerung 
hat der Hochwasserschutz besondere Priorität. Der 
Hochwasserschutz fällt jedoch nicht in den Aufga-
benbereich der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes, sondern in die Kompetenz der Bundes-
länder. 

Soweit die Bewirtschaftung der Edertalsperre an-
gesprochen ist, gilt folgendes: Die in den Jahren 
1908 bis 1914 zur Speisung des Mittellandkanals er-
baute Edertalsperre wird von der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung des Bundes verwaltet. Hier-
bei werden auch Landesaufgaben berücksichtigt, 
wie 

— Hochwasserschutz im Eder-, Fulda- und Weser-
gebiet sowie 

— Erhöhung des Niedrigwassers der Weser zur 
Verbesserung der Wassergüte. 

Diese Belange der Landeskultur und der Wasser-
wirtschaft werden im Einvernehmen mit dem Land 
Hessen auf der Grundlage einer Vereinbarung mit 
dem Regierungspräsidenten in Kassel vom 21. Ja-
nuar 1966 gewahrt. 

Im Laufe der Zeit haben sich an der Talsperre die 
Fischerei, der Wassersport und insbesondere der 
Fremdenverkehr lebhaft entwickelt. 

Die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung könnte 
mehr Stauraum zur Aufnahme von Hochwasser 
schaffen. Sie müßte allerdings dazu den Stauspiegel 
in der Talsperre erheblich absenken. Dieses würde 
jedoch, wie sich schon zu Niedrigwasserzeiten in 
der Vergangenheit ergab, die vom Land zu wahren-
den öffentlichen Interessen beeinträchtigen, z. B. 
Fischerei, Wassersport und regionale Wirtschafts-
struktur; d. h. Fremdenverkehr und Personenschiff-
fahrt auf der Oberweser. Deshalb müßte bei einer 
Änderung der gegenwärtigen Prioritätenfolge im 
Hinblick auf einen besseren Hochwasserschutz das 
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Land Hessen die öffentlichen Interessen neu be-
werten und dann ggf. initiativ werden. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/1656 Fragen 111 und 112): 

Wie hoch wären schätzungsweise die Einnahmen bei Ein-
führung von Autobahngebühren auf bundesdeutschem Netz 
unter Zugrundelegung von Gebühren auf französischen 
Autobahnen und unter Abzug der in der Bundesrepublik 
Deutschland erhobenen Kraftfahrzeugsteuer? 

Wie will die Bundesregierung weiterhin Einfluß auf unsere 
westeuropäischen Nachbarn nehmen mit dem Ziel, Auto-
bahn- und Straßenbenutzungsgebühren abzuschaffen? 

Zu Frage 111: 

Die Bundesregierung hat wiederholt klargestellt, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland auch zu-
künftig Autobahngebühren nicht erhoben werden. 
Die hypothetische Frage nach der Höhe des Auf-

kommens aus einer Autobahngebühr auf der 
Grundlage der französischen Gebührenstruktur 
und unter Abzug der in der Bundesrepublik erhobe-
nen Kraftfahrzeugsteuer, kann zur Zeit nicht beant-
wortet werden, weil 

— der Gegenstand der Gebühr nicht definiert ist 
und 

— die verschiedenen französischen Autobahnge-
sellschaften unterschiedliche Gebühren verlangen. 

Zu Frage 112: 

Die Bundesregierung wird sich wie bisher in bila-
teralen und multilateralen Gesprächen sowie in den 
zuständigen internationalen Gremien für den Ab-
bau von Autobahn- und Straßenbenutzungsgebüh-
ren einsetzen. Die Bundesregierung ist sich bewußt, 
daß Fortschritte in dieser Frage nicht kurzfristig 
und nur mit Unterstützung unserer Partnerländer 
zu erreichen sein werden. 

Als Anzeichen einer Neubesinnung in Europa 
kann in diesem Zusammenhang die Ankündigung 
des französischen Verkehrsministers angesehen 
werden, in Frankreich bestehende Autobahngebüh-
ren schrittweise abzubauen. 
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